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Drucksache VI/3628 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1971 



An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Zweckbestimmung und Begründung 


1 1 2 I 3 


4 


01 03 
514 01 


01 03 

519 01 

01 03 

apl. 
712 01 

01 03 

apl. 
812 01 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


52 000, — I 9 699,09 ' Haltung von Dienstfahrzeugen 

I Die Mehrausgabe ist in der Hauptsache auf einige größere 

Kraftfahrzeuginstandsetzungen zurückzuführen. Sie war un- 
vorhergesehen und zur Aufrechterhaltung eines geordneten 
Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 811 01. 


220 000 ,— 


103 469,31 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


I 


204 000,— Bauliche Maßnahmen zur Herrichtung des Kanzlerbungalows 
i und des Palmenhauses der Villa Hammerschmidt für die 
I Unterbringung von Staatsgästen 


116 000,— 


j Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
j ständen im Inland für Verwaltungszwecke 

I Das Hotel Petersberg, das die Funktion eines Gästehauses 
i des Bundespräsidenten und der Bundesregierung erfüllte, 

I stand für diesen Zweck nicht mehr zur Verfügung. Die in 
I die Bundesrepublik eingeladenen Repräsentanten ausländi- 
scher Staaten mußten deshalb anderweit angemessen unter- 
' gebracht werden. Ihre Unterbringung im Bungalow auf dem 
I Gelände des Bundeskanzleramtes und im sogenannten Pal- 
j menhaus, das sich an das Haus des Bundespräsidenten an- 
j schließt, erwies sich als die zweckmäßigste Lösung. 

I Die Räume der beiden Gebäude mußten dazu baulich instand- 
j gesetzt, durch technische Einrichtungen ergänzt und ange- 
I messen möbliert werden. 

Die hierfür entstandenen unabweisbaren Mehrausgaben bei 
! den Titeln 519 01, apl. 712 01 und apl. 812 01, denen erheb- 
I liehe Einsparungen an Hotelunterbringungskosten gegen- 
; überstanden, waren unvorhergesehen. 

Einparung bei Kap. 60 04 Tit. 863 61 (237 786,32 DM) und 
Kap. 25 02 Tit. 642 01 (185 682,99 DM). 
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Drucksache VI/3628 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1971 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



1 I 2 I 3 I 4 


01 04 
513 01 


01 04 
514 01 


01 04 


apl. 
812 01 


noch Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


34 000,— 


1 405,93 


Post- und Fernmeldegebühren 


Der Ansatz konnte nur geschätzt werden, da der Umfang 
des Geschäftsanfalls und des Informationsbedarfs und seine 
Auswirkung auf die Portokosten sowie die Erhöhung der 
Postgebühren nicht vorhergesehen werden konnte. 

Die Mehrausgabe war zur Erledigung der Aufgaben unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 01 04 Tit, 527 01. 


5 000,— 


395,06 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Der Mehrbedarf beruht auf den Kosten eines Unfalls. Die 
Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und zur Wieder- 
I herstellung der Betriebsfähigkeit des Dienstfahrzeugs unab- 
! weisbar. 

Einsparung bei Kap. 01 04 Tit. 527 01. 


62 141,13 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland 


Im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1971 
war der Umfang des Geschäftsanfalls und die technischen 
Probleme für die Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung noch nicht übersehbar. Es zeigte 
sich erst später, daß die Geschäftsstelle bei ihrer geringen 
Personalbesetzung in der technischen Einrichtung unzurei- 
chend ausgerüstet war. Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
im Sinne des Artikels 10 (4) des Verwaltungsabkommens vom 
25. Juni 1970 mußten noch folgende Großgeräte beschafft 
werden: 

1 Fernschreiber 

1 elektronischer Rechenautomat für die Arbeitsgruppe 
„ Bi Idung sbudge t " 

1 zweite Offset-Druckmaschine. 

Diese Beschaffung war im Interesse eines störungsfreien 
Betriebes unabweisbar. 

Der Mehrbedarf war wegen Überschreitung der Kostengrenze 
von 10 000, — DM im Einzelfall aus den Titeln 515 01 und 
515 04 nicht zu decken. 

Einsparungen 

bei Kap. 01 04 Tit. 515 01, 

Tit. 515 04 und 
Tit. 526 02. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1971 

DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Zweckbestimmung und Begründung 

T 

1 2 

1 3 1 

1 4 

02 01 j 

3 860 000,— 

Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

116 854, — Parlamentsdrucksachen 

512 02 

i 


Infolge der fortschreitenden Intensivierung der parlamen- 
tarischen Arbeit haben die Ausgaben für die Herstellung von 


Parlamentsdrucksachen einen Umfang angenommen, der den 
nach den Erfahrungssätzen der vorangegangenen vTahre er- 
mittelten Ansatz 1971 erheblich übersteigt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der 
reibungslosen Fortführung der Parlamentsarbeit unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 863 61. 


02 01 ' 5 000,— 

527 02 i 


02 01 17 449 300,— 

684 01 


24 071,85 Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Die Enquete-Kommission für Auswärtige Kulturpolitik hat 
im August und September 1971 in drei getrennten Reise- 
gruppen deutsche Kultureinrichtungen in latein-amerikani- 
schen Ländern aufgesucht. Die Programmgestaltung, die Vor- 
bereitung detaillierter Fragenkataloge und die Auswertung 
der Reisen oblag für jede der aus drei Kommissionsmit- 
j gliedern bestehenden Reisegruppe einem Angehörigen der 
I Verwaltung des Deutschen Bundestages. Die Durchführung 
der ersten Auslandsreise der Enquete-Kommission ist erst 
j Mitte 1971 beschlossen und vom Präsidenten genehmigt wor- 
den. 

Die Reisekosten für die Angehörigen der Bundestagsverwal- 
i tung in Höhe von 24 071,85 DM mußten bei Tit. 527 02 über- 
I planmäßig bereitgestellt werden. Die Mehrausgabe war un- 
j abweisbar und unvorhergesehen. 

I Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 526 03. 


1 499 620,57 | Zuschüsse an die Fraktionen des Deutschen Bundestages 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß infolge ver- 
j stärkter parlamentarischer Initiativen innerhalb der Frak- 
' tionen wesentlich mehr Anträge bearbeitet und zur Beschluß- 
: fassung vorbereitet werden mußten. Dazu wurde weiteres 
Personal benötigt, so daß höhere Personal- und Sachkosten 
j entstanden sind, als bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
j plans 1971 angenommen werden konnte. 

I Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und mit Rück- 
I sicht auf eine reibungslose Fortführung der parlamentarischen 
Arbeiten unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 41 1 02 und 41 1 03. 
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An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


1 


2 


3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


02 01 
711 06 


02 01 
711 10 


noch Einzelplan 02 — ■ Deutscher Bundestag — ■ 

600 000, — 220 705,48 I Umbau des Bundeshaus-Restaurants 

' In der Haushaltsunterlage-Bau sind die Gesamtkosten der 
Baumaßnahme auf 900 000 DM festgesetzt worden. Von die- 
sem Betrag wurden 600 000 DM und eine Verpflichtungs- 
ermächtigung von 300 000 DM im Bundeshaushaltsplan 1971 
veranschlagt; für 1972 waren 300 000 DM vorgesehen. Zur 
Vermeidung von Behinderungen und Geräuschbelästigungen 
I während der Tagungszeiten des Parlaments hat es sich als 
dringend erforderlich erwiesen, den gesamten Umbau des 
Bundeshaus-Restaurants entgegen den ursprünglichen Pla- 
j nungen während der Parlamentsferien vom 27. Juni — 11. Sep- 

1 tember 1971 bzw. im Haushaltsjahr 1971 durchzuführen. Die 

beschleunigte Abwicklung der Bauarbeiten war auch des- 
halb notwendig, weil das Restaurant während des Umbaues 
geschlossen werden mußte. Aus diesen Gründen war die 
Mehrausgabe unabweisbar. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 konnte 
diese auf neuen Erkenntnissen beruhende Terminplanung 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 642 01. 

42 000 — 23 743,82 Kosten für die Verbesserung der Heizkesselanlage des Bun- 

deshauses 

Zur Vermeidung von Betriebsstörungen bzw. zur Erhaltung 
der Leistungskraft der Heizkesselanlage mußten die elek- 
trischen Leitungen erneuert werden, da sie nicht mehr den 
VDE-Vorschriften entsprachen. Außerdem mußte die Wasser- 
aufbereitungsanlage überholt und umgestellt werden. Die 
Notwendigkeit hierzu ergab sich erst bei der Bauausführung. 
Die Mehrausgabe war aus diesen Gründen unvorhergesehen 
und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 526 03. 


Einzelplan 03 — Bundesrat — 

03 01 455 000, — 43 911,22 Bücher und Zeitschriften 

512 01 Von dem Haushaltsansatz entfallen auf Kosten für Druck- 

sachen des Bundesrates 425 000 DM. Infolge der ungewöhn- 
lich großen Zahl und des Umfangs der dem Bundesrat im 
Jahre 1971 zugestellten Vorlagen reichten die veranschlagten 
Mittel nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Deckung gemäß § 5 Abs. 2 HG 1971 ist vorher in Anspruch 
genommen worden. 

Einsparung bei Kap. 03 01 Tit. 411 02, 422 01, 529 01, 532 01, 
811 01, 812 01 und Kap. 60 04 Tit. 681 03. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1971 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 

1 2 

1 3 

1 4 


03 01 
711 01 


140 000 — 


noch Einzelplan 03 — Bundesrat — 


16 432,31 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Die Mehrausgabe beruht auf der Notwendigkeit einer 
wesentlichen Erweiterung der Baumaßnahmen, da nach Be- 
ginn der Arbeiten nicht vorhersehbare Mängel entdeckt wur- 
den und ein Aufschub dieser und anderer Folgearbeiten in 
das nächste Haushaltsjahr mit höheren Aufwendungen ver- 
bunden gewesen wäre, weil zum Teil eine Wiederholung der 
in diesem Jahr durchgeführten Arbeiten erforderlich gewor- 
den wäre. Aus wirtschaftlichen Gründen war das nicht ver- 
tretbar. 

Wegen der fristgerechten Fertigstellung der eingeleiteten 
Arbeiten bis zum Ende der Parlamentsferien war diese Aus- 
gabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 03 01 Tit. 812 01. 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 01 
511 01 


68 000,— I 


04 01 
512 01 


135 000 — 


10 633,31 


Geschäftsbedarf 


Der Umzug der Planungsabteilung in das neu angemietete 
Dienstgebäude, Bonn, Baunscheidtstraße 15, und der Umzug 
der Abteilung IV in das Dienstgebäude, Bonn, Adenauer- 
allee 120, zum Zwecke der Erprobung einer neuen Arbeits- 
organisation des Bundeskanzleramtes, die nach dem Bezug 
des Neubaues eingeführt werden soll, verursachten höhere 
Kosten als veranschlagt. Außerdem ist die Mehrausgabe auf 
den erhöhten Geschäftsbedarf als Folge der zunehmenden 
Tätigkeit der Planungsabteilung, insbesondere für die Fort- 
schreibung der Regierungnsvorhaben, zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 02 Tit. 685 01. 


65 382,01 


Bücher und Zeitschriften 


Die Mehrausgabe ist durch überdurchschnittlichen Bedarf an 
Datenblättern und Fotokopien der Planungsabteilung bei der 
Fortschreibung der Regierungsvorhaben sowie durch Mehr- 
fachbestellung von Büchern infolge der räumlich getrennten 
Unterbringung des Bundeskanzleramtes in vier Dienstge- 
bäuden, insbesondere für die Planungsabteilung, entstanden. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 02 Tit. 685 01. 
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Kap. 

Haushalts- 

An über- und 
außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1971 

gabemittein sind 


zugewiesen 


DM 

DM 

1 1 

1 2 

1 3 i 


Zweckbestimmung und Begründung 


04 01 
514 01 


04 01 
518 02 


04 01 
519 01 


04 01 
527 02 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


115 000, — I 17 976,03 ! Haltung von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Dienst- 
kraftwagen des Bundeskanzleramtes in besonderem Maße für 
Fernfahrten eingesetzt werden. Daraus ergeben sich zwangs- 
läufig vermehrte Kosten für die laufende Unterhaltung, für 
Treibstoffe und größere Instandsetzungen. Außerdem haben 
Preiserhöhungen zu der Mehrausgabe geführt. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit, 518 01. 


16 600,— 


10 132,65 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Die Mehrausgabe ist durch die Anmietung eines Schreib- 
automaten für die Vorhabenerfassung im innenpolitischen 
Schwerpunktprogramm und im Reformprogramm der Bundes- 
regierung sowie durch Anmietung eines Schreibautomaten 
und eines Fotokopiergerätes für die Abteilung IV, die mit 
der Erprobung einer neuen Arbeitsorganisation des Bundes- 
kanzleramtes befaßt ist, entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 532 01. 


314 600,— 


42 000,— 


1 095,18 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Maßnahmen 

Die Durchführung der Erprobungsphase für eine neue 
Arbeitsorganisation des Bundeskanzleramtes, die nach dem 
Bezug des Neubaues eingeführt werden soll, erforderte im 
Dienstgebäude, Bonn, Adenauerallee 120, einige zusätzliche 
Bauunterhaltungsarbeiten, wie Fußbodenerneuerungen, Tür- 
versetzungen und Malerarbeiten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 518 01. 

17 841,28 j Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Die Mehrausgabe entstand durch unvermeidbare Auslands- 
dienstreisen im Zuge der Verstärkung internationaler Kon- 
takte, insbesondere für Reisen des Staatssekretärs des Bun- 
deskanzleramtes in die USA. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit, 532 01. 
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Dnicksadie VI/3628 

Deutscher Bundestag — 

6. Wahlperiode 

Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1971 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

— ... 

Zweckbestimmung und Begründung 

DM 

zugewiesen 

DM 



1 1 

1 2 

1 3 1 

1 

4 


04 01 

apl. 
533 01 


04 01 
539 99 


04 01 
811 01 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

— 5 113,97 Vorbereitende Maßnahmen für eine Dankspende des Deut- 

schen Volkes aus Anlaß des 25, Jahrestages des Marshall- 
plans einschließlich Reisekosten 

Im Juni 1972 wird der 25. Jahrestag der Gründung des 
Marshallplans begangen werden. Aus diesem Anlaß wollen 
die früheren Empfängerländer eine Dankspende geben. Die 
Vorbereitungen dazu mußten bereits 1971 eingeleitet werden, 
um möglichst viele Länder für eine Beteiligung zu gewinnen 
und vor allem auch die Maßnahmen der einzelnen Länder zu 
koordinieren. 

' Die Mehrausgabe ist durch eine Reise des Beauftragten des 

Bundeskanzlers und der Bundesregierung in die USA zur 
Vorbereitung der Dankspende des Deutschen Volkes ent- 
standen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 526 04. 


10 000, — 17 582,43 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Mehrausgabe ist durch eine weitere Baugrundunter- 
suchung für den Neubau des Bundeskanzleramtes zwecks 
Feststellung des Schichtenverlaufes sowie der Belastbarkeit 
des Bodens und durch Leistung von Schadenersatz bei zwei 
von Kraftfahrern des Bundeskanzleramtes verschuldeten Un- 
fällen entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 532 01, 


88 600,~ 27 273,1 1 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Für den Herrn Bundeskanzler ist aus Sicherheitsgründen an 
Stelle des veranschlagten Dienstkraftwagens Mercedes 300 
SEL mit Sonderausstattung ein Mercedes 280 mit Sonder- 
schutzeinrichtung beschafft worden. Außerdem mußte ein 
Dienstkraftwagen, dessen Aussonderung erst für ein späte- 
res Haushaltsjahr vorgesehen war, aus technischen und wirt- 
schaftlichen Gründen bereits im Haushaltsjahr 1971 ersetzt 
; werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 532 01. 


8 



Kap. 

Tit. 


05 01 
442 01 


05 01 
525 21 


05 01 
526 01 


05 01 
526 04 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/3628 


Haushalts- 

betrag 

1971 

DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


2 I 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


76 400,— 


163 100 — 


50 000 — 


40 000,— 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

32 192,16 j Unterstützungen auf Grund der Unterstützungsgrundsätze 

Mehrausgaben infolge nicht vorhergesehener und unabweis- 
; barer Schadensersatzleistungen für Vermögensverluste, die 
Bundesbedienstete durch politische Unruhen und sonstige 
unabwendbare Ereignisse im Ausland erlitten haben. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 01. 


125 901,61 Kosten der Ausbildung der Beamtenanwärter 

Die Mehrausgabe ist auf eine Änderung des Ausbiidungs- 
ganges für die Anwärter des höheren Auswärtigen Dienstes 
zurückzuführen, durch die eine Verbesserung und Intensi- 
vierung der Ausbildung erreicht werden soll. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erreichung 
des Ausbildungszieles unabweisbar. 

Deckung gemäß Haushaltsvermerk wurde vorher in An- 
: Spruch genommen. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 01. 


6 861,07 i Gerichts- und ähnliche Kosten 

I 

I Bei Gerichts- und ähnlichen Kosten ist eine Beeinflussung 
der Ausgaben durch Bewirtschaftungsmaßnahmen nicht mög- 

I lieh. 

Die Mehrausgabe ist auf Prozeßkosten zurückzuführen, die 
i im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts nicht vorherzu- 
, sehen waren. Sie war unabweisbar. 

Deckung gern. § 5 (2) HG 1971 ist vorher in Anspruch ge- 
nommen worden. 

! Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 518 01. 


20 612,69 j Kosten für außeramtliche übersetzungs- und Dolmetscher- 
i tätigkeit 

I Die Beitrittsverhandlungen bei den Europäischen Gemein- 
, schäften in Brüssel mit Dänemark und Norwegen machten 
! die Heranziehung entsprechender Sprachsachverständiger, 

■ über die das Auswärtige Amt nicht verfügt, erforderlich. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Hinblick auf 
I die Notwendigkeit der Überprüfung der Verträge auf sprach- 
I liehe Übereinstimmung unabweisbar. 

Deckung gemäß § 5 (2) HG 1971 ist vorher in Anspruch 
genommen worden. 

I Einsparung bei Kap. 0501 Tit. 532 05 (10 119,12 DM) 

1 und Tit. 532 08 (10 493,57 DM). 
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An über- und 

Kap. 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 


DM 

DM 


1 1 2 I 3 I 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


05 01 I 
539 99 I 


05 01 
811 01 


05 02 
532 02 


05 02 
532 03 


70 000 — 


! 

1 


63 700,— 


825 000,— 


575 000,— 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


5 335,01 j Vermischte Verwaltungsausgaben 

I Die Mehrausgabe ist durch Kosten für Todesanzeigen und 
j Kranzspenden für in den letzten Monaten des Jahres 1971 
verstorbene Amtsangehörige sowie durch Schadensersatz- 
leistungen an Dritte aus Anlaß von Kraftfahrzeugunfällen 
entstanden. 

Diese unabweisbaren Ausgaben waren unvorhergesehen. 

Deckung gemäß § 5 (2)) HG 1971 ist vorher in Anspruch 
genommen worden. 

j Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 08. 


28 799,03 
(Vorgriff) 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe ist durch die vorzeitigen Ersatzbeschaffun- 
gen für 2 Dienstkraftwagen entstanden, die infolge Total- 
schadens ausgesondert werden mußten. 

Sie war unvorhergesehen und im Hinblick auf die Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes der Fahrbereitschaft un- 
abweisbar. 


Einsaprung bei Kap. 05 01 Tit. 532 01. 


448 508,24 


Kosten der Kommissionen, Arbeitsdelegationen und interna- 
tionaler Konferenzen, sofern das Auswärtige Amt maßge- 
benden Einfluß auf die Ausführung hat 


Die Höhe der Ausgaben konnte bei der Veranschlagung nur 
geschätzt werden. Die in Bewegung geratene Politik zur Ent- 
spannung der Nachkriegssituation erforderte aber in ver- 
stärktem Maße zwischenstaatliche Verhandlungen. 

Die Anzahl und die Kosten der dadurch notwendig gewor- 
denen Delegationsreisen führten unvorhergesehen und un- 
abweisbar zu der überplanmäßigen Ausgabe. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 16. 


283 538,62 


Außerordentliche Ausgaben des Auswärtigen Dienstes, die 
sich aus den Besonderheiten dieses Dienstzweiges ergeben 


! Die veranschlagten Kosten konnten nur geschätzt werden. 

I Im wesentlichen handelt es sich hier um Ausgaben, die dem 
Auswärtigen Amt aus der ihm obliegenden Repräsentation 
der Bundesregierung, durch repräsentative Aufwendungen 
bei zwischenstaatlichen Verhandlungen und durch die Be- 
schaffung von Ehrengeschenken erwachsen, 
r 

Die Notwendigkeit der unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Überschreitung des Haushaltsansatzes stand in unmit- 
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Haushalts- 

betrag 

1 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1971 

DM 

gabemittein sind 
zugewiesen 

DM 

1 1 

1 2 1 

3 1 

1 4 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — • 

telbarem Zusammenhang mit der in Bewegung geratenen 
Politik zur Entspannung der Nachkriegssituation. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 05. 


05 02 
532 04 


500 000 — 


1 019 613,72 


Kosten von Staatsbesuchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land i 


Der Haushaltsansatz beruhte auf Schätzung. Die veran- 
schlagten Mittel reichten nicht aus, um alle Ausgaben zu 
decken, die sich bei diesem Titel durch die Abwicklung der 
Besuche ergaben. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 05 02 


Tit. 526 

05 

20 

512,09 

DM 

529 

02 

193 

754,13 

DM 

531 

02 

91 

994,39 

DM 

532 

01 

171 

867,21 

DM 

686 

04 

55 

489,45 

DM 

686 

05 

32 

578,30 

DM 

686 

06 

20 

625,12 

DM 

686 

09 

212 

670,71 

DM 

686 

16 

208 

368,09 

DM 

686 

19 

11 

754,23 

DM 

Zusammen 

1 019 

613,72 

DM. 


05 02 
685 12 


630 000,- 


26 650 — 


Zuschuß an die Deutsche UNESCO-Kommission e. V. in Köln 


Der Deutschen UNESCO-Kommission, die aufgrund ihrer 
Aufgabenstellung eine besondere Bedeutung unter den Zu- 
wendungsempfängern des Auswärtigen Amts hat, sind im 
Zusammenhang mit einem unvermeidlichen Umzug in neue 
Büroräume zwangsläufig Mehrausgaben entstanden. Die Er- 
höhung der Zuwendung des Bundes und die darauf beru- 
hende Mehrausgabe waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 526 05. 


05 02 
686 12 


3 000 000,— 


79 775 485,— 


Für humanitäre und andere sofortige Hilfsmaßnahmen im 
Ausland außerhalb der Entwicklungshilfe 


Der Ansatz war geschätzt. Zahl, Umfang und Auswirkungen 
der Naturkatastrophen im Jahre 1971 haben zwangsläufig 
zu einer Überschreitung geführt. Insbesondere die Situation 
der pakistanischen Flüchtlinge in Indien und die durch Na- 
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Kap. 

Tit. 


05 02 
686 20 


05 03 
539 99 


Haushalts- 

betrag 

1971 


DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


Zweckbestimmung und Begründung 


2 I 3 


4 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

turkatastrophen und Kampfhandlungen entstandene Notlage 
der Bevölkerung in Ostpakistan machten eine sofortige Hilfe 
der Bundesregierung notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
11. August 1971 — F/II C 3 — AA 0260 — 18/71 — über 
eine Mehrausgabe in Höhe von 15,0 Millionen DM unter- 
richtet worden {§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 01 (63 000 000, — DM) 

und Kap. 25 02 Tit. 642 01 (16 775 485— DM). 


39 500,— 


8 326,34 


Beitrag an das West-Ost-Handelssekretariat in Paris 
(COCOM) 


Da der Budget-Vorschlag des West-Ost-Handelssekretariats 
für 1971 noch nicht vorlag, ist bei der Veranschlagung vom 
Beitrag für 1970 ausgegangen worden. 

Die Erfüllung der deutschen Beitragsverpflichtung erforderte 
jedoch eine Überschreitung dieses Haushaltsansatzes. Da es 
sich um eine internationale Rechtsverpfiichtung handelt, 
war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 06. 


230 000,— 


907 961,71 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die Mehrausgabe ist im wesentlichen auf die bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans in der Höhe nicht vor- 
herzusehenden Kursverluste durch die Freigabe des DM- 
Wechselkurses zurückzuführen. Weitere Mehrausgaben sind 
durch den Nachweis der Spesen im Auslandsüberweisungs- 
verkehr (Kassenbestandsverstärkungen) bei Titel 539 99 ge- 
mäß Entscheidung des BMWF vom 24. Juni 1970 — II A/6 — 
H 2135 — 1/70 — und durch die Rückzahlung von Sicher- 
heitsleistungen (Kautionen) aus Anlaß der Erteilung von 
Einreisesichtvermerken in die Bundesrepublik entstanden. 
Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Deckung gemäß § 5 (2) HG 1971 ist vorher in Anspruch ge- 
nommen worden. 


Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 529 02 

Tit. 532 01 
und Tit. 518 01 


(110 812,79 DM) 
(21 133,11 DM) 
(776 015,81 DM). 
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An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Zweckbestimmung und Begründung 


1 I 2 I 3 


4 


05 03 
686 02 


1 400 000 — ' 


I 

i 


i 

i 

I 

05 03 
739 10 


3 305 100 — ' 

I 

i 


I 


05 03 
739 32 


i 


noch Einzelplan 05 ■ — Auswärtiges Amt — ■ 

161 300,37 Amtliche Ausgaben bei den Wahlkonsulaten nach § 4 Abs. 2 
bis 4 der Verordnung über die Rechtsverhältnisse der Wahl- 
konsuln vom 8. Juli 1937 (RGBl. I S. 764) sowie Vergütungen 

Die Mehrausgabe ist auf die in ihrer Höhe unvorhergesehene 
Erhöhung der Ausgaben bei den Wahlkonsulaten infolge 
der Teuerung in den verschiedenen Ländern zurückzuführen. 
Die Wahlkonsuln waren teilweise nicht mehr in der Lage, 
den gestiegenen Verwaltungsaufwand selber aufzufangen 
und aus eigenen Mitteln zu bezahlen. Die Ausgaben waren 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 518 01 66 507,96 DM 

und Tit. 686 01 94 792,41 DM 


67 901,19 Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft und eines 
Dienstwohngebäudes für den Botschafter in Brasilia, Rest- 
betrag 

Die Mehrausgabe ist auf eine Erhöhung der Baukosten um 
95 000 DM auf insgesamt 11 411 000 DM zurückzuführen. 
Sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird, weil es sich 
um eine auslaufende Baumaßnahme handelt. 

i Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 518 01. 


1 009 360 86 j Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft und eines 
(Vorgriff) Dienstwohngebäudes für den Botschafter sowie von Dienst- 
wohnungen in Islamabad 

' Der Gesamtauftrag für das Bauvorhaben in Islamabad wurde 
am 29. Dezember 1970 erteilt. Das Angebot des General- 
unternehmers basierte auf einer Vorauszahlung von 30 Vo 
; der Auftragssumme zuzüglich der im Laufe des Haushalts- 
i Jahres fälligen Abschlagzahlungen aufgrund der erbrachten 
Bauleistungen. Diese Konditionen waren bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 1971 
1 nicht bekannt; die Zahlungen konnten nicht zurückgestellt 
I werden. 

I Kassenmäßige Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 739 30. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1971 

DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
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DM 

Zweckbestimmung und Begründung 

1 

1 2 

1 3 1 

1 4 
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05 03 — 

739 51 (Ausgaberest 

= 10 500,—) 


05 03 

apL 
739 57 


05 03 1 515 200,— 

811 01 


05 11 8 000,— 

539 99 


117 821,33 Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft, eines Dienst- 
wohngebäudes für den Botschafter und von Dienstwohnun- 
gen in Nouakchott 

Die Mehrausgabe ist auf eine Erhöhung der Baukosten um 
250 000 DM auf insgesamt 2 895 000 DM zurückzuführen. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird, weil es 
sich um eine auslaufende Baumaßnahme handelt. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 518 01. 


93 040,61 Neubau eines Dienstwohngebäudes für den Botschafter und 
von Dienstwohnungen in Kigali 

Die Mehrausgabe ist auf eine Erhöhung der Baukosten laut 
4, Nachtrag zum Bauvorhaben um 245 000 DM von 
830 500 DM auf 1 075 500 DM zurückzuführen. Hiervon wur- 
den im Haushaltsjahr 1970 = 116 999,73 DM als überplan- 
mäßige Ausgaben nachgewiesen. Da die Baumaßnahme im 
Haushaltsjahr 1970 nicht abgewickelt werden konnte, muß- 
ten die restlichen Ausgaben im Haushaltsjahr 1971 außer- 
planmäßig geleistet werden. 

Diese Verzögerung war nicht vorherzusehen; die Ausgaben 
waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05;03 Tit. 518 01. 

304 900,82 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Im Laufe des Haushaltsjahres 1971 ergab sich die Notwen- 
digkeit, für einige besonders gefährdete Auslandsvertretun- 
gen Dienstkraftwagen mit Sonderschutz zu beschaffen, um 
das Entführungsrisiko für deren Leiter zu senken. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Deckung gemäß Haushaltsvermerk wurde vorher in An- 
spruch genommen. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgaben nicht auf die nächstjährige Bewilligung 
angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 518 01. 


3 880,70 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Der Mehrbedarf beruht insbesondere auf 

a) Kosten von Bekanntmachungen in Tageszeitungen (Stel- 
lenauschreibungen, Nachrufe), 
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An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 

DM 

zugewiesen 


DM 


112 1 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


b) Gebühren an ausländische Behörden für Aufenthalts- und 
Arbeitsgenehmigungen der Bediensteten des Instituts, 

c) amtsärztliche Untersuchungen der Bediensteten des In- 
stituts und 

d) Vorstellungsreisen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interessse 
der reibungslosen Abwicklung des Dienstbetriebes sowie der 
Fürsorge für die Bediensteten unabweisbar. 

Deckung gemäß § 5 (2) HG 1971 ist vorher in Anspruch ge- 
nommen worden. 

Einsparung bei Kap. 05 11 Tit. 519 01. 


05 11 
816 01 


21 800,— I 


13 388,68 


Erwerb von Dienstfahrzeugen im Ausland 


Der Mehrbedarf für die Beschaffung eines Geländefahrzeugs 
mit Hebeausrüstung an Stelle eines Geländefahrzeugs „Land- 
rover 88, Kombi“ konnte nicht vorhergesehen werden, weil 
bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht zu erken- 
nen war, daß mit diesem Fahrzeug in den nächsten 4 bis 5 Jah- 
ren im Zuge der Fortführung der Ausgrabungen auf der Insel 
Elephantine (Oberägypten) auch Steintransportarbeiten 
(Kalksteinblöcke von durchschnittlich 2 t Gewicht) zum 
Abbau und zur Wiedererrichtung eines Tempelgebäudes an 
anderer Stelle auszuführen sind. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung ange- 
rechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 05 11 Tit. 519 01 (3 388,68 DM) 

und Tit. 711 01 (10 000,— DM). 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 
515 01 


440 000,— 




85 148,38 Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
j Maschinen für Verwaltungszwecke 

Die Mehrausgabe war zur Beschaffung von Deckenleuchten, 
Vorhängen u. a. nach Bezug der in Bonn-Bad Godesberg, 
Bonner Straße 48, neu angemieteten Diensträume und wegen 
Preiserhöhungen bei den Reparaturen und den Beschaffun- 
gen zusätzlicher Unterhaltungs- und Wartungskosten sowie 
des Ersatzes von Bürodeckenleuchten anläßlich der durch- 
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An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Zweckbestimmung und Begründung 


1 


3 


4 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

geführten Erneuerung der Elektroinstallation erforderlich. 
Sie war unvorhergesehen und zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21. 


06 01 ! 770 900,— ; 

518 01 i 


I 


06 01 I 204 000,— 
51901 


06 01 ! 500 000,— 

526 08 I 


37 642,80 Mieten und Pachten für Grundstücker Gebäude und Räume 

Durch die Übernahme der Abteilung Umweltschutz (früher 
BMJFG), die inzwischen erfolgten Personalvermehrungen 
und die Bildung zusätzlicher Projekt- und Arbeitsgruppen 
war die Anmietung zusätzlicher Diensträume in Bonn-Bad 
Godesberg, Bonner Straße 48, zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes unabweisbar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21. 


1 1 909,32 I Unterhaltung der Grundstücke und baulidien Anlagen 

Der Mehrbedarf beruht auf der Beschaffung von Fenster- 
j Klimageräten und dem Einbau von Doppelfenstern zur Lärm- 
dämpfung in angemieteten Diensträumen in Bonn-Bad 
Godesberg, Bonner Straße. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

; Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21. 


446 452,80 Kosten der Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstredits 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und auf Grund des 
der Kommission erteilten Auftrages und zur Einhaltung des 
; vom Deutschen Bundestag gesetzten Termins zur Erstellung 
i des Gutachtens (31. Dezember 1972) für Untersuchungsauf- 
i träge unabweisbar. 

! 

, Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21. 


06 01 80 300,— 

81101 I 

I 


18 109,35 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


I Ein Dienstwagen, dessen Ersatzbeschaffung für 1972 vorge- 
j sehen war, hatte Motorschaden, der nach dem Kostenvoran- 
schlag vom 9. November 1971 nur mit einem Kostenaufwand 
■ in Höhe von 2485,60 DM hätte behoben werden können. 

Der Kraftfahrzeugsachverständige hat mit seinem Gutachten 
I vom 10. November 1971 die Aussonderung des Dienstkraft- 
wagens vorgeschlagen. 
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DM 
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Zweckbestimmung und Begründung 


4 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


1 

i 


06 02 I 1 359 800 — i 
685 18 i 


I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
I erhaltung des Dienstbetriebes und aus Gründen der Wirt- 
! schaftlichkeit unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 532 01. 


49 900 — 


Zuschüsse an die im Arbeitskreis selbständiger kultureller 
Institutioneur Frankfurt (Main), zusammengeschlossenen Ein- 
richtungen (ASKI) 


Der Erwerb der Brief- und Manuskriptsammlung von Harry 
Graf Keßler durch das Schiller-Nationalmuseum in Marbach 
(Neckar) war für die deutsche Literatur-, Geistes- und Kunst- 
geschichte von großer wissenschaftlicher Bedeutung. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und für den Erwerb 
des Nachlasses aus kulturpolitischen Gründen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 684 05. 


06 02 
685 34 


1 170 000,— 




420 591,04 


Zuschüsse zu Veranstaltungen aus Anlaß der 100. Wieder- 
kehr der Reichsgründung 1871 


Die Gesamtkosten für die Veranstaltungen aus Anlaß der 
100. Wiederkehr der Reichsgründung waren auf 2 650 000 DM 
geschätzt worden. Von diesem Betrag sollten 500 000 DM 
durch Einnahmen aus dem Katalogverkauf gedeckt werden. 
Der verbleibende Restbetrag von 2 150 000 DM wurde durch 
die Veranschlagung von Ausgaben im Haushaltsjahr 1970 
mit 980 000 DM und im Haushaltsjahr 1971 mit 1 170 000 DM 
abgedeckt. 

Durch die nachträglich zusätzlich geforderten Betriebskosten 
für die technischen Anlagen im Reichstagsgebäude sind 
Mehrkosten angefallen, die im ursprünglichen Kostenvor- 
anschlag nicht eingeplant waren. Darüber hinaus sind beim 
Katalogverkauf Mindereinnahmen durch einen geringeren 
Katalogverkauf eingetreten. Die veranschlagten und zur 
Verfügung stehenden Ausgaben reichten daher nicht aus, den 
zusätzlichen Mehrbedarf abzudecken. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
rung der historischen Ausstellung im Reichstagsgebäude in 
Berlin und in der Paulskirche in Frankfurt (Main) unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 06 24 Tit. 812 09. 
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511 01 


06 10 
527 01 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


1 000 000 ,— 


Zuschuß zum Neubau eines Gemeindezentrums der Israeli- 
tischen Kultusgemeinde in München 


Die Bundesregierung hat durch Kabinettbeschluß vom 18. Fe- 
bruar 1971 entschieden, zum Wiederaufbau des durch 
Brandstiftung am 13. Februar 1970 zerstörten Altersheims 
der Israelitischen Kultusgemeinde München einen Bundes- 
zuschuß in Höhe von 1 Million DM zu leisten. 

Für diesen Zweck war eine Ausgabe in Höhe von 1 Million 
DM bei Kap. 25 02 Tit. 882 03 veranschlagt. Die Israelitische 
Kultusgemeinde errichtet nunmehr ein Gemeindezentrum, 
für das die Mittel des Kap. 25 02 Tit. 882 03 nach der Zweck- 
bestimmung nicht eingesetzt werden können. Aus diesem 
Grunde war der von der Bundesregierung zugesagte Bundes- 
zuschuß als außerplanmäßige Haushaltsausgabe im Haushalt 
des Bundesministers des Innern bereitzustellen. Die Gesamt- 
kosten der Baumaßnahme sind mit 3 210 000 DM veran- 
schlagt, an denen sich der Freistaat Bayern und die Landes- 
hauptstadt München ebenfalls mit einem Zuschuß in Höhe 
von 1 Million DM beteiligen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
rung des Bauvorhabens eines Gemeindezentrums der Israeli- 
tischen Kultusgemeinde München aus politischen Gründen 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 882 03. 


150 000,— 


10 202,87 


Geschäftsbedarf 


Im Haushaltsjahr 1971 mußten mehrere Teilbereiche des 
Bundeskriminalamtes teils wegen Kündigung des Mietver- 
hältnisses durch den Vermieter, teils wegen unzureichender 
Unterbringung in neu angemietete Räume umziehen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Umzüge wegen 
steigender Personalzahlen auf Grund des „Sofortprogramms 
zur Intensivierung und Modernisierung der Verbrechens- 
bekämpfung" unumgänglich waren. Sie war unvorherge- 
sehen, weil mit den notwendigen Umzügen bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplanes 1971 nicht gerechnet werden 
konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 513 01. 


180 000,— 


I 


205 172,99 


Reisekostenvergütung für Inlandsdienstreisen 


Die Ausweitung der Ermittlungstätigkeit des Bundeskrimi- 
nalamtes, insbesondere infolge des „Sofortprogramms zur 
Intensivierung und Modernisierung der Verbrechensbekämp- 
fung" sowie die verstärkte Reisetätigkeit, die durch Schutz- 
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DM 

DM 
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2 

1 3 1 
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noch Einzelplan 06 — ■ Bundesminister des Innern — 

und Begleitmaßnahmen und die größeren Aktivitäten des 
Amtes auf allen anderen Ebenen bedingt waren, erforderten 
erhebliche Mehrausgaben für Inlandsreisekostenvergütun- 
gen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da nur bei ausreichen- 
der Bereitstellung von Reisekostenmitteln die sehr reise- 
intensiven gesetzlichen Aufgaben des Bundeskriminalamtes 
erfüllt werden konnten. Sie war unvorhergesehen, da zum 
Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplanes 1971 
mit einer derartigen Zunahme der reisekostenintensiven 
Aufgaben des Amtes nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 518 01. 


06 10 
527 02 


100 000 ,— 


54 631,49 


Reisekostenvergütung für Auslandsdienstreisen 


Infolge der zunehmenden Anzahl von Auslandsreisen der 
Politiker, für die die Abteilung SG des Bundeskriminalamtes 
Schutz- und Begleitdienste zu leisten hat, und durch die ver- 
stärkte kriminalpolizeiliche Zusammenarbeit auf internatio- 
naler Ebene entstanden erhebliche Mehrausgaben für Aus- 
landsdienstreisen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da mit einer der- 
artigen Steigerung der Ausgaben für Auslandsreisekosten- 
vergütungen nicht gerechnet werden konnte. 

Sie war unabweisbar, weil sie zur Erfüllung der gesetz- 
lichen Aufgaben des Bundeskriminalamtes zwingend not- 
wendig war. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 518 01. 


06 10 
532 02 


30 000,— 


5 621,21 


Besondere Fahndungskosten 


Die verstärkte Ermittlungstätigkeit des Bundeskriminalamtes 
als Auswirkung des „Sofortprogramms zur Modernisierung 
und Intensivierung der Verbrechensbekämpfung" hatte zur 
Folge, daß in großem Umfang sogenannte „besondere Fahn- 
dungkosten" entstanden sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil zum Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht zu 
übersehen war, in welchem Umfang dem Bundeskriminalamt 
Ermittlungsaufgaben übertragen werden und in welcher 
Höhe dadurch Kosten entstehen. Sie war unabweisbar, da 
ohne ausreichende finanzielle Mittel die Ermittlungen nicht 
betrieben werden konnten. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 518 01. 
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8 300 — 


4 000,— i 


270,87 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


I Nach den Richtpreisen für Kraftfahrzeuge — Stand 1. Fe- 
I bruar 1971 — war für die erstmalige Anschaffung des Dienst- 
I fahrzeuges eine Erhöhung des Ansatzes von 8300 DM auf 
8700 DM eingetreten. 

i Bei der Beschaffung des neuen Dienstwagens wurden die 
; Richtlinien des Bundesministers für Wirtschaft und Finan- 
I zen vom 18, Februar 1971 — II A/l — H 1105 — 7/72 zu- 
^ gründe gelegt. 

‘ Die Mehrausgabe war infolge Kostensteigerung unvorher- 
I gesehen und unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 06 11 Tit. 525 11. 


1 405,78 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Infolge eines durch leichte Fahrlässigkeit des Kraftfahrers 
verschuldeten Auffahrunfalles auf der Autobahn bei Wies- 
baden mit dem Dienstwagen des Instituts für Angewandte 
Geodäsie war Schadenersatz für Fremdschaden zu leisten. 
Außerdem waren durch Ausscheiden von Fachkräften drin- 
gend neue Stellenausschreibungen in Fachzeitschriften und 
überregionalen Zeitungen vorzunehmen. 

Dadurch sind die Auslagen für Vorstellungsreisen gestiegen. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 16 Tit. 527 02. 


20 000 ,— ! 

I 

I 


6 050,67 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Der vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz ange- 
mietete Kopierautomat mußte in besonders starkem Maße 
für die Herstellung von Arbeits- und Informationsunterlagen 
für die Projektgruppen und Arbeitsgruppen zur Durchfüh- 
rung der dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz ob- 
liegenden Aufgaben im erweiterten Katastrophenschutz in 
Anspruch genommen werden. Dadurch erhöhte sich das für 
die hergestellten Kopien neben der Grundmiete für den 
Kopierautomaten zu zahlende Entgelt. Es war außerdem not- 
wendig geworden, eine besonders leistungsfähige Schnell- 
druckmaschine mit Zusatzanlagen anzumieten. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da sich verwal- 
tungstedinische Auswirkungen, insbesondere durch die Bil- 
dung von Projekt- und Arbeitsgruppen zur Durchführung der 
dem Bundesamt auf dem Gebiet des erweiterten Kata- 
strophenschutzes übertragenen Aufgaben ergeben haben. 
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06 19 
681 01 


40 000 — 


06 19 
513 22 


5 400 000 — 


I 


Sie war unabweisbar, weil auf die zusätzlichen Arbeits- 
unterlagen, die mit Kopierautomat bzw. Druckanlage herzu- 
stellen waren, nicht verzichtet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 532 31. 


20 500,54 


Schadenersatzleistungen an Dritte für Schäden bei Ausbil- 
düng und Einsatz sowie bei Sprengversuchen und Erprobun- 
gen 


Die Schadensersatzanforderungen entstanden fast ausschließ- 
lich aus der Haltung und dem Betrieb von Kraftfahrzeugen. 
Der Bund ist verpflichtet, Drittschäden wie ein Haftpflicht- 
versicherer abzuwickeln (siehe § 2 Abs. 2 Pflichtversiche- 
rungsgesetz). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Höhe der 
dem Bund durch die Schadenersatzforderungen entstehenden 
Kosten wegen des Fahrzeugzuwachses im Geschäftsbereich 
des Bundesamtes, der zunehmenden Verkehrsdichte, der 
wachsenden Unfallhäufigkeit und der durch Preiserhöhungen 
und Zuerkennung höherer Schmerzensgelder ständig stei- 
genden Schadenaufwendungen im voraus nicht bestimmt 
I werden konnte. Sie war unabweisbar, weil es sich um Zahlun- 
! gen aufgrund rechtlicher Verpflichtungen handelte. 

! 

I Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 532 01. 


7 166 626,56 


Leitungsgebühren an die Deutsche Bundespost 


Die Höhe der Ausgaben bei Kap. 06 19 Tit. 513 22 hängt 
von der Zahl der Leitungen und den Gebühren der Deut- 
schen Bundespost ab. Die veranschlagten Ausgaben reichten 
zur Erfüllung der Forderungen der Bundespost nicht aus, 
da die Gebührensätze durch die am 1. Juli 1971 in Kraft 
getretene neue Fernmeldeordnung erheblich erhöht worden 
sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Gebühren- 
erhöhungen erst nach Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes 
1971 erfolgt sind. Sie war unabweisbar, weil die Zahlung der 
Leitungsgebühren auf rechtlichen Verpflichtungen gegenüber 
der Deutschen Bundespost beruht. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundersat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
28. 6. 1971 — F/II D 4 — ZV 0319 — 1/71 III — über die 
Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 516 01, 522 07, 811 04, 812 01, 
812 08, 817 07, 676 31, 811 44, 811 45. 
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06 19 

1 700 000,— 

196 926,65 

Ausbildung und Fortbildung 

525 51 



Die Kosten für Aus- und Fortbildung an der Katastrophen- 


schutzschule des Bundes bestehen zu einem erheblichen Teil 
aus der Erstattung von fortgewährten Leistungen an die 
Arbeitgeber der Ausbildungsteilnehmer und der Erstattung 
der Fahrkosten. Durch die Lohnerhöhungen im Haushaltsjahr 
1971 sind die Erstattungsbeträge gestiegen. Außerdem haben 
sich die Fahrkosten durch Anhebung der Bundesbahntarife 
erhöht. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht erkennbar war, 
daß die Erstattutngen der fortgewährten Leistungen an die 
Arbeitgeber der Ausbildungsteilnehmer (Helfer des Kata- 
strophenschutzes) um durchschnittlich mehr als ein Drittel 
und die Fahrkosten der Helfer um etwa ein Sechstel steigen 
: würden. Sie war unabweisbar, weil ein Rückgang der Aus- 
bildungsleistung der Katastrophenschutzschule den zügigen 
Aufbau des Katastrophenschutzes behindert und außerdem zu 
einer Minderausnutzung der Kapazität der Schule geführt 
hätte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 812 21. 


06 20 40 000,— 

525 01 


06 21 36 134 700,— 

685 11 


7 335 ^ — ! Aus- und Fortbildung 

I 

I Die Akademie für zivile Verteidigung hatte ihren Lehr- 
1 gangsbetrieb im Haushaltsjahr 1971 entsprechend der fort- 
! geschrittenen Entwicklung ihrer Arbeit intensiviert. Sie ist 
damit auch einer Forderung des Bundesrechnungshofs nach- 
gekommen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 noch kein Überblick 
über die erhöhte Zahl der Lehrgänge und ihrer Teilnehmer 
vorlag. Sie war unabweisbar, weil es sich als notwendig er- 
wiesen hatte, die Ausbildungstätigkeit der Akademie zu ver- 
stärken und zugleich ihre Ausbildungskapazität im Interesse 
größerer Wirtschaftlichkeit stärker auszunutzen. 

Einsparung bei Kap. 06 20 Tit. 512 01. 


80 000, — Zuschüsse für laufende Zwecke 

Der Mehrbedarf ist durch zwei Ölunfälle in der BVS-Bundes- 
schule Waldbröhl entstanden. Durch Überfüllung von 
Öltanks gelangte Heizöl in das Erdreich und über eine 
Drainage in den Bröhlbach. Es war notwendig, das Kanal- 
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netz und den Bachlauf sofort chemisch und mechanisch zu 
reinigen, die Tanks auszubauen und das ölverschmutzte Erd- 
reich zu beseitigen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Schäden 
unerwartet im Laufe des Haushaltsjahres 1971 aufgetreten 
sind. Sie war unabweisbar, weil die Maßnahmen zur Behe- 
bung der Schäden zwingend notwendig waren und sofort 
durchgeführt werden mußten. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 811 45. 


06 25 
522 01 


06 25 
527 04 


500 000,— 


120 969,49 


Einsatzverpflegung 


Die Mehrausgabe ist dadurch entstanden, daß Einheiten des 
Bundesgrenzschutzes zur Sicherung der öffentlichen Ord- 
nung auf Flughäfen der BRD eingesetzt werden mußten. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 525 71, Tit. 527 71. 


22 350,93 


Aufwandsvergütungen für Dienstreisen 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Grenz- 
streifendienst — insbesondere an der Grenze zur CSSR - — 
aus Sicherheitsgründen erheblich verstärkt werden mußte 
und der BGS zur Sicherung weiterer Objekte im Raume 
Bonn/Köln und auf Flughäfen der BRD verstärkt eingesetzt 
wurde. 

Ferner wurden die Vergütungssätze nach Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1971 wesentlich erhöht, so daß der 
ursprünglich veranschlagte Betrag nicht mehr ausreichte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Maßnahmen 
zur Abwehr einer dem Bund drohenden Gefahr und aus son- 
stigen Sicherheitsgründen notwendig waren, und die Be- 
amten bei Abwesenheit vom Standort aus dienstlichen Grün- 
den einen Rechtsanspruch auf Abfindung mit Aufwandsver- 
gütungen nach § 17 BRKG haben. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 539 97. 


06 25 
522 22 


705 000,— 


205 000,— 


Sanitätsverbrauchsmaterial 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Verbrauch 
von Arznei- und Verbandmitteln in unerwartetem Maße zu- 
genommen hat, insbesondere wegen vermehrt aufgetrete- 
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97 800 — 


i 


ner Grippen, Erkältungen und sonstiger Erkrankungen und 
; weil die Preisentwicklung zu einer unerwartet hohen Kosten- 
steigerung geführt hat. Sie war unabweisbar, weil die heil- 
fürsorgeberechtigten Polizeivollzugsbeamten des BGS einen 
Rechtsanspruch auf unentgeltliche ärztliche Versorgung 
j haben und die ärztliche Versorgung zur Aufrechterhaltung 
i der Einsatzfähigkeit des BGS sichergestellt sein muß. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 524 71 und Tit. 525 71. 


39 917,59 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Die Beschaffungssteile des BMI hatte im Dezember 1970 das 
ehemalige Haus IV des Bundesministers für Wirtschaft 
später als ursprünglich vorgesehen war übernommen. Die 
u. a. für dringende Instandsetzungsarbeiten im Dachgeschoß 
des Gebäudes im Haushaltsjahr 1970 veranschlagten Mittel 
sind dadurch zum größten Teil verfallen. Die im Haushalts- 
jahr 1971 verfügbaren Mittel reichten dagegen für die Fort- 
führung der Instandsetzungsarbeiten nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Instand- 
setzung des ehemaligen Hauses IV des Bundesministers für 
Wirtschaft wegen verzögerter Übergabe des Hauses an die 
Beschaffungsstelle nicht mehr — wie ursprünglich vorge- 
sehen war — im Haushaltsjahr 1970 abgeschlossen werden 
konnte. Sie war unabweisbar, weil sich das Gebäude nur noch 
in einem bedingt gebrauchsfähigen Zustand befand und ein 
Aufschub der Instandsetzungsarbeiten mit Rücksicht auf die 
Fürsorge für die Bediensteten nicht verantwortet werden 
konnte. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 893 05. 


380 000,— I 

I 


59 339,93 


Kosten für die Bewachung der Dienststelle und der Lager 
der Beschaffungsstelle 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Stunden- 
löhne des Bewachungsgewerbes im Laufe des Haushalts- 
jahres erhöht wurden. Sie war unabweisbar, weil die Zahlun- 
gen auf vertraglicher Verpflichtung beruhen. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 684 01. 
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18 000 — j 


36 000 — ! 


i 


14 268,38 j Geschäftsbedarf 

j Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und 

! a) wegen des Umzuges in die angemieteten Diensträume in 
Nürnberg, Breite Gasse 86, 

b) wegen des durch den erhöhten Arbeitsanfall erforder- 

I liehen Geschäftsbedarfs (Fotokopien von durchschnittlich 

10 Dokumenten jedes Asylsuchenden, für Vordrucke usw.) 

I zur Durchführung der gesetzlichen Aufgaben des Bundes- 

amtes und zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes un- 
i abweisbar. 

i Einsparung bei Kap. 06 12 Tit. 527 01. 


Post- und Fernmeldegebühren 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und 

a) wegen Bezugs der angemieteten Diensträume in Nürn- 
berg, Breite Gasse 86, und der damit verbundenen Miete 
für Fernsprechvermittlung und Tischapparate, 

b) der Erhöhung der Fernsprech- und Postgebühren im Haus- 
haltsjahr 1971 und 

c) wegen der mit der anhaltend großen Zahl Asylsuchender 
verbundenen Mehrausgaben an Post- und Fernsprech- 
gebühren 

zur Durchführung des gesetzlichen Auftrages des Bundes- 
amtes und zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 526 01. 


13 927,50 j Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 

I 

Wegen des hohen Arbeitsanfalls beim Bundesamt wurden 
i über das im Haushaltsplan 1971 veranschlagte Personal hin- 
I aus 13 zusätzliche Kräfte aus den bei Titel 425 01 veran- 
schlagten Mitteln für sonstige Hilfsleistungen beschäftigt. 

! Darüber hinaus wurden zum vordringlichen Abbau der 
Arbeitsrückstände 14 Stellen gemäß § 50 BHO von den 
j Kap. 06 01, 06 19, 06 21 und 06 41 auf Kap. 06 33 umgesetzt. 

! Auf Grund der bereits bisher vorhandenen Raumnot war die 
Unterbringung des zusätzlichen Personals im Dienstgebäude 
in Zirndorf nicht möglich. 

Die Mehrausgabe für die Miete der ab Mai 1971 in Nürnberg, 
Breite Gasse 86, bis zur Erstellung des vorgesehenen Erwei- 
I terungsbaues angemieteten zusätzlichen Diensträume (rd. 

285 qm) war unvorhergesehen und zur Aufrechterhaltung des 
I Dienstbetriebes unabweisbar. 



Einsparung bei Kap. 06 12 Tit. 526 02. 
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2 100,— I 622,98 Vermischte Verwaltungsausgaben 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der 
I Stellenausschreibungen, Vorstellungsreisen, amtsärztlichen 
j Untersuchungen usw. für vakante und die im Haushaltsjahr 
1971 nach § 50 BHO aus den Kap. 06 01, 06 19, 06 21 und 06 41 
I umgesetzten 14 Stellen zur Aufrechterhaltung des Dienst- 

j Betriebes unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 526 01. 


9 100, — 51,45 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

1 Die Mittelveranschlagung für einen VW-Kombi mit 9 Sitzen 

I ' erfolgte nach dem z. Z. der Aufstellung des Haushaltsvor- 

I i anschlages (April/Mai 1970) geltenden Richtpreisen. In der 

i j Zwischenzeit haben sich die Preise für Kraftfahrzeuge erhöht. 

1 j Bei Erteilung des Beschaffungsauftrages wurde die Beschaf- 

: fungsstelle des BMI gebeten, durch eventuelle weitere Ra- 
I battgewährung zu versuchen, die Beschaffung für den veran- 
schlagten Ansatz in Höhe von 9100 DM durchzuführen. Dies 
j ' war nur zum Teil möglich. 

! Die verbliebene Mehrausgabe in Höhe von 51,45 DM war un- 
j vorhergesehen und zur Durchführung der dringend notwendi- 

I gen Ersatzbeschaffung unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 515 03. 


65 500, — , 3 597,78 j Post- und Fernmeldegebühren 

j Durch die Erhöhung der Fernsprechgebühren und der War- 

I tungskosten ab 1. Juli 1971 entstanden Mehrausgaben, die 

j auch durch Sparmaßnahmen nicht mehr aufgefangen werden 
j konnten. 

i I Dabei waren die ab 1. September 1971 gestiegenen Porto- 

! : kosten noch nicht berücksichtigt. Die Möglichkeiten einer Ein- 

i sparung dieses Mehrbedarfs gemäß § 5 Abs. 2 HG 1971 

: I bestand im Hinblick auf die im laufenden Haushaltsjahr be- 

I sonders angespannte Mittellage bei den Verwaltungsaus- 
I I gaben insgesamt nicht. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
: erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

i Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21. 


66 000, — 7 456,87 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

; Durch zwischenzeitlich eingetretene Preissteigerungen bei 

j j Heizöl und Tariferhöhungen im Gebäudereinigungshandwerk 

; I waren Mehrausgaben in Höhe von 15 000 DM entstanden. 
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i Die Reinigungskosten waren von 2787,28 DM monatlich im 
I Januar 1970 auf 3 692,93 DM monatlich ab Januar 1971 ge- 
I stiegen (32 Vo). 100 Liter Heizöl kosteten im Januar/Februar 
1970 durchschnittlich 9,60 DM, im Januar/Februar 1971 13,95 
DM. Das entspricht einer Steigerung von 45 ^/o. Die Möglich- 
keit eines Ausgleichs gemäß § 5 Abs. 2 HG bestand im Hin- 
blick auf die im laufenden Haushaltsjahr besonders ange- 
spannte Mittellage bei den Verwaltungsausgaben insgesamt 
nicht. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
triebes unabweisbar. Sie war unvorhergesehen, weil zum 
Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 mit 
derartigen Preis- und Tariferhöhungen nicht gerechnet wer- 
den konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21. 


28 000,— 


2 500,— 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Durch Tariferhöhungen der Deutschen Bundesbahn ab 1. März 
1971 waren nicht auffangbare Mehrausgaben von 2500 DM 
notwendig. 

Eine Einschränkung war im Hinblick auf unabweisbare Aus- 
gaben nicht möglich. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21 . 


13 650,84 Erwerb von Dienstfahrzeugen 


I 


Nach dem Gutachten des kraftfahrtechnischen Beamten der 
OFD Köln vom 14. Mai 1969 sollte das geprüfte Dienstkraft- 
fahrzeug, Mercedes-Benz 190 C erst nach einer weiteren 
Fahrleistung von ca. 60 000 km ausgesondert werden. Unter 
Zugrundelegung einer jährlichen Fahrleistung von 20 000 km 
war danach die Aussonderung und erforderliche Ersatzbe- 
schaffung in 1972 durchzuführen. Dementsprechend sollte in 
den Haushaltsvoranschlag 1972 bei Tit. 811 01 ein Ansatz für 
die Beschaffung eines Ersatzfahrzeugs eingestellt werden. 


Zwischenzeitlich hatte sich jedoch herausgestellt, daß das 
Fahrzeug bereits zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr betriebs- 
I und verkehrssicher war. Es wurde für dasselbe Fahrzeug 
unter dem 8. Februar 1971 ein zweites Gutachten erstellt mit 
dem Ergebnis, daß eine Instandsetzung aus wirtschaftlichen 
Gründen unvertretbar und daher das Fahrzeug auszusondern 
war. 

j Eine sofortige Ersatzbeschaffung war zur Aufrechterhaltung 
; eines ordnungsgemäßen Dienstbetriebes unabweisbar not- 
j wendig, zumal die Dienststelle nur noch über 1 einsatz- 
I bereites Fahrzeug verfügte. Die Ausgabe war unvorher- 
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noch Einzelplan 06 ■ — Bundesminister des Innern — 

gesehen, weil zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1971 die vorzeitig notwendige Aussonderung 
nicht vorhergesehen werden konnte. Sie war unabweisbar, 
weil die sofortige Ersatzbeschaffung des Dienstfahrzeuges 
zur Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Dienstbetrie- 
bes notwendig war. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit, 532 21. 


06 40 
681 05 


4 000 000,— 


I 


06 40 


681 06 


7 000 000,— I 


! 


06 40 i 
684 04 I 


I 


3 460 400,— 


232 500, — Einmalige Unterstützung für die im Bundesgebiet einsdiließ- 

j lieh West-Berlin aus ausländischem Gewahrsam eintreffenden 
I Gefangenen, für die eintreffenden Aussiedler und ihnen 
gleichgestellte Personen und für die aus der DDR mit Ost- 
Berlin (bisherige Zweckbestimmung: sowjetisch besetzten 
Zone Deutschlands oder dem sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin) eintreffenden Deutschen, die die Notaufnahme 
erhalten haben. 

Durch das Ansteigen der Zahl der Empfangsberechtigten 
reichten die veranschlagten Mittel nicht aus. Es trafen im 
Haushaltsjahr 1971 bereits bis zum 31. Oktober 7292 Aussied- 
ler und Flüchtlinge mehr ein als im Jahr 1970. Das Ansteigen 
insbesondere der Aussiedlerzahlen in dieser Größenordnung 
war bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht 
vorherzusehen. Der rechtliche Anspruch auf die Leistungen 
begründet die Unabweisbarkeit der Mehrausgaben. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 671 04. 


1 500 000,— 


Eingliederungshilfen an ehemalige politische Häftlinge 


Die finanziellen Auswirkungen der Leistungsverbesserun- 
gen durch das Fünfte Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Häftlingshilfegesetzes (5. HHÄndG vom 29. Juli 1971 
BGBl. I S. 1173) waren bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans nicht vorauszusehen. Außerdem trat durch das An- 
steigen der Zahl der Empfangsberechtigten ein zusätzlicher 
Mittelbedarf für Leistungen nach § 9 a HHG ein. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil auf die Leistungen 
ein Rechtsanspruch besteht. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


1 996 000, — I Kosten der Familienzusammenführung und Repatriierung 
von Deutschen 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 ließ sich 
nicht voraussehen, welche Auswirkungen die Verhandlungen 
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! der Bundesregierung mit Polen auf die Familienzusammen- 

' führung haben würden. 

! 

I Der Mehrbedarf war unabweisbar, da das DRK die Unter- 
I lagen über die Ausreisewilligen auf den neuesten Stand 
; bringen und dem Polnischen Roten Kreuz vorlegen mußte. 

I Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 671 04. 


06 41 22 000, — i 636,66 i Geschäftsbedarf 

51101 ■ ; 

i Im Haushaltsjahr 1970 trafen in den Aufnahmelagern Fried- 
land und Nürnberg 18 590 Aussiedler aus dem Ausland und 
j aus den unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Ge- 

I bieten ein. In der Zeit vom 1. Januar 1971 bis 30. November 

I 1971 wurden bereits 31 426 Aussiedler registriert. Durch das 

Ansteigen der Aussiedlerzahl entstanden erhebliche Mehr- 
kosten für den Geschäftsbedarf. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, um den Dienstbetrieb in 
den Aufnahmelagern Friedland und Nürnberg aufrechtzu- 
erhalten. 

Sie war unvorhergesehen, da mit einem derartigen Ansteigen 
der Aussiedlerzahl bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1971 nicht gerechnet werden konnte, 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


06 41 
51701 


81 000 ,— 


5 608,89 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 mit derartigen Preis- 
steigerungen nicht gerechnet werden konnte. Sie war unab- 
weisbar, da der Bund aufgrund von Nutzungsverträgen mit 
dem Land Hessen und dem Senat der Stadt Berlin zur Zah- 
lung der anteiligen Bewirtschaftungskosten verpflichtet ist. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


07 01 


10 000,— 


8 102,10 ' Gerichts- und ähnliche Kosten 


Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Präsi- 
denten des Deutschen Patentamts, hatte auf Grund von 
Kostenfestsetzungsbeschlüssen des Bundespatentgerichts Ko- 
sten von verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu erstatten. 
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Die unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
sie auf Grund gerichtlicher Entscheidungen zu leisten war, 
Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 525 41. 


07 01 
526 08 


110 000 ,— 


8 284,19 


Kosten der Durchführung von besonderen Aufgaben der 
Rechtspflege 


Mehrausgabe infolge Durchführung von Informationstagun- 
gen für die für den mittleren Wehrjustizdienst vorgesehenen 
Personen. Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Aus- 
wahl und Einplanung der künftigen Beamten des mittleren 
Wehrjustizdienstes bei den vorgesehenen Wehrstrafgerichts- 
behörden und die daran anschließende alarmtechnische Ein- 
planung von der vorherigen Teilnahme an den Informations- 
tagungen abhängig ist und nach den Vorstellungen der Bun- 
desregierung vom Bundesminister der Justiz alle Maßnah- 
men zu treffen sind, die die Funktions- und Arbeitsfähigkeit 
der künftigen Wehrstrafgerichte in einem Spannungsfall 
sicherstellen. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 war da- 
von ausgegangen worden, daß die durch die Informations- 
tagungen entstehenden Kosten aus den vorhandenen Mitteln 
gedeckt werden könnten. Da andere Maßnahmen jedoch 
nicht zurückgestellt werden konnten, war das nicht möglich. 

Die Mehrausgabe war deshalb unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 525 41. 


07 01 
527 01 


140 000,— 


6 144,99 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Mehrausgabe infolge 1971 eingetretener Fahr- und Flug- 
preiserhöhungen. 

Die Mehrausgabe war im Hinblick auf die Erhaltung des 
Dienstbetriebes unabweisbar. 

Sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 05 5 058,08 DM 

527 41 75,— DM 

812 04 1 011,91 DM. 


07 01 
539 99 


20 000 ,— 


1 312,30 


Vermischte Verwaltungsaufgaben 


Unabweisbarer Mehrbedarf wegen Regelung eines Schadens- 
ersatzanspruches infolge eines Unfallschadens durch einen 
Dienstkraftwagen an einem privaten Kraftfahrzeug. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 525 02. 
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160 000,— 


5 082,— 


Zuschüsse zur Förderung überregionaler rechtswissenschaft- 
licher Vereinigungen und Forschungsinstitute sowie rechts- 
wissenschaftlicher Veröffentlichungen im allgemein-deut- 
schen Interesse 


Die vom Max-Planck-Institut erstellte rechtsvergleichende 
Arbeit über die Untersuchungshaft in 15 europäischen Staa- 
ten sollte in der Reihe der rechts vergleichen Untersuchungen 
zur gesamten Strafrechtswissenschaft veröffentlicht werden. 
Im Laufe des Haushaltsjahres 1971 hatte sich herausgestellt, 
daß das Max-Planck-Institut nicht in der Lage sein würde, 
den Druckkostenzuschuß in voller Höhe allein zu bestreiten. 
Da sich durch diese Arbeit eine gleichlautende Untersuchung 
erübrigte, die vom Bundesministerium der Justiz schon bald 
hätte in Auftrag gegegen werden müssen und die erhebliche 
Mehrkosten verursacht hätte, wurde dem Institut ein Zu- 
schuß von 7500 DM gewährt, der in Höhe von 2418 DM aus 
den bei Kap. 07 02 Tit. 685 01 zur Verfügung stehenden 
Mitteln gedeckt werden konnte. Im übrigen war die Ausgabe 
überplanmäßig zu leisten. 

Die Mehrausgabe war aus den o. g. Gründen unabweisbar 
und unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 02 Tit. 686 01. 


15 900,— 


5 546,74 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Im Haushaltsjahr 1971 wurden gemäß § 15 Abs. 1 HG 1971 
für den Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 117 
neue Stellen zusätzlich geschaffen, von denen 62 Stellen für 
Angestellte vorgesehen waren. Um rechtzeitig Kräfte für 
diese Stellen zu gewinnen, war es unabweisbar, noch im 
Haushaltsjahr 1971 mit der Werbung zu beginnen. 

Die Mehrausgabe ist durch die Veröffentlichung von Zei- 
tungsinseraten entstanden. Sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 03 Tit. 511 01. 


8 631,83 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Der beim 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofes in Berlin 
eingesetzte Dienstkraftwagen, der ursrpünglich 1972 aus- 
gesondert werden sollte, wurde unerwartet wegen mangeln- 
der Verkehrssicherheit aus dem Verkehr gezogen. 

Die Ersatzbeschaffung war zur Aufrediterhaltung des Dienst- 
betriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 03 Tit. 517 01. 
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15 700 — 1 


1 224,64 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 

a) der für die Ersatzbeschaffung vorgesehene Betrag wegen 
zwischenzeitlich eingetretener Preissteigerungen nicht 
ausreichte und 

b) es aus technischen Gründen entgegen der ursprünglichen 
Absicht nicht möglich war, das in dem ausgesonderten 
Fahrzeug befindliche Radio in das neu zu beschaffende 
umzubauen. Es war deshalb erforderlich, ein neues Auto- 
radio zu beschaffen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 07 04 Tit, 527 01. 


1 556 093,99 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungszwecke 


Die Aufgaben des nach dem Gesetz über das Zentralregister 
und das Erziehungsregister (Bundeszentralregistergesetz — 
BZRG) vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 243) zu errichtenden 
Bundeszentralregisters, nämlich Sammlung der in das Regi- 
ster aufzunehmenden Mitteilungen, Erteilung von Führungs- 
zeugnissen und von Auskünften, sollen mit Hilfe eines elek- 
tronischen Datenverarbeitungssyst^ms wahrgenommen wer- 
den. 

Gemäß § 2 Abs. 2 BZRG trifft der Bundesminister der Justiz 
die näheren Bestimmungen über den Aufbau des Bundes- 
zentralregisters. Soweit diese Bestimmungen die Erfassung 
und Aufbereitung der Daten, d. h. die Erstellung der Mit- 
teilungen über die registerpflichtigen Eintragungen und die 
Übernahme der vorhandenen Eintragungen auf das Bundes- 
zentralregister, sowie die Auskunftserteilung betreffen, be- 
dürfen sie der Zustimmung des Bundesrates. Diese Vorschrift 
räumt den Ländern ein Mitbestimmungsrecht bei der Gestal- 
tung des Verfahrens zur Erfasssung der Registerdaten ein. 

Die Konzeption für die Übernahme der Strafregister auf die 
Rigisterdatenbank des Bundeszentralregisters war ursprüng- 
lich auf eine Erfassung der Daten mittels eines On-line- 
Seitenlesers abgestellt, da davon ausgegangen worden war, 
daß ein Seitenleser für OCR-A-Schriftzeichen eingesetzt wer- 
den müsse, weil bei der Aufstellung der Konzeption nicht 
bekannt war, daß Seitenleser für die Pica-Schrift zur Ver- 
fügung stehen. Auch später war die Beschaffung eines sol- 
chen Lesers zunächst nicht erwogen worden, da in OCR-A- 
Schrift erstellte Belege eine größere Lesesicherheit erwarten 
lassen und ein On-line-Leser durch die mit ihm verbundene 
Zentraleinheit umfangreiche programmgesteuerte Plausibili- 
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tätskontrollen ermöglicht. Zusammen mit einem On-line- 
Leser sollte zunächst eine kleine bis mittlere Zentraleinheit 
mit den erforderlichen peripheren Geräten angemietet wer- 
den. Aus diesen Erwägungen waren in den Haushaltsplan 
1971 bei Kap. 07 04 Tit. 518 32 Ausgaben in Höhe von 
215 100 DM veranschlagt worden. 

Diese Konzeption mußte jedoch aufgegeben werden, da die 
Landesjustizverwaltungen anläßlich einer Besprechung am 
26. Februar 1971 eindeutig zu erkennen gegeben hatten, daß 
sie wegen der enormen Schreibmaschinen- und Papierkosten 
nicht bereit sind, für die Erstellung von Mitteilungen zum 
Bundesstrafregister Schreibmaschinen mit OCR-A-Schrift- 
zeichen und Stachelradwalze zu beschaffen. 

Es war deshalb unabweisbar, das Bundeszentralregister mit 
einem optischen Seitenleser auszustatten, der Pica-Schrift- 
zeichen (normale Schreibmaschinenschrift) lesen kann. 

Da der optische Belegleser länger als drei Jahre benötigt 
wird und eine Dreijahresmiete den Kaufpreis übersteigt, 
wurde die Anlage beschafft. Hierdurch ist die Mehrausgabe 
entstanden. 

Die Beschaffung des optischen Seitenlesers mußte noch im 
Haushaltsjahr 1971 erfolgen, wenn die in § 71 Abs. 3 BZRG 
I für den schrittweisen Ausbau des Bundeszentralregisters und 
I die Übernahme der Strafregister der Länder gesetzte Frist 
I (31. Dezember 1976) eingehalten werden soll. 

I Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar. 

i Einsparung im Kap. 07 03 (91 250,97 DM) 

Kap. 07 04 (523 573,07 DM) 

Kap. 60 02 Tit. 883 51 (941 269,95 DM). 


07 05 


185 000,— 


14 914,03 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


' Mehrausgabe infolge 1971 in Kraft getretener Kostensteige- 
j rungen für Heizung, Strom, Gas und Reinigung. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufredit- 
I erhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 514 01 und 519 01. 


07 06 
511 01 


21 000 ,— 


2 729,55 Geschäftsbedarf 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 

a) der Materialverbrauch im Kanzlei- und Druckereibetrieb, 
besonders im Zusammenhang mit der elektrostatistisch 
arbeitenden Vervielfältigungs- und Druckmaschine und 
infolge der Arbeitsaufnahme durch den neu errichteten 
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j VIII. Senat, in einem nicht vorhersehbaren Umfang ge- 
I stiegen war, 

j b) die Papierpreise bis zu 20 v. H. erhöht wurden und 

c) Kosten für Transportarbeiten innerhalb des Dienstgebäu- 
j des anfielen, die durch den Umbau (Möbeltransporte der 
Dienstzimmereinrichtungen) und durch die Abgabe von 
19 t Akten des Reichsfinanzhofs an das Bundesarchiv 
bedingt waren. 

Die Mehrausgabe war zur Erhaltung des Dienstbetriebes un- 
abweisbar. Sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 06 Tit. 512 01. 


07 06 
539 99 


1 400,— 


07 09 
527 02 


4 000,— 


07 10 
531 51 


16 500 500,— 


1 600,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die Mehrausgabe ist durch zusätzliche Stellenausschreibun- 
gen infolge Personalveränderungen sowie durch die Ver- 
öffentlichung eines Nachrufs und durch die Beschafffung 
einer Kranzspende für einen verstorbenen Beamten entstan- 
den. 

Sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 06 Tit. 527 02 und 811 01. 


88,93 I Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

I Die Mitglieder und der Geschäftsstellenleiter des Obersten 
Rückerstattungsgerichts waren vom Präsidenten des Cour 
de Cassation in Paris im Frühjahr 1971 zu einem Empfang 
nach Paris eingeladen worden. Da das Oberste Rückerstat- 
tungsgericht als internationaler Gerichtshof auf den Erfah- 
! rungsaustausch mit anderen ausländischen Gerichten ange- 
^ wiesen ist, konnte es sich der Einladung nicht entziehen. Die 
I Mehrausgabe war somit unabweisbar. Sie war unvorher- 
' gesehen, da nicht feststand, zu welchem Zeitpunkt die Ein- 
ladung ergehen würde. 


Einsparung bei Kap. 07 09 Tit. 527 01. 


2 079 667,38 


Herstellung von Veröffentlichungen 


Die Herausgabe der Offenlegungs-, Patentschriften und des 
Warenzeichenblattes durch das Deutsche Patentamt ist durch 
Gesetz zwingend vorgeschrieben. Die Mehrausgabe ist auf 
Kostensteigerungen im graphischen Gewerbe, auf die durch 
die Änderung der Sozialgesetzgebung, der tariflichen Ur- 
laubsneuregelung, der Erhöhung des Urlaubsgeldes und der 
vermögenswirksamen Leistungen verursachte Erhöhung der 
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I Druckkosten zum 1, Februar 1971 und auf die gestiegenen 
! Papierpreise zurückzuführen. 

! Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da Umfang und 
I Zeitpunkt der Kostensteigerungen bei der Aufstellung des 
j Bundeshaushaltsplans 1971 nicht bekannt waren. Sie war un- 
I abweisbar, da eine Verzögerung und Herausgabe der Schrif- 
i ten zu Regreßansprüchen der Anmelder gegen den Fiskus 
I führen konnte. 


1 Einsparung im Kap. 

07 01 

146 978,50 

DM 

1 Kap. 

07 02 

54 860,48 

DM 

1 Kap. 

07 05 

17 848,95 

DM 

Kap. 

07 06 

6,01 

DM 

Kap. 

07 07 

23 863,63 

DM 

1 Kap. 

07 08 

395 801,43 

DM 

j Kap. 

07 09 

27 046,08 

DM 

Kap, 

07 10 

91 452,40 

DM 

1 Kap. 

07 11 

17 877,07 

DM 

Kap. 

60 02 Tit. 883 51 

1 303 932,83 

DM. 


1 
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08 01 I 500 000,— 
526 02 i 


08 01 


539 99 


44 000,- 


828,74 I Kosten für Sachverständige 

' Mehrausgabe wegen Erstellung eines Gutachtens zur Frage 
I der Neuordnung des industriellen Bundesvermögens. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 08 01 Tit. 525 11. 


3 597,02 j Vermischte Verwaltungsausgaben 

I 

j Mehrausgabe wegen vermehrter Stellenausschreibungen und 
' damit verbundener Kosten für Vorstellungsreisen sowie 
wegen notwendiger Umzüge und Aktentransporte (Ausson- 
I derung von Altakten). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Hinblick auf 
' die angespannte Arbeitsmarktlage sowie zur Behebung der 
; Unterbringungsschwierigkeiten in den vorhandenen Dienst- 
j gebäuden unabweisbar. 

1 Einsparung bei Kap. 08 01 Tit. 525 11. 
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08 01 i 94 500,— 
81101 


36 404,42 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Mehrausgabe wegen der Beschaffung von zwei Dienstkraft- 
fahrzeugen als Ersatz für zwei Dienstfahrzeuge, die bei Ver- 
kehrsunfällen schwer beschädigt worden sind und ausge- 
sondert werden mußten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 02 Tit. 686 01. 


08 02 I 2 000, — j 15 000, — Zuschuß an das Institut International de Finances Publiques 

686 02 I An der erstmals in der Bundesrepublik Deutschland in der 

! Zeit vom 14. bis 17, 9. 1971 in Nürnberg abgehaltenen Jahres- 
' tagung des Instituts International de Finances Publiques 
haben etwa 250 Wissenschaftler aus 50 Staaten einschließlich 
der Ostblockstaaten teilgenommen. Infolge der gestiegenen 
Gesamtkosten des Kongresses, insbesondere wegen der höhe- 
ren Kosten für Dolmetscher, war es notwendig, zu der ver- 
anschlagten Zuwendung (zu den Druckkosten des Kongreß- 
berichts) eine weitere Zuwendung zur Deckung des Fehl- 
: bedarfs zu den allgemeinen Ausgaben des Kongresses zu ge- 
I währen. 

* Der Umfang der Gesamtkosten dieses internationalen finanz- 
wissenschaftlichen Kongresses konnte bei der Aufstellung 
des Haushalts 1971 nicht vorhergesehen werden. Wegen 
I seiner Bedeutung war die Gewährung der zusätzlichen Zu- 
’ Wendung unabweisbar, 
j Einsparung bei Kap. 08 02 Tit, 686 01. 


08 04 
517 01 


14 800 000,— 


08 04 
518 03 


5 800 000,— 



752 655,77 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Mehrausgabe wegen gestiegener Kosten für Brennstoffe so- 
, wie für Reinigung und sonstige Bewirtschaftung der Gebäude 
i und Räume. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interessse 
der Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 820 03. 


122 326,75 Vergütung nach § 76 Zollgesetz einschließlich Entschädigun- 
gen der Unternehmen für gleichartige Leistungen, die nicht 
unter § 76 Zollgesetz fallen 

Mehrausgabe infolge notwendiger Erweiterung der Einrich- 
; tungen der Zollverwaltung bei den Flughäfen, Erhöhung der 
I Grundstücks- und Wiederbeschaffungswerte durch die Bun- 
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I An über- und 
Haushalts- außerplan- 

betrag mäßigen Aus- 

1971 gabemittein sind Zweckbestimmung und Begründung 

zugewiesen 

DM DM 


noch Einzelplan 08 — Bundesmininster für Wirtschaft und Finanzen 
(Bereich Finanzen) — 


08 04 4 000 000,— 

532 01 


08 04 600 000,— 

539 99 


08 04 5 100 000,— 

671 03 


08 05 350 000,— 

517 01 


desbahn sowie wegen der gestiegenen Kosten hauswirt- 
schaftlicher Art. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da die Zollverwaltung zur Zahlung der Vergütung in 
Höhe der Selbstkosten verpflichtet ist. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 820 03. 


299 777,72 Herstellung von Tabaksteuerzeichen 

j Mehrausgabe wegen erhöhter Druckkosten in nicht erwarte- 
■ tem Umfang. Sie war erforderlich, um die Tabakindustrie 
I zur Vermeidung von Marktlücken rechtzeitig und dem Bedarf 
i entsprechend mit Steuerzeichen zu versorgen. 

! 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

' Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 820 04. 


54 229,68 Vermischte Verwaltungsausgaben 

I Mehrausgabe wegen gestiegener Kosten für Schadensersatz- 
i leistungen, amtsärztliche Untersuchungen sowie Umzugs- und 
I Verlegungskosten von Dienststellen in nicht erwartetem Um- 
: fang. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
I erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 883 01. 


249 837,06 Entschädigung für Herstellung, Verwaltung und Verkauf der 
Wechselsteuermarken 

I Mehrausgabe wegen höherer Kosten für die Entschädigung 
; an die Bundespost entsprechend dem höheren Aufkommen 
an Wechselsteuer. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

i 

I Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 


21 340,92 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Mehrausgabe wegen gestiegener Kosten für Reinigung, Müll- 
abfuhr sowie für Be- und Entwässerung. 

Dei Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interessse 
der Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 05 Tit. 526 04. 
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noch Einzelplan 08 — Bundesmininster für Wirtschaft und Finanzen 
(Bereich Finanzen) — 


08 06 


apl. 
685 01 


8 000 000, — I Abführung eines Liquidationserlöses an das Sondervermögen 
I „Ufi- Abwicklungserlös" 

1 

j 

I Im Zuge der Abwicklung und Entflechtung des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens („Ufi-Vermögen") ist durch 
eine Vorwegausschüttung im Haushaltsjahr 1970 bei Kap. 
08 06 Tit. 133 01 ein Betrag von 8 Millionen DM verein- 
nahm worden. Nach § 21 a des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Maßnahmen zur Förderung des deutschen 
Films vom 9. August 1971 (BGBL I S. 1251) ist ein Sonder- 
vermögen „Ufi-Abwicklungserlös" gebildet und diesem ein 
Betrag in Höhe der im Bundeshaushalt 1970 vereinnahmten 
Vorwegausschüttung von 8 Millionen DM zugeführt worden. 
Die Ausgabe war unvorhergesehen. Sie war auf Grund des 
obengenannten Gesetzes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 866 72. 


08 06 

apl. 
831 04 


63 823 205,08 


Darlehen an die Vereinigte Industrie-Unternehmungen AG, 
Bonn (VIAG) 


' Die Erlöse aus der Veräußerung der VEBA-Aktienbezugs- 
I rechte sind gemäß Kabinettsbeschluß der VIAG zunächst 
1 als verzinsliches Darlehen zugeflossen. Das Darlehen wird 
r im Laufe des Jahres 1972 in Kapital umgewandelt. Um auf 
I dem Markt wettbewerbsfähig zu bleiben, war die Zuführung 
dieses Betrages an die VIAG zur Durchführung anstehender 
Investitionen erforderlich (s. Bundestagsdrucksache vom 
24. August 1971 — VI/2535, der der Deutsche Bundestag in 
: seiner 142. Sitzung am 15. Oktober 1971 zugestimmt hat.) 

i Der Mehrausgabe steht eine apl. Einnahme in gleicher Höhe 
bei Kap. 08 06 Tit. 133 04 gegenüber. 


08 07 
532 12 


7 000 000,— 


1 585 190,36 Bewirtschaftung der Forsten 

i 

: Im Fortwirtschaftsjahr 1971 mußten aus militärischen Grün- 
den zahlreiche Sondermaßnahmen, insbesondere Holzein- 
schläge und Aufforstungen, durchgeführt werden, deren Um- 
fang bei der Aufstellung des Haushalts 1971 nicht vorher- 
gesehen werden konnte. 

Die dadurch bedingte Mehrausgabe konnte nur teilweise 
durch Zurückstellung planmäßiger Bewirtschaftungsmaßnah- 
men gedeckt werden; sie war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 519 02 und Tit. 653 01. 
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4 


noch Einzelplan 08 — Bundesmininster für Wirtschaft und Finanzen 
(Bereich Finanzen) — 


08 07 
632 01 


57 925 000,— i 


7 630 388,37 


Verwaltungskostenerstattung an Länder 


Mehrausgabe infolge von Besoldungs- und Tarifverbesserun- 
gen für die Bediensteten der Finanzbauverwaltungen der 
Länder. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03. 


08 07 
711 02 


7 700 000 — 


08 07 
712 02 


12 000 000 — 


j 


2 384 650,95 


Kleine Neu-^ Um- und Erweiterungsbauten für das allgemeine 
Sachvermögen 


: Im Haushaltsjahr 1971 mußten zahlreiche koksbefeuerte Zen- 
i tralheizungsanlagen in bundeseigenen Wohngebäuden auf 
I öl- bzw. Gasfeuerung umgestellt werden, weil Mängel in 
den Anlagen und die gestiegenen Brennstoff- und Lohnkosten 
zu einer für die Mieter nicht mehr zumutbaren Heizkosten- 
belastung geführt hatten. Dabei waren vielfach auch Umbau- 
maßnahmen in den Wohnungen (z. B. beim Einbau von 
Etagenheizungen) und Änderungen in der Warmwasserver- 
j sorgung erforderlich. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 646 01, 646 02, 654 01, 681 02, 
681 62 und 671 71. 


Herrichtung und Umbau von Wohnsiedlungen, die von 
Stationierungsstreitkräften freigegeben worden sind 

Die Stationierungsstreitkräfte haben im Haushaltsjahr 1971 
eine unerwartet große Anzahl von Wohnsiedlungen freigege- 
ben. Im Interesse einer baldigen Belegung der Wohnungen 
durch Angehörige der Bundeswehr und aus wirtschaftlichen 
Gründen mußten die Instandsetzungsarbeiten sofort einge- 
leitet werden. Die veranschlagten Ausgabemittel reichten 
deshalb nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

i Der Deutsche Bundestag und Bundesrat sind mit Schreiben 
' des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 26. 7. 
1971 — F/II C 6 — F 0715/2 — 12/71 unterrichtet worden 
(§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03 (2 593 631,36 DM) 

und Kap. 14 12 Tit. 883 41 (6 000 000,— DM). 


I 


8 593 631,36 
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Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
(Bereich Wirtschaft) — 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Aus Anlaß der mit der Deutschen Erdöl AG schwebenden 
Rechtsstreitigkeiten und aus Anlaß der Investitionszulagen- 
Prozesse sind Kosten entstanden, die im Interesse des Bun- 
des unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 09 01 Tit. 527 02. 


Zuschüsse zur Erleichterung der Förderung von Kokskohle 
und Erzeugung von Hochofenkoks sowie zur Erleichterung 
des Absatzes an die Eisen- und Stahlindustrie in revierfemen 
Gebieten und im innergemeinschaftlichen Austausch 

Nach der Entscheidung Nr. 70/1 EGKS der Kommission der 
EG können für die Jahre 1970 bis 1972 Kokskohlebeihilfen 
in Form von Förderbeihilfen und Absatzbeihilfen gewährt 
werden. Die Bundesregierung hat die Förderbeihilfen für 
1971 zunächst ausgesetzt, weil bei den Etatberatungen 
1971 infolge der Preisentwicklung bei Drittlandskohle nicht 
j mit dem Fortbestand einer ausgleichsfähigen Differenz zwi- 
I sehen deutschen Erzeugungskosten und Wettbewerbspreis 
gerechnet werden konnte. Nachdem jedoch im Laufe des 
Jahres 1971 wegen Anstiegs der Erzeugungskosten im Inland 
und des Nachgebens der Weltmarktspreise (Kursentwick- 
lung des Dollars, gesunkene Seefrachtraten) wieder erheb- 
; liehe Preisunterschiede entstanden sind, die weder von der 
i Stahlindustrie noch vom Steinkohlenbergbau getragen wer- 
den konnten, mußten für die Zeit vom 1. Juni bis 31. Dezem- 
ber 1971 Förderbeihilfen in Höhe von 4 DM/t gewährt wer- 
den. Da die Förderbeihilfen vierteljährlich nachträglich abzu- 
■ rechnen sind, wurden die für die Monate Juni bis September 
I 1971 zusätzlich benötigten Beträge (29,2 Millionen DM) üpl. 
i bereitgestellt und die Ausgaben für das IV. Quartal 1971 im 
I Haushaltsentwurf 1972 veranschlagt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

; Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
: ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
I 16. November 1971 — F II B 1 — Wi 0268 ~ 97/71 — über 
die Mehrabgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 683 14 und Tit. 697 01. 


09 01 
526 01 


40 000,- 


2 520,85 


09 02 


683 26 


25 000 000,- 


29 214 606,77 


09 03 


415 000,— 


63 986,03 Post- und Fernmeldegebühren 


Aufgrund der Verordnung zur Änderung der Bedingungen 
und Gebühren für die Benutzung von Einrichtungen des Fern- 
meldewesens vom 5. Mai 1971 (BGBl. I S. 453) haben sich die 
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noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
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Gebühren für den Langwellensender DCF 77/Mainflingen 
vom 1. Juli 1971 an unvorhergesehen um monatlich 15 850 
! DM erhöht. 

Da auf die amtliche Zeitzeichenmessung durch Funk nicht 
verzichtet werden kann, war die Mehrausgabe zur Bestrei- 
tung der Gebührenerhöhung unabweisbar, 

' Einsparung bei Kap, 09 03 Tit. 812 05. 


09 03 
51701 


1 700 000,— 


709 952,55 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die Kosten für elektrische Energie, Fernwärme und Reini- 
gung sind im Haushaltsjahr 1971 unvorhergesehen gestiegen. 
Da der Dienstbetrieb ohne diese Lieferungen und Leistun- 
: gen nicht aufrechterhalten werden konnte, war die Mehr- 
' ausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 09 03 Tit. 712 16 und Tit. 712 19. 


09 10 
526 02 


5 000,— 


217 233,72 ! Kosten für Sachverständige 

! 

■ Fortsetzung und Beendigung der im Jahre 1970 notwendig 
gewordenen besonderen Maßnahmen (Einschaltung von Sach- 
' verständigen) im Rahmen der nach dem Investmentgesetz 
fristgebundenen Prüfung von 153 Vertriebsanzeigen auslän- 
discher Investmentgesellschaften. Mit dem verfügbaren Per- 
I sonal konnte der Arbeitsanfall innerhalb der nach dem Ge- 
setz vorgeschriebenen Fristen nicht bewältigt werden. 

i Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 697 04. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 i 195 000,— 
51201 i 



39 999, b5 Bücher und Zeitschriften 

Die Mehrausgabe ist auf unerwartet hohe Preissteigerungen 
i für Bücher und Periodica, auf erhöhte Kosten für Druck und 
j Buchbinderarbeiten sowie auf nicht vorhersehbaren Mehr- 
bedarf an Vervielfältigungen und Fotokopien zurückzu- 
führen; sie war zur Aufrechterhaltung eines geordneten Ver- 
waltungsbetriebes unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 656 06. 
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noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
(Bereich Wirtschaft) — • 

10 01 ! 443 000, — 69 423,04 ! Post- und Fernmeldegebühren 

i Mit Wirkung vom 1. Juli 1971 wurden die Telefongebühren, 

I ' inbesondere die Gebühren für die Standleitungen, Dauer- 

leitungen, Querverbindungsleitungen und Sondereinrichtun- 
j j ! gen erhöht. Darüber hinaus wurden die Portokosten für 

I Postkarten und Drucksachen am 1. September 1971 angeho- 

ben. Außerdem war der Mehrbedarf auf eine unerwartet 
I I hohe Inanspruchnahme der Fernschreibeinrichtungen zurück- 

' ! zuführen. 

j ' Die Mehrausgabe war infolge der Gebührenerhöhungen und 

I : der hohen Inanspruchnahme der Fernschreibeinrichtungen 

unvorhergesehen und zur Erfüllung der dienstlichen Oblie- 
; genheiten unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 652 06. 


10 01 120 000 ,— 
515 01 I 


19 994,43 Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
j Maschinen für Verwaltungszwecke 

i Die Staatssekretäre der Bundesministerien haben am 29. Juni 
I 1970 den Umfang der Anschlüsse an das interministerielle 
Fernschreibnetz beim BMI durch einen Beschluß festgelegt. 
Die Errichtung einer Fernschreibstandleitung und die An- 
j Schaffung eines Fernschreib- und eines Lochstreifenstanzge- 
rätes waren im Hinblick auf die Ernährungssicherstellung im 
■ Haushaltsjahr 1971 unabweisbar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 mit einer derartigen 
Entscheidung nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 652 42. 


10 01 62 800, — j 12 000, — Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Der Mehrbedarf war entstanden, weil eine unaufschiebare 
I Reparatur des Daches des Hauses 8 (Druckerei, Zeichen- 

büro) auszuführen und ein Kanalbruch am Haus 7 zu beheben 
' war. Die Mehrausgabe war wegen der Behebung der unvor- 

I hergesehenen Schadensfälle unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 652 06. 


144 951,20 Mehrere Großgeräte und zahlreiche Versorgungsleitungen 
waren in der behördeneigenen Kantine unerwartet ausge- 
fallen. Dabei sind weitergehende Schäden festgestellt wor- 
den. Die Erneuerung der Kücheneinrichtung einschließlich 
der Versorgungsleitungen war deshalb für die Sicherheit 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 I 47 000,— 
812 01 I 


E. 2 920 000 000,— 

10 02 

683 08 


F. 2 1 148 000,— 

10 02 

514 74 


! des Küchenpersonals sowie zur Versorgung der Dienstange- 
hörigen und damit zur Aufrechterhaltung eines geordneten 
Kantinenbetriebs unabweisbar. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

I Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 682 83. 


6 029,20 Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungszwecke 

I Die Mehrausgabe ist entstanden, weil die Beschaffung eines 
zusätzlichen Fernschreibgerätes erforderlich wurde. Die Fern- 
schreibstelle konnte mit den vorhandenen Geräten die un- 
! erwartete Steigerung des Fernschreibverkehrs nicht mehr 
! ordnungsgemäß durchführen. Der zunehmende Umfang des 
! Fernschreibverkehrs — vor allem auf internationaler Ebene 
! — ist insbesondere auf den Beitritt von weiteren Ländern 
zur EWG zurückzuführen. 

Diese Entwicklung konnte nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war zur Gewährleistung eines geordneten 
Fernschreibverkehrs und Geschäftsbetriebs unabweisbar. 

^ Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 861 01 . 


6 000 000, — Zuschüsse für Maßnahmen zum Ausgleich von Folgen der 

DM- Aufwertung auf dem Gebiet der Landwirtschaft 

I 

Infolge einer in größerem Umfang eingetretenen Verschie- 
bung der Produktion zugunsten des Intensivanbaus waren 
höhere Ausgleichsbeträge je Hektar und somit insgesamt 
; höhere Ausgaben erforderlich. Außerdem sind mehr Anträge 
I auf Kapitalabfindung wegen Betriebsaufgabe gestellt als 
geschätzt worden. Die unvorhergesehene Mehrausgabe war 
I wegen noch in 1971 fälliger Ausgleichszahlungen mit Rüdc- 
I sicht auf die Minderausgabe im Haushaltsjahr 1970 von rd. 

I 14 Millionen DM unabweisbar (§ 6 Abs. 4 des Durchführungs- 
I gesetzes zum Aufwertungsausgleichsgesetz). 

I Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 1 BHO ist zugelassen worden, daß 
j die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

i 

! Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25 (57 577,88 DM) 

und Kap. 10 03 Tit. 682 83 (6 400 000,— DM). 


137 116,02 I Haltung von Fischereiforschungsschiffen 

I Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe aus 
I Anlaß von Havarieschäden, verursacht durch die Fischerei- 
1 forschungsschiffe „Anton Dohrn“ an den Fischkuttern „Hol- 


43 



Drucksache VI/3628 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Kap. 


Tit. 



An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemittein sind 


zugewiesen 

DM 

DM 

1 2 

1 3 1 


Zweckbestimmung und Begründung 


G. 13 
10 02 


apl. 
683 02 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten — 

! stein" und „Ursula 11" bei der Rückkehr von der 151. For- 
j schungsreise am 26, Mai 1971 und „Walther Herwig" an dem 
j Spezialschiff „Brunneck" beim Auslaufen am 19. August 
! 1971. 

i 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 652 06. 


12 029 955,58 Zuschüsse zur Durchführung von Maßnahmen für den Pro- 
duktionsbereich Obst und Gemüse aufgrund der Freigabe 
des Wechselkurses der Deutschen Mark ab 10. Mai 1971 

i Die Freigabe des Wechselkurses der Deutschen Mark ab 
i 10. Mai 1971 hat im Marktbereich Obst und Gemüse, der 
1 von einem Überangebot gekennzeichnet ist, zu Preissenkun- 
j gen geführt, weil Waren aus den übrigen Mitgliedstaaten 
I der EG und aus dritten Ländern billiger eingeführt werden 
I konnten. 

j Das vom Rat und von der Kommission der EG beschlossene 
' Grenzausgleichssystem, das an die gemeinsame Rechnungs- 
I einheit gebunden war, konnte die Erzeuger und Verarbeiter 
I nicht vor sämtlichen Auswirkungen der Währungsentschei- 
dung schützen. Bei einer Abweichung von 3 v. H. von der 
i festgelegten Parität — bei einer Abweichung gegenüber den 
Niederlanden von 1 v. H. — ergaben sich rechnerisch je Monat 
freier Wechselkurse währungsbedingte Erlösminderungen in 
Höhe von 4,7 Millionen DM. Solche Einkommensminderun- 
gen wurden durch Beihilfen an landwirtschaftliche Erwerbs- 
obsterzeuger und Erwerbsgemüseerzeuger sowie an Obst- 
und Gemüseverarbeitungsbetriebe abgewendet. Die Beihilfen 
richten sich nach der Zahl der Erwerbstätigen je Betrieb. Die 
j Freigabe des Wecheslkurses und ihre Folgen waren im Zeit- 
I punkt der Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1971 nicht 
vorhergesehen. Die Abwendung von Einkommensminderun- 
; gen infolge der Wechselkursfreigabe war zur Aufrechterhal- 
I tung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Obst- und 
i Gemüsewirtschaft, die sich in sehr schwieriger wirtschaft- 
licher Lage befindet, unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
i apl. Ausgabe mit Schreiben des BMWF vom 15. November 
i 1971 — F/IIB3 — E 4500 — 28/71 — unterrichtet worden 
i (§ 37 Abs. 4BHO). 

Im übrigen vgl. BT-Drucksache VI/2945 S. 8 — weitere apl. 
* Ausgabe in Höhe von 12 000 000 DM im 3. Vierteljahr des 
Haushaltsjahres 1971. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 683 83. 
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Kap. 

Tit. 


1 


G. 13 
10 02 

apl. 
862 02 


H. 11 
10 03 


apl. 
683 98 
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I laushalts- 
betrag 
1971 

DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


2 


3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 


9 000 000, — Darlehen zur Bildung von Stabilisierungsfonds für Eier und 
Geflügel aufgrund der Freigabe des Wechselkurses der 
Deutschen Mark ab 10. Mai 1971 


39 939 397,35 


Die Freigabe des Wechselkurses der Deutschen Mark am 
10. Mai 1971 hat im Marktbereich Eier und Geflügel der von 
einem Überangebot gekennzeichnet ist, zu Preissenkungen 
geführt, weil Waren aus den übrigen Mitgliedsstaaten der 
EG und aus dritten Ländern billiger eingeführt werden konn- 
ten. Das vom Rat und von der Kommission der EG beschlos- 
sene Grenzausgleichssystem, das an die gemeinsame Rech- 
nungseinheit gebunden war, konnte die Eier- und Geflügel- 
wirtschaft nicht vor sämtlichen Auswirkungen der Wäh- 
rungsentscheidung schützen. Bei einer Abweichung von 

3 V. H. der festgelegten Parität — bei einer Abweichung 
gegenüber den Niederlanden von 1 v. H. — ergaben sich 
rechnerisch je Monat freier Wechselkurse währungsbedingte 
Erlösminderungen in Höhe von 1,9 Millionen DM bei Eiern 
und Geflügel. Solche Einkommensminderungen wurden da- 
durch abgewendet, daß Bundesdarlehen in Höhe von jeweils 

4 Millionen DM zur Bildung von Stabilisierungsfonds für 
Eier und Geflügel gewährt wurden. Die Freigabe des Wech- 
selkurses und ihre Folgen waren im Zeitpunkt der Verab- 
schiedung des Haushaltsgesetzes 1971 nicht vorhergesehen. 
Die Abwendung von Einkommensminderungen durch die 
Wechselkursfreigabe war zur Aufrechterhaltung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Eier- und Geflügelwirt- 
schaft, die sich in sehr schwieriger wirtschaftlicher Lage be- 
findet unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
apl. Ausgabe mit Schreiben des BMWF vom 15, November 
1971 — F/IIB3 — E 4500 — 28/71 unterrichtet worden (§ 37 
Abs. 4 BHO). 

Im übrigen vgl. BT-Drucksache VI/2945 S. 9 — weitere apl. 
Ausgabe in Höhe von 8 000 000, — DM im 3. Vierteljahr des 
Haushaltsjahres 1971. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 683 83 (9 000 000 DM) und 

Deckung durch eine apl. Einnahme bei 

Kap. 10 02 Tit. apl. 134 01 (8 000 000 DM). 


Erstattung bei der Ausfuhr von pflanzlichen und tierischen 
Erzeugnissen infolge Freigabe des Wechselkurses der Deut- 
schen Mark ab 10. Mai 1971 


Mit Wirkung vom 10. Mai 1971 ist auf Veranlassung der 
i Bundesregierung der Wechselkurs der Deutschen Mark frei- 
gegeben worden. Nach dem vom Agrarrat der EG beschlos- 
senen Grenzausgleichssystem waren bei der Ausfuhr von 
I landwirtschaftlichen Erzeugnissen nach Mitgliedstaaten und 
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An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


1 I 2 I 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


10 07 
671 02 


1021 
811 01 


10 22 
517 01 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 


I 

i 


39 000,— 


I Drittländern ab 12. Mai 1971 Ausgleichsbeträge zu gewähren. 

I Die Maßnahmen waren unvorhergesehen und zur Abwen- 
j düng von finanziellen Nachteilen für die Deutsche Landwirt- 
I Schaft unabweisbar. 

I Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die apl. 
i Ausgabe mit Schreiben des BMWF vom 24. Mai und 29. No- 
I vember 1971 — F/IIB3 — E 4500 — 4/71 und 30/71 unter- 
I richtet worden {§ 37 Abs. 4 BHO). 

! Deckung durch apl. Einnahmen bei Kap. 60 01 Tit. apl. 026 04. 


199 975,29 


Erstattung der Aufwendungen, die Dritten bei der Erhebung 
der Beiträge nach § 10 des Absatzfondsgesetzes vom 26. Juni 
1969 entstehen 


Infolge der Anlaufschwierigkeiten bei der Erhebung der Bei- 
träge sind beim Bundesamt Meldungen für 1970 von den 
Fleischbeschaudienststellen in großer Zahl erst 1971 einge- 
gangen. Die aufgrund der Meldungen zu leistenden unab- 
weisbaren Zahlungen bewirkten eine unvorhergesehene 
I Mehrausgabe. Dagegen sind die im Haushaltsjahr 1970 hier- 
für außerplanmäßig bereitgestellten Ausgaben entsprechend 
weniger beansprucht worden. 

Einsparung bei Kap, 10 02 Tit. 682 01. 


5 580,19 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die Ausgabe war für eine Ersatzbeschaffung eines bei einem 
Verkehrsunfall zerstörten Dienstkraftfahrzeuges (VW 1300) 
erforderlich. 


Sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 


9 689,28 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe infolge 
Erhöhung der Tarife der Stadtwerke Münster für Kraft- und 
Lichtstrom, für Be- und Entwässerung am 1. Januar und 
1. Oktober 1971 sowie Verteuerung der Reizstoffe seit 
Herbst 1970. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 
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An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Zweckbestimmung und Begründung 


2 1 2 


4 


noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


10 23 2 000 000,— 

712 61 


400 000,— 


Neubau eines Laboratoriumsgebäudes und eines technischen 
Sondergebäudes auf dem Geilweiierhof 


! Die Mehrausgabe wurde durch einen unerwartet schnellen 
j Baufortschritt und gestiegene Baupreise erforderlich; sie war 
' im Interesse einer zügigen Fortführung der Baumaßnahme 
j unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 652 06. 


10 25 ' 962 000,— 

51701 ; 



432 142,05 i Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

I Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe an Heiz- 
: und Stromkosten auf Grund vertraglicher Verpflichtung mit 
! den Stadtwerken Braunschweig nach Anschluß der Gebäude 
und Anlagen an die neue Heizanlage und der damit verbun- 
denen Erhöhung der Heizkosten um 11 DM zuzüglich Mehr- 
wertsteuer sowie infolge Erhöhung der Strompreise und des 
erhöhten Verbrauchs für vorzeitig fertiggestellte und in Be- 
trieb genommene Klimakammer, Klimaschränke und sonstige 
elektrische Geräte. 

. Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 44. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


1101 I 358 000, — I 18 772,18 j Post- und Fernmeldegebühren 


' Die im Laufe des Haushaltsjahres 1971 eingetretene Er- 
höhung der Fernmeldegebühren und der Postgebühren für 
j Briefe, Postkarten, Päckchen, Drucksachen, Streifbandzeitun- 
I gen, Pakete und Eilzustellungen führte zu unvermeidbaren 
j Mehraufwendungen. 

' Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

' Sie war unabweisbar, weil die Kosten bei der Wahrnehmung 
der Dienstaufgaben zwangsläufig anfallen. 

Einsparung bei Kap. 11 02 Tit. 686 01. 


11 01 
81201 


35 000, 40 941,84 ! Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 

(Vorgriff) ständen im Inland für Verwaltungszwecke 

Wider Erwarten hatte sich der technische Zustand der vor- 
handenen 16 Jahre alten Druckmaschine so verschlechtert, 
daß umfangreiche und kostspielige Reparaturen notwendig 
I geworden wären. Die Reparaturen wären bei dieser alten 
' Maschine unwirtschaftlich gewesen. Es war daher erforder- 
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Kap. 
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Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1971 

DM 

gabemittein sind 
zugewiesen 

DM 


1 

t 2 1 

3 

r 

4 


11 03 
539 99 


11 03 
527 14 


11 03 

apl. 
711 01 


noch Einzelpian 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

lieh, die im Bundeshaushaltsplan 1972 veranschlagte Druck- 
' maschine im Wege des Vorgriffs schon im Jahre 1971 zu 

beschaffen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war aus wirt- 
1 schaftlichen Gründen unabweisbar. 


1 500,— 


306,52 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Der Mehrbedarf war auf unvorhergesehene Ausgaben im Zu- 
sammenhang mit dem Todesfall einer Bediensteten und auf 
ebenfalls nicht vorhergesehene und nicht aufschiebbare Ein- 
stellungsuntersuchungen zurückzuführen. Aus fürsorgeri- 
schen und dienstlichen Gründen waren die Ausgaben unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 1 1 03 Tit. 515 01. 


2 000 ,— 


473,80 ! 


Reisekostenvergütungen 


Der Mehrbedarf ist auf gestiegene Lehrgangsgebühren, auf 
vermehrte Fahrkosten sowie auf Fahrpreiserhöhungen zu- 
rückzuführen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Fortführung 
der begonnenen Ausbildungsmaßpahmen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 03 Tit. 515 01. 


10 165,36 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

i 

i Die Ausgaben für den Einbau einer Gaszentralheizung in die 
Werkdienstwohnung der Bundesausführungsbehörde für Un- 
fallversicherung in Wilhelmshaven mit Isolierung des 
j Außenmauerwerks waren aus Fürsorgegründen unabweisbar. 

! Die Wohnung genügte nicht den allgemeinen Anforderungen 
I an gesunde Wohnverhältnissse (2 unbeheizbare Räume, 

! kein Wärme- und Feuchtigkeitsschutz der 4 Außenwände) ; sie 
I begünstigte schwere rheumatische Erkrankungen. Abhilfe 
; war dringend geboten. 

I Die Ausgabe war unvorhergesehen. Die Nachteile der Woh- 
; nung haben sich in den Kälteperioden 1969/70 und 1970/71, 

' die gesundheitsschädigenden Auswirkungen erst später — 
als eine Veranschlagung der Ausgabe für 1971 nicht mehr 
mögich war — bemerkbar gemacht, 
i 

Einsparung bei Kap. 11 03 Tit. 518 02. 
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DM 

DM 

, 

1 2 1 

I 3 1 

1 4 


11 04 
811 01 


11 06 
518 02 


11 06 
532 01 


11 08 
519 01 


noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

8 700, — I 4 045,48 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Ende 1970 wurde ein gebrauchter, aber sehr gut erhaltener 
Spezialanhänger, der für die Lehrschau auf dem Gebiete des 
Arbeitsschutzes und für Ausstellungen vorgesehen war, von 
j einem größeren Industrieunternehmen sehr preiswert für 
I 10 000 DM erworben. Der tatsächliche Wert des Anhängers 
! lag erheblich über diesem Preis. Nachträglich stellte sich her- 
I aus, daß die elektrische Einrichtung des Anhängers nicht den 
neuesten Sicherheitsvorschriften entsprach und daher neu 
I installiert werden mußte. Hierauf und auf andere kleinere 
Instandsetzungsarbeiten ist die unvorhergesehene und unab- 
weisbare Mehrausgabe zurückzuführen, 
i 

, Einsparung bei Kap. 11 04 Tit. 531 12. 


5 500, — 1 510,27 Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

Beim Bundesversicherungsamt mußte im Haushaltsjahr 1971 
wegen des Mangels an Schreibkräften das Kopiergerät in 
erhöhtem Maße in Anspruch genommen werden. Das führte 
zu Mehrkosten, die nicht vorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar waren. 

I Einsparung bei Kap. 1 1 06 Tit. 527 01. 


18 000, — 80, — Kosten der Laufbahnprüfungen für den gehobenen nicht- 

tedinischen Bundesdienst in der Rentenversicherung 

Die Kosten der Laufbahnprüfungen werden dem Bundesver- 
sicherungsamt von den Versicherungsträgern erstattet. Das 
Bundesversicherungsamt darf daher It. Haushaltsvermerk nur 
Ausgaben bis zur Höhe der Ist-Einnahmen bei Kap. 11 06 
Tit. 111 01 leisten. 

Im Haushaltsjahr 1970 ist ein Erstattungsbetrag von 80 DM 
bei Kap. 1106 Tit. 11101 vereinnahmt worden, der nicht 
mehr zur Auszahlung gebracht werden konnte. Dies führte 
im Haushaltsjahr 1971 zu einer nicht vorhergesehenen Mehr- 
ausgabe gegenüber den Ist-Einnahmen bei Kap. 11 06 
Tit. 111 01 um 80 DM, die auch unabweisbar war, weil eine 
I rechtliche Verpflichtung bestand. 

i 

I Einsparung bei Kap. 11 06 Tit. 527 01. 


40 000, — 43 914,91 | Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

I Die seit drei Jahren nicht mehr genutzte bundeseigene 
Liegenschaft Ith bei Scharfoldendorf wurde dem Bundesmini- 
I Ster für Arbeit und Sozialordnung teilweise für die Einrich- 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1971 

DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Zweckbestimmung und Begründung 

1 

1 2 

1 3 1 

1 4 


noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

tung einer Zivildienstschule überlassen. Bei der Besichtigung 
durch das Staatshochbauamt Holzminden wurden Mängel 
festgestellt, die vor Aufnahme des Lehrbetriebes am 1. Ok- 
tober 1971 unbedingt behoben werden mußten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 1 1 08 Tit. 518 01. 


11 08 


apl. 
525 02 


9 875,16 


Kosten der Gastreferenten für Einführungslehrgänge der 
Dienstpflichtigen 


Trotz intensiver Bemühungen ist es nicht gelungen, alle für 
Lehrkräfte an der Zivildienstschule Ith zur Verfügung 
stehenden Beamtenplanstellen zu besetzen. Um Einführungs- 
lehrgänge für Dienstpflichtige durchführen zu können, muß- 
ten deshalb Gastreferenten und Beamte des Bundesverwal- 
tungsamtes eingesetzt werden. 

Die Aufwendungen für Honorare und Reisekosten, die da- 
durch entstanden sind, waren demnach unabweisbar und un- 
vorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 422 01. 


11 08 
532 02 


10 000 ,— 


6 629,25 


Schadenersatzansprüche Dritter 


Die aus Dienstpflichtverletzungen Dienstleistender entstan- 
denen Schadenersatzansprüche Dritter waren nach Artikel 34 
GG i. V. m. § 34 des Gesetzes über den Zivilen Ersatzdienst 
i. d. F. vom 16. Juli 1965 — BGBl. 1 S. 983 — zu befriedigen. 
Sie konnten bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 
nicht in ihrer tatsächlichen Höhe vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 516 01. 


11 10 
646 41 


308 000 000,— 


33 760 611,69 


Ersatz an Krankenkassen nach §§ 19 und 20 des Bundes- 
versorgungsgesetzes und an andere Öffentlich-rechtliche 
Leistungsträger 


Auf dem Sektor der Heil- und Krankenbehandlung waren im 
Haushaltsjahr 1971 erhebliche Kostensteigerungen zu ver- 
zeichnen. 

Die hierdurch bedingte Mehrausgabe war unvorhergesehen; 
sie war unabweisbar, denn sie beruht auf gesetzlicher Lei- 
stungsverpflichtung. 
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11 10 
671 41 


190 950 000 — 


31 735 000 — 


Heilbehandlung, Badekuren und Krankenbehandlung in ver- 
sorgungsfremden Einrichtungen und andere Sachleistungen, 
die von der Versorgungsbehörde gewährt werden 


Die Mehrausgabe beruht auf den starken Kostensteigerun- 
gen, die im Haushaltsjahr 1971 wirksam geworden sind. 
Diese Entwicklung ist nicht vorhergesehen worden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie der Erfüllung 
gesetzlicher Leistungsverpflichtungen diente. 


Einsparung bei Kap. 11 08 
11 11 
11 12 
und 11 13 


(7 007 554,29 DM), 
(10 365 819,96 DM), 
(9 731 451,82 DM) 
(6 765 173,26 DM). 


11 10 
681 41 


33 000 000,— 


8 919 337,— 


Geldleistungen, die von der Versorgungsbehörde gewährt 
werden 

Die Mehrausgabe beruht im wesentlichen auf den überdurch- 
schnittlichen Kostensteigerungen im Bereich der Heil- und 
Krankenbehandlung. 

Sie war unvorhergesehen und unabweisbar, weil es sich bei 
den Geldleistungen, die von der Versorgungsbehörde ge- 
währt werden, um gesetzliche Ansprüche handelt. 


Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 423 01 

Tit. 425 01 
und Tit. 671 02 


(8 049 595,25 DM), 
(401 523,61 DM) 
(468 218,14 DM). 


11 11 


apl. 
681 02 


14 227,83 


Zuschüsse für Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme und für berufliche Bildungsmaßnahmen für Empfän- 
ger von Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 


Mit dem Inkrafttreten des Areibtsförderungsgesetzes am 
1. Juli 1969 trägt die Bundesanstalt für Arbeit die Ausgaben 
für Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und für 
berufliche Bildungsmaßnahmen für Empfänger von Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenhilfe. Im Bundeshaushaltsplan 1971 
waren daher für diese Zwecke keine Ausgaben veranschlagt 
worden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit konnte jedoch nicht in allen 
Fällen die bis zum 30. Juni 1969 begründeten Aufwendungen 
zu Lasten des Bundes bis zum Ablauf der Haushaltsjahre 
1969/1970 abrechnen, so daß wider Erwarten auch im Haus- 
haltsjahr 1971 noch Restzahlungen zu leisten waren. 

Die Notwendigkeit zu Restzahlungen im Haushaltsjahr 1971 
für bis zum 30. Juni 1969 entstandene Verpflichtungen konn- 
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apl. 
883 01 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


I ten nicht vorhergesehen werden. Die Zahlungen waren unab- 
! weisbar, da der Bund gesetzlich verpflichtet war, die bis 
zum 30. Juni 1969 begründeten Aufwendungen zu tragen. 

Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 681 01. 


8 856, — i Darlehen zur verstärkten Förderung von Arbeitsbeschaf- 
' fungsmaßnahmen für Empfänger von Unterstützung aus der 
I Arbeitslosenhilfe 

I 

Mit dem Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes am 
! 1. Juli 1969 trägt die Bundesanstalt für Arbeit die Ausgaben 
^ für die verstärkte Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen für Empfänger von Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe. Im Bundeshaushaltsplan 1971 waren daher für 
I diesen Zweck keine Ausgaben mehr veranschlagt worden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit konnte jedoch nicht in allen 
Fällen die bis zum 30. Juni 1969 begründeten Aufwendungen 
des Bundes in den Haushaltsjahren 1969/1970 abredinen, so 
daß wider Erwarten auch im Haushaltsjahr 1971 noch Rest- 
zahlungen geleistet werden mußten. 

Die Notwendigkeit für diese Restzahlungen im Haushalts- 
jahr 1971 konnte nicht vorhergesehen werden. 

Die Zahlungen waren unabweisbar, da der Bund gesetzlich 
verpflichtet war, die bis zum 30. Juni 1969 begründeten 
Aufwendungen zu tragen. 

Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 681 01. 


4 812,— 


Zuschüsse zur Grundförderung von Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen für Empfänger von Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilife 


Mit dem Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes am 
1. Juli 1969 trägt die Bundesanstalt für Arbeit die Ausgaben 
für Zuschüsse zur Grundförderung von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen für Empfänger von Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe. Im Bundeshaushaltsplan 1971 waren deshalb 
für diesen Zweck keine Ausgaben mehr veranschlagt worden. 
Die Bundesanstalt für Arbeit konnte jedoch nicht in allen 
Fällen die bis zum 30. Juni 1969 begründeten Aufwendungen 
zu Lasten des Bundes in den Haushaltsjahren 1969/1970 ab- 
rechnen, so daß wieder Erwarten auch im Haushaltsjahr 
1971 noch Restzahlungen geleistet werden mußten. 

Die Notwendigkeit zu diesen Restzahlungen im Haushalts- 
jahr 1971 konnte nicht vorhergesehen werden. 

Die Zahlungen waren unabweisbar, da der Bund gesetzlich 
verpflichtet war, die bis zum 30. Juni 1969 begründeten Auf- 
wendungen zu tragen. 

1 Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 681 01. 
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Tit. 

1971 

gabemitteln sind 
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DM 

DM 


1 i 

I 2 

i 3 1 

4 


11 12 


apl. 
539 99 


25 528,48 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


In Einzelfällen waren Empfängern von Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge Versorgungsbezüge zu erstatten, die von ver- 
schiedenen Sozialhilfeträgern in vergangenen Jahren zu 
Unrecht vereinnahmt worden waren. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen; sie war im Hinblick 
auf die Erstattungsansprüche der Berechtigten unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 01 Tit. 539 99. 


11 12 
643 01 


371 500 000,— 


33 000 000,— 


Kosten der Kriegsopferfürsorge (ausgenommen Darlehen) auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes sowie entsprechender 
Leistungen auf Grund des Häftlingshilfegesetzes und des 
Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen 


Im Haushaltsjahr 1971 sind die Regelsätze des Bundessozial- 
hilfgesetzes unerwartet stark angehoben worden. Dies hat 
zu entsprechenden Leistungssteigerungen im Bereich der 
Kriegsopferfürsorge geführt. 

Die hierdurch bedingte Mehrausgabe war unvorhergesehen. 
Sie war unabweisbar, weil sie sich aus der Erfüllung gesetz- 
licher Ansprüche ergab. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 616 01 (50 805 188,22 DM) 

und Tit. 646 05 (11 211 099,31 DM). 


11 12 
863 02 


30 000 000,— 


5 989 210,33 


Darlehen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge auf Grund des 
Bundesversorgungsgesetzes sowie entsprechende Darlehen 
auf Grund des Häftlingshilfegesetzes und des Gesetzes über 
die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und beruhte auf dem 
erhöhten Bedürfnis der Versorgungsberechtigten für die Ge- 
währung von Darlehen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge. 
Da ein gesetzlicher Anspruch auf Darlehensgewährung be- 
steht, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 1113 Tit. 656 03. 


11 13 
646 01 


10 000 ,— 


202,40 


Erstattung der Mehraufwendungen der Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung an Verfolgte des Nationalsozialis- 
mus 


Die Mehrausgabe ist auf die Auswirkungen des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung der Vorschriften über die 
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1971 

gabemittein sind 
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DM 

DM 



112 13 1 4 


Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Sozialversicherung vom 22. Dezember 1970 zurückzuführen; 
sie beruhte auf gesetzlicher Verpflichtung und war daher 
unabweisbar. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 war an- 
genommen worden, daß der Haushaltsansatz unter Berück- 
sichtigung des Änderungsgesetzes ausreichen würde. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 616 01, 


11 13 
681 01 


34 000 000,— 


3 099 273,13 


Fremdrenten in der Unfallversicherung 


Die Mehrausgabe ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, 
daß entgegen der Annahme die Erhöhung der Renten nach 
dem 13. RAG nicht durch Rentenabgänge ausgeglichen wer- 
den konnte. Daneben sind die Ausgaben für orthopädische 
Hilfsmittel und ärztliche Versorgung stärker als erwartet ge- 
stiegen. 

Die Mehrausgabe beruhte auf gesetzlicher Verpflichtung und 
war daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 616 01. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 
517 01 


753 600,^ 


105 056,44 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Der Mehrbedarf beruht auf erhöhten Kosten für die Bewirt- 
schaftung der Gebäude und Räume auf Grund allgemeiner 
Erhöhung der Reinigungskosten, Zunahme der Stromko- 
sten sowie auf Grund des Mehrverbrauchs an Heizstoffen. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 522 01. 


12 01 
527 02 


660 000,— 


78 271,12 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Die zunehmenden verkehrspolitischen Beziehungen zu Staa- 
ten des europäischen und außereuropäischen Auslandes in 
den Bereichen der Luftfahrt, der Schiffahrt und des Straßen- 
verkehrs und die damit verbundene Aktivierung der Regie- 
rungskontakte haben zu einer erheblichen Zunahme unab- 
weisbarer Auslandsdienstreisen geführt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Wahrneh- 
mung dienstlicher Aufgaben im internationalen Bereich un- 
abweisbar, 

Einsparung bei Kap, 12 15 Tit. 513 02. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 02 
646 01 


1 218 700 — 


861 558,69 


Erstattung der Kosten für Schiffssicherheitsaufgaben des 
Bundes an die See-Berufsgenossenschaft 


Mehr für die Erstattung von entstandenen Kosten an die 
See-Berufsgenossenschaft für die Wahrnehmung der Schiffs- 
sicherheitsaufgaben des Bundes gemäß § 6 des Gesetzes über 
die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt 
vom 25. Mai 1965 (BGBL II S. 833) und für die Untersuchung 
der Seeleute auf Seediensttauglichkeit gemäß § 102 b des 
Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 i. d. F. vom 8. Januar 
1963 (BGBl. I S. 2). 

Die Nachforderung war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 02. 


12 02 


3542900000,— 


400 000 000,— 


Zuweisungen an das Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 


Mehr für Zuwendungen an die Deutsche Bundesbahn zur Er- 
haltung der Liquidität. 

Die Mehrausgabe war unvorgesehen, da bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht damit gerechnet wer- 
den konnte, daß der Verlust der Deutschen Bundesbahn im 
Jahr 1971 insbesondere durch erhöhten Personalaufwand und 
in Auswirkung der Konjunkturberuhigung durch Vermin- 
derung der Güterverkehrserträge auf rd. 2300 Millionen DM 
ansteigen würde. 

Die überplanmäßige Ausgabe war zur Erhaltung der Liquidi- 
tät der Deutschen Bundesbahn unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 572 11, 572 12, 572 13, 572 14, 

572 15 und 574 13. 


12 02 
686 02 


1 500 300,— 


24 398,99 


Beiträge an internationale Organisationen 


Mehr für den Beitrag der Bundesrepublik Deutschland an das 
Department of State, Washington, zur Deckung der Kosten 
des internationalen Eiswachdienstes im nordatlantischen 
Ozean. Der Beitrag richtet sich nach der Gesamtbruttoton- 
nage der Handelsschiffe, die während der Eissaison durch die 
eisberggefährdeten Bereiche fahren. Die Abrechnung der 
anteiligen Kosten erfolgt jährlich nachträglich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht mit erhöhten Auf- 
wendungen gerechnet werden konnte; sie war unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 532 13. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 02 
687 11 


452 000 000 — 


18 000 000 — 


Ausgleich von betriebsfremden Lasten der Deutschen Bun- 
desbahn (Versorgungsbezüge) 


Mehr durch Erhöhung der Versorgungsbezüge ab 1. Januar 
1971 auf Grund des 1. Gesetzes zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
(1. BesVNG). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap, 12 02 Tit. 682 11 Nr. 8 der Erläuterun- 
gen. 


12 02 
697 03 


2 500 000 — 


1 794 000 — 


Abwrackhilfen für Küstenmotorschiffe bis zu 300 BRT 


Mehr für die Gewährung von Abwrackhilfen für Küsten- 
motorschiffe. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht mit einer derart 
großen Zahl von Antragstellern, die die Voraussetzungen 
für die Auszahlung der Abwrackhilfe erfüllen, gerechnet 
werden konnte. Sie war unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
3. Dezember 1971 — F/11 B 2 — Ve 3990 — 13/71 über die 
Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 02. 


12 03 
521 02 


66 300 000,— 


2 930 319,48 Unterhaltung der Bundeswasserstraßen und Betrieb ihrer 
(Vorgriff) Anlagen im Binnenbereich, und zwar; Stoff-, Unternehmer-, 
Sach- und sonstige Kosten 

Infolge der lang anhaltenden Trockenheitsperiode mußten 
für Pumpkosten im Zusammenhang mit der Wasserversor- 
gung des westdeutschen Kanalnetzes und des Mittelland- 
kanals zusätzliche Ausgaben von rd. 3 Millionen DM gelei- 
stet werden, die bei der Veranschlagung der Haushalts- 
mittel für 1971 nicht vorausgesehen werden konnten. 

Die Inanspruchnahme überplanmäßiger Haushaltsmittel, die 
auf ein Ereignis höherer Gewalt zurückzuführen ist, war un- 
abweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
15. November 1971 über die Mehrausgabe unterrichtet wor- 
den (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 746 04, 747 03 und 751 03. 
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12 03 
526 01 


75 000 — 


12 076,11 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehr infolge unvorhersehbarer Rechtsstreitigkeiten, ins- 
besondere zur Abwehr von Schadensersatzforderungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 539 02. 


12 03 
681 01 


2 800 000,— 


88 525,81 


Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung nach der Reichs 
Versicherungsordnung 


Mehr infolge Erhöhung der Renten durch das 13. Rentenan- 
passungsgesetz sowie durch gestiegene Arzt- und Kranken- 
hauskosten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 539 02. 


12 03 
745 04 


1 000 000,— 


2 473 136,15 


Sicherung der Fahrwasser von Ems und Jade durch Instand- 
setzungen der Inselschutz werke auf Wangerooge, Minsener 
Oog und Borkum, 12. Teilbetrag 


In den letzten Monaten des Jahres 1970 wurden durch meh- 
rere hohe Sturmfluten Küstenschutzwerke auf den Inseln 
Borkum und Wangerooge zerstört. Die Randdünen im Süd- 
westen und Nordosten von Borkum und im Nordosten von 
Wangerooge wurden in großem Umfang vernichtet. Da für 
diese Inseln die Gefahr eines Durchbruchs drohte, mußten 
sofort Schutzmaßnahmen ergriffen werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen vom 
3. Juni 1971 — F/II B 2 — Ve 0313 — 3/71 II — über die 
Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO), 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 743 02,745 03,746 04,747 01, 

747 07, 747 08. 


12 03 
749 08 


2 300 000 — 


629 930,— 


Abwicklungs arbeiten auf dem deutschen und deutsch-luxem- 
burgischen Abschnitt der Mosel, 


Nach Inbetriebnahme der Schiffahrt auf der ausgebauten 
Mosel sind insbesondere auf der deutschen Ausbaustrecke 
noch Restarbeiten auszuführen und Auflagen in den wasser- 
rechtlichen Ausbauverfahren zu erfüllen. Für diese Rest- 
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1 3 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

arbeiten hat die Internationale Mosel GmbH (IMG) die Bau- 
leitungskosten im Haushaltsjahr 1967 mit 4,2 Millionen DM 
pauschal abgegolten. Bei der Aufstellung des Katalogs wei- 
terer Restarbeiten, die noch von der IMG zu bezahlen sind, 
sind auch die Kosten für die noch durchzuführenden umfang- 
reichen Katasterfortführungsmessungen und Grenzherstel- 
lungen als Baukosten aufgenommen worden. Hierüber be- 
steht mit den französischen Vertretern jedoch keine Überein- 
stimmung. Sie soll in z. Z. noch laufenden Regierungsver- 
handlungen, in der auch eine Erhöhung der Pauschale für 
Bauleitungskosten angestrebt wird, herbeigeführt werden. 
Die Ausgaben dieses Titels setzen sich überwiegend aus 
Löhnen für Meßgehilfen sowie Gehälter und Löhne für Bau- 
leitungspersonal zusammen. Infolge der Personalkostenstei- 
gerungen mußten bereits im Haushaltsjahr 1970 zusätzliche 
Ausgabemittel im Wege des Vorgriffs auf die Ausgaben für 
1971 in Anspruch genommen werden. Wegen der weiteren 
Steigerungen der Ausgaben bei den Personalkosten konnte 
der Vorgriff aus dem abgelaufenen Haushaltsjahr nicht ab- 
gedeckt werden. Darüber hinaus war die Inanspruchnahme 
weiterer 15 000 DM für Kostenerhöhungen bei den Personal- 
ausgaben unabweisbar, so daß überplanmäßige Ausgabe- 
mittel bis zum Betrage von 629 930 DM erforderlich wurden. 
Diese Entwicklung war unvorhergesehen, da mit dem Ab- 
schluß der Regierungsverhandlungen im Jahre 1971 gerech- 
net wurde. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 749 09. 


12 06 


30 000,— 


6 987,79 


Büdier und Zeitschriften 


Unabweisbare Mehrausgabe für die Anfertigung von Foto- 
kopien infolge erhöhten Arbeitsanfalls bei der zentralen 
Rechen- und Fachdokumentationsstelle der Bundesanstalt für 
Wasserbau in Karlsruhe sowie für die Fertigung von zu- 
sätzlichen Drucksachen als Ergebnisse der Großmodellver- 
suche im Rahmen der Aufträge für Dritte, die jedoch nicht 
zu Lasten von Kap. 12 06 Tit. 532 03 gehen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 12 06 Tit. 522 21. 


12 06 


272 000,— 


12 359,83 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


517 01 


Mehrausgabe infolge erheblicher Preissteigerungen bei Heiz- 
öl, Wasser, Elektrizität und den Kosten der Reinigung im 
Dienstgebäude und den angemieteten Räumen der Bundes- 
anstalt für Wasserbau in Karlsruhe. Darüber hinaus sind zu- 
sätzliche Kosten durch erhöhten Stromverbrauch bei wasser- 
baulichen Modellversuchen entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 22. 
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513 01 


12 11 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


14 000 — 


2 439,78 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Mehr durch verstärkten Einsatz der Kraftwagen bei der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz als Folge einer 
erheblich gestiegenen Außentätigkeit auf gewässerkundlich- 
wasserwirtschaftlichem Gebiet und wegen allgemeiner Preis- 
steigerungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 22. 


12 693,32 


Neubauten, größere Um- und Erweiterungsbauten 


Für die Erneuerung der Heizzentrale im Dienstgebäude 
Hamburg, Bernhard-Nocht-Straße 78, waren Mehraufwen- 
dungen in Höhe von 12 693,32 DM durch zusätzliche Maß- 
nahmen, die sich bei der Durchführung der Bauarbeiten als 
unbedingt notwendig erwiesen haben, erforderlich. 

Die Kostensteigerung war nicht vorherzusehen. Die Mehr- 
ausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 811 04. 


110 000 ,— 


11 036,78 


Post- und Fernmeldegebühren 


Infolge Erhöhung der Post- und Fernmeldegebühren sowie 
durch den weiteren Ausbau der Fernmeldeanlage bei der 
Bundesanstalt für Straßenwesen im Hinblick auf die Unfall- 
forschung sind Mehrausgaben entstanden, die unvorherge- 
sehen und unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 522 01. 


3 269 897,50 


Ankauf von unbebauten Grundstücken 


Im Haushalt der Bundesanstalt für Straßenwesen war für 
den Ankauf von unbebauten Grundstücken ein Leertitel aus- 
gebracht worden, weil zur Zeit der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1971 noch nicht zu übersehen war, ob das 
Grundstück in Bensberg für den Neubau der BASt noch im 
Haushaltsjahr 1971 erworben werden konnte. Nach schwieri- 
gen und langwierigen Verhandlungen der OFD Köln mit den 
Grundstückseigentümern kam es gegen Ende des Haushalts- 
jahres 1971 zu einem Teilankauf. 

Die hierfür entstandenen Kosten in Höhe von 3 269 897,50 
DM waren unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 10 Tit. 760 00. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 12 I 1 300 000 — 
512 02 


499 995,74 


Herstellung der Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefe sowie 
sonstiger Vordrucke 


Mehr infolge von unvorhergesehenen umfangreichen Be- 
stellungen an Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefen durch die 
Kraftfahrzeugindustrie. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da das Kraftfahrt-Bun- 
desamt in Flensburg-Mürwik zur Lieferung der Briefe ge- 
setzlich verpflichtet ist (§ 20 ff. StVZO). 

Einsparung bei Kap. 12 12Tit. 111 01. 


12 12 
532 21 


318 500,— 


51 583,32 


Kosten der maschinellen Aufbereitungen 


Mehr für die Vergabe von Loch- und Prüf arbeiten in der 
Datenverarbeitung an Dritte. Die Arbeiten konnten durch 
eine gegenüber dem Vorjahr erheblich gestiegene Zahl von 
Neuzulassungen und Besitzumschreibungen an Kraftfahrzeu- 
gen nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war im Interesse einer ordnungsgemäßen 
Auskunftserteilung im Rahmen der Führung des Verkehrs- 
zentralregisters durch das Kraftfahrt-Bundesamt unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 22. 


12 12 

apl. 

71201 


319 014,— 


Einbau einer unterbrechungslosen Notstromanlage im Dienst- 
gebäude des Kraftfahrt-Bundesamtes in Flensburg-Mürwik 


Infolge der in der letzten Zeit verstärkt aufgetretenen Netz- 
stromausfälle im Raume Flensburg war die Betriebssicherheit 
der vom Kraftfahrt-Bundesamt angemieteten zwei EDV-An- 
lagen „Siemens 4004/45 und 4004/55" nicht mehr gewähr- 
leistet. Im Anschluß an die bestehende Trafostation mußte 
eine unterbrechungslose Notstromanlage sofort eingebaut 
werden, um Schäden von den Anlagen und den hieraus ent- 
stehenden Schadensersatzforderungen durch die Vermieterin 
abzuwenden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 22. 


12 14 
532 01 


120 000,— 


13 006,07 


übrige sächliche Verwaltungsausgaben 


Mehrbedarf anläßlich des Umzugs einer Organisationsein- 
heit des Deutschen Wetterdienstes in zusätzlich angemietete 
Diensträume in Offenbach zur teilweisen Behebung der 
Raumnot im Dienstgebäude des Zentralamtes. 
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1 

1 2 

1 3 1 

I 4 



12 14 
684 01 


12 15 
513 01 


12 16 
513 01 


12 16 
513 02 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


1 400 — 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interesse 
einer ordnungsgemäßen Unterbringung der Bediensteten un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 14 Tit. 515 34. 


180,30 


Beiträge für meteorologisdie Organisationen und Vereine 


I Mehrbedarf infolge Erhöhung der Vereinsbeiträge für Innun- 
i gen. Die Mitgliedschaft des Deutschen Wetterdienstes ist 
wegen der Ausbildung von handwerklichen Lehrlingen des 
; Instrumentenamtes Hamburg notwendig. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der 
; fristgerechten Zahlung der Vereinsbeiträge unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 14 Tit. 685 01 und 515 34. 


130 000 — 


16 301,40 


Post- und Fernmeldegebühren 


Mehrbedarf infolge Erhöhung der Fernmeldegebühren auf 
Grund der Verordnung zur Änderung der Bedingungen und 
Gebühren für die Benutzung der Einrichtungen des Fern- 
meldewesens vom 5. Mai 1971 und wegen Zunahme des Post- 
versands infolge Anwachsens des Geschäftsumfangs. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sonst die betriebliche Tätigkeit der Bundesanstalt für 
Flugsicherung beeinträchtigt worden wäre. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


100 000 ,— 


18411,13 


Post und Fernmeldegebühren 


Infolge der Erhöhung der Post- und Fernmeldegebühren ab 
1. Juli 1971, durch die wesentlich umfangreichere Tätigkeit 
im Zusammenhang mit der Erweiterung der Musterzulassung 
und Musterprüfung und durch die Flugunfalluntersuchungen 
sind unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgaben an 
Post- und Fernmeldegebühren entstanden. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02, 


5 000,— 


2 438,82 


Miete und Gebühren für Fernmeldeanlagen für den Such- 
und Rettungsdienst 


Mehrbedarf infolge Erhöhung der Fernmeldegebühren ab 
1. Juli 1971, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Sie war zur Sicherstellung des Such- und Rettungsdienstes 
bei Flugunfällen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


12 16 
517 01 


65 000 


16 000 — 


Bewirtschaftung der Grundstücke^ Gebäude und Räume 

Unabweisbare Mehrausgabe infolge gestiegener Kosten für 
Büroreinigung, Heizung, Strom und Wasser. 

Die zusätzlichen Ausgaben waren unvorhergesehen und zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes notwendig. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


12 16 
527 01 


93 000 — 


19 040,60 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Mehrbedarf infolge umfangreicherer Reisetätigkeit im Zu- 
sammenhang mit der Flugunfalluntersuchung sowie wegen 
der Erhöhung der Fahrpreise der Deutschen Bundesbahn und 
der Flugpreise der Deutschen Lufthansa AG. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sonst die Durchführung der dem Amt obliegenden 
Aufgaben beeinträchtigt worden wäre. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


12 16 
671 01 


80 000,— 


14 534,69 


Ausgaben im Zusammenhang mit der Untersuchung von 
Flugzeugunfällen 


Mehrbedarf infolge unvorhergesehener Flugzeugunfälle, für 
deren Untersuchung das Luftfahrt-Bundesamt auf Grund 
seiner Aufgabenstellung zuständig war. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar; 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


12 16 


apl. 
671 02 


2 728 370,85 


Ausgaben im Zusammenhang mit Sicherungsmaßnahmen auf 
den Verkehrsflughäfen 


Zur Vermeidung von Flugzeugentführungen sind für die 
deutschen Verkehrsflughäfen, die im internationalen Flug- 
linienverkehr angeflogen werden, Sicherungsmaßnahmen an- 
geordnet. Aus diesem Anlaß entstanden unvorhergesehene 
Aufwendungen für die Erstattung von Personal- und Sach- 
kosten an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 
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12 16 
811 01 


— 

8 597,31 


(Vorgriff) 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Für den verwaltungseigenen Dienstkraftwagen B5 — 40 
(Baujahr 1963) ist die Ersatzbeschaffung im Haushaltsjahr 
1972 veranschlagt. Im Interesse der Verkehrssicherheit und 
der Ersparnis von Unterhaltungs- und Instandsetzungskosten 
mußte das Fahrzeug auf Grund des Aussonderungsgutachtens 
aber bereits 1971 ausgesondert werden. Die Ersatzbeschaf- 
fung war zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes not- 
wendig. 

Die Ausgabe war daher unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 


Einzelplan 13 — Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen — 


13 03 
891 01 


6 524 000 — 


825 000 — 


Zuweisung zur Kapitalausstattung aus dem Gewinn zur teil- 
weisen Deckung von Investitionen 


Die Mehraugsabe diente zur Deckung der Kosten des Er- 
werbs eines unbebauten Grundstücks für die Bundes- 
druckerei. 

Unvorhergesehen war der Bundesdruckerei eine an ihr Be- 
triebsgelände in Neu-Isenburg angrenzende Liegenschaft 
zum Kauf angeboten worden, die beste Möglichkeit für die 
notwendige Erweiterung der dortigen Fertigungsstätten 
bietet. Dieses günstige Objekt wäre dem Bund mit hoher 
Wahrscheinlichkeit verlorengegangen, wenn es nicht um- 
gehend erworben worden wäre. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 642 01. 


Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


535 000,— 


54 994,42 


Geschäftsbedarf 


Im Zusammenhang mit der Neuordnung des Leistungsbereichs 
und der Umgliederung der Führungsstäbe haben sich Ver- 
änderungen in der Unterbringung ergeben. 

Dadurch sind unvorhergesehene höhere Ausgaben für Um- 
züge innerhalb der Unterkunftsbereiche entstanden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 535 01, 535 02, 535 03 und 
535 71. 
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Bücher und Zeitschriften 

Zur Verwirklichung der im Weißbuch 1970 angeküdigten 
Maßnahmen sind mehrere Kommissionen gebildet worden. 
Für die vorbereitenden Arbeiten und für den Druck ihrer 
Berichte sind Mehrausgaben enstanden, die bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht vorhergesehen 
wurden. Es handelte sich um die Druckschriften: 

— Wehrgerechtigkeit in der BRD 

— Neuordnung der Ausbildung und Bildung in der Bundes- 
wehr 

I — Bericht der Personalstrukturkommission 
I — Neuordnung des Rüstungsbereichs 

— Weißbuch 1971/1972 

Die Mehrausgabe war zur Information der Öffentlichkeit un- 
abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 535 71 und Kap. 14 10 Tit. 
522 32. 


1401 


51201 


1 010 000 — 


240 000 — 


14 01 
526 02 


450 000 — 


559 329,48 


Kosten für Sachverständige 


Das WEMA-Institut für empirische Sozialforschung in Köln 
wurde mit Vertrag vom 7. März 1970 verpflichtet, 

— die Prozesse der Personalrekrutierung, 

— • die bundeswehrinterne Mobilität und 

— den Austausch mit der zivilen Arbeitswelt 

zu erfassen, die gegenwärtige personelle Struktur der Streit- 
kräfte auf dieser Grundlage darzustellen und Beiträge für 
den Aufbau einer verwendungsbezogenen Personalstruktur 
der Streitkräfte zu leisten. Bei der Auswertung dieser Arbei- 
ten hat sich herausgestellt, daß im Anschluß daran noch 
weitere Untersuchungen durch Sachverständige unerläßlich 
waren, um eine optimale Gestaltung einer verwendungs- 
bezogenen Personalstruktur der Streitkräfte sicherzustellen. 
Das WEMA-Institut ist daher mit weiteren Untersuchungen 
beauftragt worden. 

Dadurch ist ein Mehrbedarf entstanden, der bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht vorhergesehen 
wurde. 

Im Hinblick auf die Wichtigkeit und Dringlichkeit der Unter- 
suchungen über personalstrukturelle Basisprobleme der 
Streitkräfte war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap, 14 06 Tit. 527 02, Kap. 14 10 Tit, 522 14 
und Kap. 14 22 Tit. 533 01. 
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14 02 
526 01 


800 000 — 


369 249,32 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Die Mehrausgabe entstand durch höhere Kosten bei Zivil- 
prozessen und Verwaltungsstreitsachen in Kriegsdienstver- 
weigerungsverfahren. Sie war unvorhergesehen. Da die Zah- 
lung der Kosten auf Rechtsverpflichtung beruhte, war sie un- 
abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 01. 


14 02 
538 02 


63 000 000,— 


14 100 000,— 


Fracht- und Nebenkosten, die von der Verkehrsabrechnungs- 
und Kontrollstelle im Bundesverwaltungsamt abgerechnet 
werden 


Der Mehrbedarf beruht auf der Erhöhung der Frachttarife 
der Deutschen Bundesbahn und des gewerblichen Güterfern- 
verkehrs, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Da die Bezahlung der Frachtrechnungen auf Rechtsverpflich- 
tung beruht, war sie unabweisbar. 

Einsparung bei Kap, 14 02 Tit. 971 99, Kap. 14 06 Tit. 524 21, 
Kap. 14 10 Tit. 522 01 und Kap. 14 21 Tit. 518 23, 


14 02 
539 01 


260 000,— 


174 262,08 


Militärgeschichtliche und wehrwissenschaftliche Arbeiten 
einschließlich des Erwerbs einschlägigen Materials 


Das Königreich Norwegen hat der Bundesrepublik Deutsch- 
land das ehemalige Unterseeboot U 995 zurückgegeben. Das 
U-Boot wurde dem Deutschen Marinebund e. V. mit der Auf- 
lage geschenkt, es ausschließlich als Museum zu benutzen. 

Da es sich bei diesem U-Boot um ein militärgeschichtlich 
wertvolles Anschauungsstück handelt, ist der Bund an der 
Aufstellung interessiert. Dem Deutschen Marinebund e. V. ist 
es nicht möglich gewesen, die Aufstellungskosten in Höhe 
von 325 000 DM allein aufzubringen. Der Bund hat sich 
daher daran beteiligt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Da die Rückgabe des U-Bootes durch das Königreich Nor- 
wegen eine freudschaftliche Geste darstellte, der auch eine 
politische Bedeutung beizumessen war, konnte sich die 
Bundesrepublik einer Beteiligung an den Aufstellungskosten 
nicht entziehen. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 01. 
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14 02 
539 99 


14 02 
698 01 


14 03 
539 99 


70 000 — I 


11 000 000 — 


4 000 000 — 


299 982,1 1 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Ein in den USA stationierter Bundeswehrangehöriger hat mit 
seinem privateigenen Kraftfahrzeug außerhalb des Dienstes 
einem Bürger des Aufnahmestaates einen erheblichen Kör- 
perschaden zugefügt. Aus diesem Grunde wurde er von einem 
örtlichen Gericht zu einem Schadenersatz in Höhe von 
100 000 US $ verurteilt.. Die bestehende Haftpflichtversiche- 
rung für das Kraftfahrzeug deckte Körperschäden nur bis zur 
Höhe von 10 000 US S. Um das Ansehen der Bundeswehr 
und damit der Bundesrepublik Deutschland in den USA nicht 
zu gefährden, wurde dem Geschädigten ohne Anerkennung 
einer Rechtspflicht eine Entschädigung in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen der Versicherungsleistung (10 000 
US $) und dem Schadenersatzanspruch (100 000 US $) ge- 
währt. Die Gewährung einer solchen Entschädigung ist in 
Artikel VIII Abs. 6 des NATO-Truppenstatuts vorgesehen. 
Der Schädiger wurde in Anspruch genommen, da sein Kraft- 
fahrzeug nicht ausreichend gegen Haftpflicht versichert war. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Da das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland in den USA 
ein Eintreten erforderte, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 01. 


1 828 559,96 Abgeltung von Schadenersatzansprüchen Dritter, soweit es 
sich nicht um Ansprüche aus Übungsschäden handelt 

Bei der Abgeltung von Schadenersatzansprüchen Dritter ist 
eine Beeinflussung der Ausgaben durch Bewirtschaftungs- 
maßnahmen nicht möglich. Die Höhe der jährlichen Aus- 
gaben kann bei diesem Titel nur geschätzt werden. 

Der Mehrbedarf ist hauptsächlich auf das Ansteigen der 
Reparaturkosten bei Kraftfahrzeugen und höhere Flugunfall- 
schäden zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Da die Abgeltung von Schadenersatzansprüchen auf Rechts- 
verpflichtung beruht, war sie unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 532 01, 681 01, 681 02, 681 03 
und 971 99. 


365 243,98 ! Vermischte Verwaltungsausgaben 

Auf Grund der Personalsituation der Streitkräfte mußte das 
Angebot von Bewerbern mit längerer Verpflichtungszeit voll 
ausgeschöpft werden. Bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
! plans 1971 wurde von der Bewerberzahl des Vorjahres aus- 
i gegangen. Inzwischen haben die Bewerbungen, insbesondere 
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von Soldaten mit zweijähriger Verpflichtungszeit, wieder 
zugenommen und eine Höhe erreicht, die zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans nicht vorhergesehen 
wurde. 

Der Mehrbedarf wurde zudem durch die Erhöhung der Bun- 
desbahntarife ab 1. März 1971 beeinflußt. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 685 11 und Tit. 515 14. 


14 03 
524 11 


2 500 000 — 


113 323,67 


Lehr- und Lernmittel 


Die Neuanschaffung von Lehr- und Lernmaterial für die 
Kraftfahrzeug-Grundausbildung wegen des Inkrafttretens 
der neuen Straßenverkehrsordnung am 1. März 1971 führte 
zu der unvorhergesehenen und unabweisbaren Mehrausgabe. 
Ferner führten die allgemeinen Preissteigerungen bei der 
Beschaffung der Lehr- und Lernmittel für neu eingeführte 
Waffensysteme zu einem erhöhten Bedarf. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 537 41. 


14 03 
525 11 


9 500 000,— 


473 615,77 


Allgemeine Aus- und Fortbildungskosten 


Diese unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe 
beruht auf der Erhöhung der Kosten für die Ausbildung der 
Transportflieger bei der Deutschen Lufthansa sowie für die 
Ausbildung der Soldaten bei Herstellerfirmen neu einge- 
führter Waffensysteme und Wartungsgeräte. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 524 31 und Tit. 685 11. 


14 03 
532 21 


29 800 000,— 


7 650 706,63 


Eisenbahntransportkosten 


Die Notwendigkeit, die wachsenden Kosten der Material- 
erhaltung in Grenzen zu halten, und das Erfordernis, den 
immer dichter werdenden Straßenverkehr in einem für die 
Streitkräfte vertretbaren Umfang zu entlasten, zwangen 
unvorhergesehen dazu, in stärkerem Umfang auf Eisen- 
bahntransporte überzugehen. 

Ferner wirken sich die Tariferhöhungen der Deutschen Bun- 
desbahn vom 1. Juni und vom 1. Oktober 1971 kosten- 
steigernd aus. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 532 31, 535 31, 537 41, 685 11, 
685 01 und Kap. 14 22 Tit. 671 12. 


67 



Drucksache VI/3628 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 




An über- und 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betraq 

1971 

DM 

außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Zweckbestimmung und Begründung 

1 

1 2 

1 3 1 

1 4 


noch Einzelplan 14 — • Bundesminister der Verteidigung — • 


14 04 

apl. 
425 02 


5 500 000 — 


14 04 
539 99 


14 05 


I 28 710 000,— 



14 04 
513 05 



1 160, — Vergütungen tür Hospitantinnen beim Zentralkrankenhaus 
der Bundeswehr in Koblenz 

Zur Behebung des Mangels an Röntgenassistentinnen wer- 
den als Werbemaßnahmen MTA-Schülerinnen in der Rönt- 
genabteilung des Zentralkrankenhauses der Bundeswehr in 
Koblenz als Hospitantinnen beschäftigt. Sie erhalten ein 
Taschengeld. 

Da im Bundeshaushaltsplan 1971 für diesen Versendungs- 
zweck keine Mittel veranschlagt waren, wurden die Aus- 
gaben außerplanmäßig geleistet. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 461 01. 


452 816,94 Postgebühren 

Der Mehrbedarf an Haushaltsmitteln ist insbesondere auf die 
mit Wirkung vom 1. September 1971 in Kraft getretene 
bei der Veranschlagung unvorhergesehene Erhöhung der 
Postgebühren zurückzuführen. 

Daneben ist der Bedarf auf Grund der Verwendung neuer 
Merkblätter an die Reservisten der Bundeswehr durch die 
Reservistenbetreuer bei den Kreiswehrersatzämtern erheb- 
lich gestiegen. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 51 und Kap. 14 20 Tit. 
686 01 . 


176 981,90 ; Vermischte Verwaltungsausgaben 

i 

Der Mehrbedarf an Haushaltsmitteln ist auf die Zunahme 
notwendiger Verlegungen von Dienststellen der Bundes- 
wehrverwaltung, die Zahlung von Bankspesen für Auslands- 
überweisungen und die Kursverluste infolge schwankender 
Wechselkurse bei den Auslandsdienststellen der Bundes- 
wehr zurückzuführen. 

Darüber hinaus entstanden Mehrausgaben für Ausschreibun- 
gen von Kantinen und Friseurstuben sowie für Kränze und 
Nachrufe. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 13 und Kap. 14 21 Tit. 
552 21. 


132 012,40 Aus- und Fortbildung, Umschulung 


I Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß die Anzahl 
I der Empfangsberechtigten, denen während der Fachausbil- 
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14 08 
443 12 


5 000 000 — 


düng ein Ausbildungszuschuß zu gewähren ist, höher war 
als vorhergesehen. 

Ferner wirkten sich besoldungsrechtliche Verbesserungen 
kostensteigernd auf den Ausbildungszuschuß aus. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 532 31. 


334 984,67 


Zahnärztliche Behandlung in bundeswehreigenen Zahnstatio- 
nen einschließlich der Laboratoriumsarbeiten 


Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsold- 
gesetzes entstanden. 

Die Preiserhöhungen bei den Material- und Laboratoriums- 
kosten sowie sonstigem zahnärztlichen Bedarf und der An- 
stieg der Paradontosebehandlungen haben die unvorherge- 
sehene Mehrausgabe verursacht, die wegen der bestehen- 
den gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar war. 


Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 554 02. 


14 08 
443 13 


27 400 000,— 


8 159 714,78 Zahnärztliche Behandlung durch Vertragszahnärzte und Her- 
I Stellung von Zahnersatz 

I 

I Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
i unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes entstanden. Sie sind zurückzuführen auf die 
finanziellen Auswirkungen der Erhöhung des Zuschlags von 
40 V. H. auf die Mindestgebühren für zahnärztliche Leistun- 
gen um lOv. H. auf 50 v. H. ab 1. Januar 1971, auf die An- 
hebung der Material- und Laboratoriumskosten ab 1. Februar 
1971 sowie auf den Anstieg der Paradontosebehandlungs- 
fälle verbunden mit komklizierter Prothetik. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 522 02, 554 01, 554 02 und 
Kap. 14 11 Tit. 516 01. 


14 08 
443 22 


53 300 000,— 


9 593 553,91 


Inanspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen und 
sonstiger Einrichtungen des Gesundheitswesens 


Die Mehraufwendungen entstanden in Erfüllung des An- 
spruches auf unentgeltliche truppenärztliche Versorgung ge- 
mäß § 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des 
Wehrsoldgesetzes. Sie beruhen auf dem Anstieg der Pflege- 
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14 08 
443 23 


1 515 000 — 


14 08 
443 24 


2 700 000 — 


14 08 
553 01 


7 500 000 — 


kostensätze sowie der Erhöhung des bis 31. Dezember 1970 
geltenden Zuschlags von 40 v. H. auf die Mindestgebühren 
für ärztliche Leistungen um 10 v. H. auf 50 v. H. ab 1. Februar 
1971. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 516 01 und Kap. 14 16 Tit. 
554 01. 


491 410,25 


Schwesterngestellungsgeld 


Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruches 
auf unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes entstanden. Sie beruhen auf Verbesserungen 
tariflicher Abmachungen sowie auf der Neuregelung der 
Vergütungen des BAT (ca. 10 Vo Erhöhungen). 

Die Mehraufwendungen waren unvorhergesehen und wegen 
der bestehenden Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. v554 02. 


791 487,57 


Krankenbeförderungskosten, Ersatz von Reiseauslagen und 
Reisebeihilfen für Angehörige von Soldaten, die in auswär- 
tige Bundeswehrkrankenhäuser oder zivile Krankenhäuser 
eingewiesen werden. 


Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes 
entstanden. Die Preiserhöhungen im Dienstleistungsgewerbe 
bei Straßenbahnen, Omnibussen, Taxis und Krankentrans- 
portfahrzeugen, die Tariferhöhungen der Bundesbahn im 
Militär-Eisenbahnverkehr ab 1. Juni 1971 sowie der Anstieg 
der Kur- und sonstigen Erkrankungsfälle der Soldaten 
haben sich ausgabensteigernd ausgewirkt. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 522 01, 522 02 und Kap. 14 20 
Tit. 685 13. 


489 526,71 | Erhaltung des Sanitätsgeräts 


Die im Verlauf des Haushaltsjahres 1971 eingetretenen 
Kostensteigerungen um ca. 20 v. H. haben zu dem Mehr- 
bedarf geführt. Trotz straffer Bewirtschaftungsmaßnahmen 
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14 10 2 000 000,— 

522 20 


14 10 2 000 000 — 

522 31 


14 10 90 000,— 

522 37 


konnte die Ausgabensteigerung nicht aufgefangen werden. 
I Sie war unvorhergesehen. 

! Die Mehraufwendungen dienten sowohl der Sicherstellung 
I der friedensmäßigen Heilfürsorge der Soldaten, als auch der 
! Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft des Sanitäts- 
dienstes der Bundeswehr; sie waren daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 554 01. 

221 727,94 j Nachtdienstverpflegungszuschuß 

Mehrbedarf infolge Zunahme des Nachtdienstes von Wach- 
kommandos und Fernmeldeeinheiten, des Einsatzes von Sol- 
daten in FlaRakStellungen während der Nacht, vermehrter 
Bereitstellung des Zuschusses bei Nachtübungen sowie des 
Zuschusses zum Geldwert von 1,10 DM statt bisher 0,55 DM, 
da eine vermehrte Einteilung von Nachtschichten notwendig 
war, die mehr als 4 Stunden umfaßten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 14. 

828 996,74 , Mehrkosten einer Verpflegung von anderer Seite 

' Mehrbedarf weil 

; — an Lehrgangsteilnehmer der Akademie des Heeres für 
Maschinenwesen, die zu Praktika bei Maschinenbau- 
I Firmen außerhalb Darmstadts kommandiert und zur Teil- 
nahme an der Gemeinschaftsverpflegung verpflichtet 
I waren, nachträglich die Mehrkosten erstattet werden 

mußten, 

— anläßlich einer nicht eingeplanten NATO-Übung sowie 
wegen Zunahme der Fälle, bei denen die Bereitstellung 
von Truppenverpflegung nicht möglich, nicht zweckmäßig 

i und unwirtschaftlich war, 

; vermehrt Verpflegung von anderer Seite für die zur Teil- 
nahme an der Gemeinschaftsverpflegung verpflichteten Sol- 
daten bereitgestellt werden mußte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 10 Tit, 522 02. 

38 899,58 Mehrkosten in außergewöhnlichen Fällen (Ausgleiche der 
Konten „V- Verpflegung") 

Mehrbedarf 

— für die Übernahme von Schadensbeträgen auf den Bun- 
deshaushalt für Verluste an Verpflegungsmitteln durch 
nicht im voraus erkennbare, unabwendbare äußere oder 
technische Einflüsse, 
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! 


14 12 
51701 


409 558 000 — 


— für die Übernahme von Mehrkosten für die Bereitstellung 
von Schon-, Diät- und Zusatzkost aus Lazarettküchen auf 
ärztliche Anordnung, 

— für die Übernahme von Schälkosten für Kartoffeln wegen 
des hohen Fehls an Küchenhilfskräften. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit, 522 32. 


19 897 600,28 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die Kosten für feste und flüssige Brennstoffe waren im 
Haushaltsjahr 1971 durdi Preiserhöhungen bei den Kohle- 
verkaufsgesellschaften sowie durch Preisanstieg bei Heizöl, 
ferner durch Erhöhung der Frachtsätze im Güternahtarif und 
der Transportkosten von der Bahn zu den Lägern erheblich 
gestiegen. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorhergesehen; 
sie war unabweisbar, da die Bundeswehr auf eine bestimmte 
Mindestbevorratung nicht verzichten konnte. 

Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 554 02, Kap. 14 12 Tit. 883 11, 
893 11, 741 41, 883 41, 893 41, Kap. 14 15 Tit. 554 02, Kap. 14 19 
Tit. 554 03, Kap. 14 20 Tit. 551 03, Kap. 14 21 Tit. 539 99 und 
Tit. 812 36. 


14 12 
539 14 


85 000 000,— 


31 064 983,63 Bewachungskosten 

- Im Verlaufe des Haushaltsjahres 1971 stiegen auf Grund 
neu abgeschlossener Tarifverträge mit dem Bewachungs- 
gewerbe die Stundenlöhne für Wachmänner und Wachfüh- 
rer. Außerdem mußten aus Sicherheitsgründen bestehende 
Wachen verstärkt und kurzfristig weitere Objekte in die Be- 
wachung einbezogen werden. Da die Bewachung auf die 
Sicherheitserfordernisse der Bundeswehr abgestellt ist und 
daher nicht verringert werden kann, war der Bund ver- 
pflichtet, die sich aus den Bewachungsverträgen ergebenden 
Kosten zu zahlen. 

I Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 02, Kap. 14 12 Tit. 652 01, 
821 01, 853 11, 863 11, 863 31, 893 31, 861 41, 663 51, 663 52, 
853 61, 863 61, Kap. 14 14 Tit. 554 01, Kap. 14 15 Tit. 554 03 

I und 552 12. 


14 12 
632 01 


230 000 000,— 


33 000 000, — Erstattung von Verwaltungsausgaben an die Länder 

! Die nach § 6 Abs. 6 des Gesetzes über die Finanzverwaltung 
I vom 6. September 1950 für die Durchführung von Baumaß- 
I nahmen und sonstigen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
: der Unterbringung der Bundeswehr zu leistenden Ausgaben 
hatten sich durch die im Verlaufe des Haushaltsjahres 1971 
gestiegenen Personal- und Sachkosten in erheblichem Um- 
fang erhöht. 
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Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da der Bund zur Zahlung der Verwaltungskosten recht- 
lich verpflichtet ist. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 02, 552 11, Kap. 14 12 Tit. 
558 10 bis 558 60, Kap. 14 13 Tit. 554 01, Kap. 14 15 Tit. 554 04, 
554 05, Kap. 14 17 Tit. 554 01, Kap. 14 19 Tit. 554 01, Kap. 14 20 
Tit. 551 01, 551 02, 551 11, 551 12, 55 115, 893 12, 893 13, Kap. 
14 21 Tit. 537 01, 812 35 und 817 34. 


14 12 
643 01 


8 500 000,— 


14 12 
681 01 


850 000,— 


14 12 
821 03 


60 000 000,— I 


80 695,77 


Ersatzleistungen an Gemeinden und Gemeindeverbände für 
Wege- und Straßenschäden 


Die durchgeführten Truppenübungen, die in vermehrtem 
Umfange im Rahmen größerer Verbände stattfanden, ver- 
ursachten erhebliche Straßenschäden. Zur Vermeidung von 
Unfällen mußten diese kurzfristig behoben werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil der Bund zur Zahlung der Schäden rechtlich ver- 
pflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 893 41. 


2 652 026,93 


Entschädigungen auf Grund des Schutzbereichsgesetzes und 
des Luftverkehrsgesetzes einschließlich der Kosten der Fest- 
stellung und Auszahlung 


j Die Kennzeichnung von Hochspannungsleitungen als Luft- 
fahrthindernisse in Tiefflug- und Schlechtwettergebieten ge- 
schieht durch die Elektrizitätswerke im Zusammenhang mit 
eigenen Reparaturarbeiten auf Grund von Vereinbarungen. 
Die vor Jahren erteilten Aufträge kamen im Verlaufe des 
: Haushaltsjahres 1971 vermehrt zur Ausführung. Außerdem 
, war auf der Grundlage des Luftverkehrsgesetzes auf einen 
I Leistungbescheid eine Entschädigung zahlen. 

j Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
! bar, da die Durchführung der Maßnahmen im Hinblick auf 
die Flugsicherheit nicht verschoben. werden konnte und der 
Bund zur Zahlung der Kosten nach dem Leistungsbescheid 
rechtlich verpflichtet war. 

: Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 891 41. 


I 

6 440 000, — I Beschaffung von Liegenschaften für militärische Zwecke 

j Auf Grund einer NATO-Forderung mußten auf den NATO- 
Flugplätzen Baumaßnahmen durchgeführt werden, die die 
kurzfristige Bereitstellung von Grund und Boden erforderlich 
machten. Außerdem war zusätzlicher Grunderwerb für die 
Fortführung von Baumaßnahmen an NATO-Tanklagern er- 
forderlich. 
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I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
j bar, da die Bundesrepublik Deutschland sich zur termin- 
; gerechten Durchführung der Baumaßnahme vertraglich ver- 
I pflichtet hatte. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 883 41. 


700 000, — I 173 681,33 i Maßnahmen zur Unterbringung von Angehörigen der Bun- 

I deswehr außerhalb der Bundesrepublik 

j j Der Wohnungsbau für das deutsche Depotpersonal in Belgien 

konnte — bedingt durch die günstigen Witterungsverhält“ 
I nisse — zügig weitergeführt werden, so daß die nach dem 
' Baufortschritt zu zahlenden Teilbeträge in der verausgabten 
Höhe fällig wurden. 

j Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da der Bund aufgrund der erbrachten Bauleistungen zur 
Zahlung der Beträge vertraglich verpflichtet war, 

I I Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 893 41. 


200 000,— 


75 000,— 


215 595,84 [ Frachtkosten für Transporte im Nahverkehr mit Kraftfahr- 
I zeugen 


i Aufgrund der im Verlaufe des Haushaltsjahres 1971 einge- 
! tretenen Erhöhung der Tarife für Nahtransporte sowie durch 
zusätzlichen Transport von Panzerschränken durch Spezial- 
1 firmen, durch Umzüge von Einheiten infolge Umbauarbeiten 
innerhalb der Liegenschaften, durch Umsetzen von Verschluß- 
raum infolge Materialausgleichs und durch Gerätetransporte 
im Zusammenhang mit der Umrüstung auf neues Gerät reich- 
I ten die veranschlagten Ausgaben nicht aus. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
j bar, da die Transporte aus Sicherheitsgründen und im Hin- 
I blick auf die notwendige Geräteausstattung der Truppe nicht 
' verschoben werden konnten. 

I 

j Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 893 41. 


65 150,39 


Bewirtschaftungskosten 

Aufgrund der im Verlaufe des Haushaltsjahres 1971 einge- 
tretenen Preiserhöhungen — insbesondere der Kommunalab- 
gaben — sowie durch die kurzfristige Übernahme weiterer 
Objekte reichten die veranschlagten Ausgaben nicht aus. 

Da die zu leistenden Zahlungen auf rechtlichen und gesetz- 
lichen Verpflichtungen beruhten, war die Mehrausgabe unab- 
weisbar; sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 893 41. 
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14 14 
513 02 


28 000 000 — 


2 670 664,82 


Fernmeldegebühren und Kosten für Fernmeldeanlagen 


Der Mehrbedarf ist auf die am 1. Juli 1971 in Kraft getretene 
Erhöhung der Gebührensätze der Deutschen Bundespost zu- 
rückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der Ge- 
bührenerhöhung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 01, 522 11, 522 33 und 
Kap. 14 21 Tit. 685 31. 


14 14 
513 03 


112 000 000 ,— 


2 618 438,02 


Miete für die Benutzung von Fernmeldeleitungen 


Der Mehrbedarf ist auf die am 1. Juli 1971 in Kraft getretene 
Erhöhung der Gebührensätze der Deutschen Bundespost zu- 
rückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der Ge- 
bührenerhöhung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 522 01 sowie Kap. 14 22 
Tit. 676 01, 676 06 und 671 12. 


14 15 
553 03 


9 500 000,— 


3 029 979,86 


Erhaltung der Munition und Ersatz von Munitionseinzelteilen 


Der Ansatz reichte aus folgenden Gründen nicht aus: 

1. Wie auf allen Gebieten der Materialerhaltung ist auch 
bei den für das Haushaltsjahr 1971 bei diesem Titel vor- 
gesehenen Maßnahmen eine Kostensteigerung eingetre- 
ten. 

2. Für die Verpackung von neugefertigter Munition werden 
möglichst instandgesetzte Munitionspackgefäße beige- 
stellt, da dies zu Einsparungen bis zu Vs des Neupreises 
der Packgefäße führt und damit die Munitionsbeschaf- 
fungskosten mindert. Entgegen den Erwartungen sind 
1971 mehr instandsetzungswürdige Packgefäße als vor- 
gesehen angefallen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 02. 


14 15 
553 04 


538 000 000,— 


161 720 303,33 


Erhaltung des Fahrzeug- und Kampffahrzeugmaterials der 
Streitkräfte 


Der Ansatz reichte aus folgenden Gründen nicht aus: 

1. Die Fahrzeuge der Folgegeneration werden voraussicht- 
lich — entgegen der bisherigen Planung — erst ab 1975 
zulaufen. Daher waren wesentlich mehr Hauptinstandset- 
zungen von Fahrzeugen erforderlich als vorgesehen. 
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I 


14 16 
553 01 


6 500 000 — 


i 


14 17 
553 01 


18 000 000 — 



2. Die der Veranschlagung zugrunde gelegten Schätzkosten 
für die Fahrzeugerhaltung insbesondere durch unvorher- 
gesehene Mehrausgaben bei der Ersatzteilbeschaffung 
reichten nicht aus. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil nur durch die Fort- 
i führung der Instandsetzung der Rad- und Kettenfahrzeuge 
die Einsatzbereitschaft aller Teilstreitkräfte aufrechterhalten 
werden konnte. Es war nicht möglich, die Mehrkosten durch 
Bewirtschaftung oder Verlagerung veranschlagter Vorhaben 
aufzufangen. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
18. August 1971 — F/II D 1 — We 1509 — 5/71 — über eine 
Mehrausgabe in Höhe von 139 Millionen DM unterrichtet 
worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 01, 

Kap. 14 14 Tit. 554 02, 

Kap. 14 15 Tit. 554 02, 

Kap. 14 17 Tit. 554 01, 

Kap. 14 19 Tit. 554 01 und 554 03, 
sowie Kap. 14 20 Tit. 551 11. 


1 414 622,25 j Erhaltung des ABC-Schutzmaterials 

I Der Mehrbedarf ist auf Grund von nach Haushaltsaufstellung 
eingetretenen Preissteigerungen sowie auf Grund abzugel- 
tender Zahlungsverpflichtungen aus dem Haushaltsjahr 1970 
infolge Lieferverzögerungen entstanden. 

! Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erreichung 
der Ausbildungsziele sowie zur Aufrechterhaltung der Ein- 
satzbereitschaft der Truppe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 16 Tit. 554 01. 


1 776 479,68 


Erhaltung des Quartiermeistermaterials 


Der Mehrbedarf beruht im wesentlichen auf den eingetrete- 
nen Kostensteigerungen, insbesondere bei der Depotinstand- 
setzung und der Beschaffung des Ersatzteil-Folgebedarfs. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Hinblick auf 
; die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr unabweisbar. 

! Es wurden alle Einsparungsmöglichkeiten ausgeschöpft. Eine 
: weitere Einschränkung der Ausgaben war nicht möglich. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 01. 
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14 18 I 2 600 000 — 
532 01 ' 


14 18 
553 01 


195 000 000 — 


1 137 313,09 j Charterkosten 

Zur Beseitigung bzw. Abwendung von Schäden und zur Er- 
haltung der Einsatzbereitschaft der Bundeswehr waren un- 
vorhergesehen und unabweisbar zusätzliche Charterungen 
aufgrund von Ereignissen und Übungsvorhaben erforderlich, 
die ihrer Natur nach nicht eingeplant werden konnten. Es 
handelt sich dabei insbesondere um Bergelohn für einen 
aufgelaufenen Tanker und verstärkte Übungen von Heeres- 
und Luftwaffeneinheiten im Ausland. 


I Einsparung bei Kap. 14 18 Tit. 554 02. 

i 


74 628 633,87 


Erhaltung der Schiffe, Betriebswasserfahrzeuge, Boote, 
schwimmenden Geräte und sonstigen Marinegeräte 


Zur Erhaltung der Einsatzbereitschaft der Schiffe der Marine 
waren unvorhergesehen und unabweisbar zusätzliche Auf- 
wendungen erforderlich, insbesondere für Havarien, für die 
Beseitigung erhöhter Verschleißerscheinungen und für lebens- 
zeitverlängernde Maßnahmen bei S- und SM-Booten sowie 
für erhebliche Kostensteigerungen auf dem gesamten Gebiet 
der Materialerhaltung. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
26. August 1971 — F/II D 1 — We 1833/1 — 4/71 — über die 
Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 554 01. 


14 19 
532 01 


5 800 000,— 


164 339,97 


Charterkosten 


Bis zum Zulauf der CH 53 G-Hubschrauber im Jahre 1972 
müssen die Techniker des Bundesamtes für Wehrtechnik und 
Beschaffung und des Materialamtes der Luftwaffe, denen 
Einsatz und Erhaltung des Waffensystems obliegen wird, für 
die Aufgabe ausgebildet sein. Die Ausbildung erfolgt in den 
USA unter Bereitstellung eines Leihhubschraubers der US- 
Streitkräfte. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 ist nicht vor- 
hergesehen worden, daß diese Kosten anfallen werden. Von 
den Gesamtkosten in Höhe von 420 571,84 DM konnte der 
o. a. üpl. Betrag nicht durch Bewirtschaftungsmaßnahmen 
aufgefangen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 518 12, 522 11 und 552 11. 
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14 19 2 700 000,— 

532 02 i 


14 19 j 810 000 000,— 
553 01 ! 


1421 

apl. 
427 01 


14 22 
532 02 


85 000,— 


701 484,43 


Gebühren für die Benutzung ziviler Flugplätze 


Mehrbedarf infolge gestiegener Flughafengebühren auf in- 
und ausländischen Flugplätzen, stärkerer Inanspruchnahme 
der Flugbereitschaft für Regierungsflüge und erhöhten ver- 
traglichen Mitbenutzungsentgelts für den Flughafen Köln- 
Bonn. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da Gebühren und Entgelte sofort fällig waren. 


Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 522 11 und 554 01. 


79 950 962,82 j Erhaltung der Flugzeuge, Flugkörper, Flugzeugrettungs-, 

■ Sicherheits- und sonstigen flugtechnischen Geräte 

Mehrbedarf infolge von Preissteigerungen, die nicht voll 
' durch Bewirtschaftungsmaßnahmen aufgefangen werden 
i konnten. Die Rechnungen für Ersatzteilbeschaffung, Instand- 
setzungsleistungen usw. waren sofort fällig. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
16. September 1971 und 10. Dezember 1971 — F/II Dl- — ■ 
j We 1933/1 — 3/71 und 4/71 — unterrichtet worden (§ 37 
1 Abs. 4 BHO). 

i 

! Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 554 01. 


50, — ! Vergütung für die Stollenwehr bei der Erprobungsstelle 52 

Nach den bergbaupolizeilichen Vorschriften ist bei der 
Untertageanlage der Erprobungsstelle in Oberjettenberg eine 
Stollenwehr eingerichtet. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 Bund 
NebTätVO kann wegen der damit verbundenen besonderen 
Gefahren und Erschwernisse eine Vergütung gewährt wer- 
1 den. 

j Die Ausgabe war unvorhergesehen. 

I Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 461 01. 


5 473,09 ; Aufwendungen der Bundesrepublik für die organisatorische 
; Durchführung von Tagungen im Rahmen ihrer Mitgliedsdiaft 
I in der NATO und in der WEU 

' Mehr wegen der Tagung der nuklearen Planungsgruppe der 
' NATO im Mai 1971. 

‘ Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 676 11. 
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14 22 i 5 600 000,— 
671 01 ! 


594 400,— 


Aufwendungen der Bundesrepublik für Betrieb und Wartung 
von NATO-Treibstoffleitungen 


Mehr wegen gestiegener Personal- und Betriebskosten in- 
folge von Lohn- und Gehaltstariferhöhungen sowie Preis- 
steigerungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 676 11. 


14 22 
676 04 


1 500 000,— 


14 22 
676 07 


15 400 000,— 


850 000,— 


Beitrag der Bundesrepublik zu den Verwaltungs- und Be- 
triebskosten des zentraleuropäischen Treibstoffleitungs- 
systems der NATO 


Mehr wegen gestiegener Personal- und Betriebskosten in- 
folge von Lohn- und Gehaltstariferhöhungen sowie Preis- 
steigerungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 676 11. 


2 850 070,09 


Beiträge der Bundesrepublik zu den Gestehungs- und Be- 
nutzungskosten ausländischer, von der Bundeswehr mit- 
benutzter militärischer Anlagen 


Im Zusammenhang mit der Zunahme der Benutzerstaaten 
mußte der Flugbetrieb bei einer ausländischen Anlage er- 
weitert werden. Dies erforderte zusätzliches Personal und 
Material. Außerdem mußte mit der Grundüberholung von 
Infrastrukturanlagen und dem Ersatz von Einrichtungsgegen- 
ständen früher als erwartet begonnen werden. 

Die dadurch entstandenen Mehrkosten waren unvorherge- 
sehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 671 12. 


14 23 
532 11 


1 230 000,— 


156 016,15 


Überführung und Bestattung verstorbenen Soldaten 


I Der Mehrbedarf beruht auf der allgemeinen Preisentwick- 
I lung. Darüber hinaus wirkte sich die Erhöhung des Höchst- 
I Satzes für Zuwendungen an Hinterbliebene aus Anlaß des 
Todes wehrpflichtiger Soldaten kostensteigernd aus. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit, 671 17. 
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14 23 I 183 800 000 — 
643 21 1 


14 23 61 200 000,— 

643 24 


14 23 4 000 000,— 

643 25 ! 


55 472 520,89 Allgemeine Leistungen 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 von einem Ver- 
heiratetenanteil von rd. ll,6v. H. der Grundwehrdienst- 
leistenden ausgegangen wurde. Durch die Einberufung von 
Wehrpflichtigen bis zum vollendeten 25. Lebensjahr und von 
verheirateten Wehrpflichtigen mit Kindern im Rahmen der 
Wehrgerechtigkeit stieg der Anteil auf 17 v, H. 

Damit erhöhte sich die Zahl der Anspruchsberechtigten 
wesentlich. Ferner ist das Einkommen besonders der älteren 
Wehrpflichtigen vor der Einberufung stärker als vorher- 
gesehen gestiegen und trug zur Mehrausgabe bei. 

Einsparung bei Kap. 14 06 Tit. 527 01, Kap. 14 11 Tit. 516 01 
j und Kap. 14 22 Tit. 676 11. 


3 703 591,17 Verdienstausfallentschädigung 

Der Mehrbedarf beruht darauf, daß die durchschnittliche 
Abfindung der Wehrübenden auf Grund der allgemeinen 
Einkommensentwicklung höher als vorhergesehen war. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 525 41, 527 41 sowie Kap. 14 23 
Tit. 656 16, 671 16, 671 17 und 681 17. 

5 222 527,23 Härteausgleich 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß die Anzahl 
der unter die Regelung des § 23 Unterhaltssicherungsgesetz 
fallenden Anspruchsberechtigten insbesondere durch die Ein- 
berufung älterer und verheirateter Wehrpflichtiger mit Kin- 
dern wesentlich höher lag, als vorhergesehen wurde. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 524 01, 525 11, 527 11, 527 31, 
527 32, 532 31, 524 41, 527 41, 515 54, 523 51, 532 51 und 
Kap. 14 22 Tit. 671 12. 
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Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 

15 02 1 1 500 000, — 4 418 984,98 Maßnahmen gegen den Drogen- und Rauschmittelmißbrauch 

531 07 

i Durch die vom Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 

sundheit im Jahre 1970 in Auftrag gegebene explorative 
I > Vorstudie im Stadtgebiet Köln zum Themenkomplex „Ju- 

gendliche und Rauschmittel" wurde erstmals ein Trend deut- 
; lieh, nachdem der Drogen- und Rauschmitielmißbrauch ver- 

I stärkt auf Jugendliche in den Haupt- und Berufsschulen, das 

heißt jüngere Jahrgänge, übergreift. Die nicht repräsenta- 
tiven Untersuchungsergebnisse in Köln wurden durch reprä- 
i sentative Untersuchungen in Schleswig-Holstein und in aller 

jüngster Vergangenheit in Hamburg bestätigt (siehe „Das 
Parlament", Nr. 39, 21, Jg., S. 6). Auf Grund dieser weder 
zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Aktionsprogramms 
, der Bundesregierung zur Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs noch zum Zeitpunkt der Aufstel- 
! lung des Bundeshaushaltsplans 1971 voraussehbaren Ent- 
wicklung mußte unverzüglich die Bekämpfung des Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauchs in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch folgende Maßnahmen intensiviert werden: 

— laufende Produktion und Ausstrahlung von überzeugen- 
den Fernsehspots, 

— breite und intensive Streuung eines in Vorbereitung be- 
findlichen Films, 

— Kurse für Mitarbeiter in Beratungs-, Betreuungs- und 
ambulanten Behandlungseinrichtungen, für Vertrauens- 
lehrer, Erzieher, Leiter von Jugendeinrichtungen usw. 
(hier durch Förderung zentraler und überregionaler Ein- 
richtungen einschließlich freier Bildungsträger), 

— Durchführung der notwendigen beantragten Forschungs- 
aufträge, 

— eine wesentlich größere und intensivere Verbreitung des 
bereits erarbeiteten Materials zur Aufklärung für Eltern, 
Jugendliche, Erzieher usw. sowie der bisherigen Ergeb- 
nisse gezielter Forschungsaufträge. 

Die Maßnahmen konnten wegen der Dringlichkeit nicht bis 
zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1972 zurückge- 
stellt werden. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
20. September 1971 — F/II C 2 — Ges 0213 — 2/71 — über 
die Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 
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15 02 I 

apl. ' 
532 31 I 


15 02 5 000,— 

642 02 


15 02 8 000 000 ,— 

681 11 


1 794 320,95 Herstellung, Ankauf und Verbreitung von Material zur Un- 
j terrichtung älterer Menschen 

I Die Ausgabe war zur Herstellung und Verteilung der Bro- 
schüre „Sonniger Herbst" im Rahmen der Aktion „Lebens- 
hilfe für ältere Menschen" erforderlich. Sie war im Hinblick 
auf den erklärten Willen der Bundesregierung, gesellschafts- 
I politische Maßnahmen für die ältere Generation zu fördern, 

unabweisbar. 

i 

' Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 konnte 
die Notwendigkeit der Durchführung dieser Maßnahme nicht 
vorhergesehen werden. 

Die Maßnahme konnte wegen der Dringlichkeit nicht bis zur 
Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1972 zurückgestellt 
werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 863 31 und Tit. 893 31. 


1 151,99 Kosten der Kriegsfolgenhilfe aus der Zeit vor dem 1. April 
1955 

Anforderung des Freistaates Bayern auf Rückerstattung von 
Einnahmen, die in der Zeit vor dem 1. April 1955 irrtümlich 
im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe dem Bund zugeführt wur- 
den. Die Beträge waren daher sofort an den Freistaat Bayern 
zurückzuzahlen. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 642 01. 


2 151 988,77 Beihilfen (Überbrückungsvorschüsse und Zuschüsse) an ju- 
gendliche Zuwanderer für ihre Schul- und Berufsausbildung 
(einschließlich Umschulung und Fortbildung) 

Mehrbedarf infolge des verstärkten Zustroms von jugend- 
lichen Aussiedlern aus Polen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil die Beihilfen nach festen Richtlinien gewährt wer- 
den und die jugendlichen Zuwanderer somit einen Rechtsan- 
spruch auf gleiche Behandlung haben. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
6. April 1971 — II C/2 — Ges 0269/3 — 3/71 II über die 
Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


15 02 

apl. 
685 07 


50 000, — j Förderung von Modellmaßnahmen zur sozial-kulturellen 
I Entwicklung im deutsch-niederländischen Grenzraum 

j Es handelt sich um Ausgaben im Zusammenhang mit dem 
I Vergleich der sozialen Dienste und Einrichtungen in einem 
! bestimmten Raum beiderseits der Grenze. Als Modellgebiet 
wurde hierfür der Raum Borken/Bocholt auf deutscher Seite 
und der Geldersche Achterhoek auf niederländischer Seite 
ausgesucht. Mit der beabsichtigten Förderung soll ein Modell 
I für die Überwindung der Grenzen in Europa auf sozial-kul- 
I turellem Gebiet geschaffen werden. 

I Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 643 02. 


15 02 
686 03 


305 000,— 


4 631,71 


Beitrag zu den Kosten der internationalen Rauschgiftkon- 
trolle 


Die Bundesrepublik ist dem internationalen Rauschgiftab- 
kommen beigetreten und hat jährlich einen Beitrag zu den 
Kosten der internationalen Rauschgiftkontrolle zu leisten. 
Der Beitragsschlüssel wird jährlich von den Vereinten Na- 
tionen festgesetzt. Der Beitrag ist jeweils für das abgelau- 
fene Jahr in US-Dollar zu zahlen. Für die Errechnung sind 
die Kosten der Rauschgiftkontrolle und das Volkseinkommen 
der Staaten maßgebend, die zum Beitrag verpflichtet sind. 
Der im Bundeshaushaltsplan 1971 ausgebrachte Betrag war 
geschätzt. Der auf die Bundesrepublik entfallende Anteil 
von den Gesamtkosten betrug jedoch gemäß Beschluß der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen 94 915 US-Dollar 
mit einem Gegenwert von 309 631,71 DM. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf Rechtsver- 
pflichtung beruht; sie war unvorhergesehen, da die genaue 
Höhe des Beitrages bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1971 noch nicht bekannt war. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 686 05. 


15 02 

apl. 
686 04 


1 000 000 ,— 


Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an der Finanzie- 
rung eines Suchtstoff-Fonds der Vereinten Nationen 


Die Mehrausgabe beruht auf der Beteiligung der Bundes- 
republik Deutschland an der Finanzierung eines Suchtstoff- 
Fonds der Vereinten Nationen. Die Mehrausgabe war unab- 
weisbar, weil bei einer Nichtbeteiligung der Bundesrepublik 
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15 02 2 450 000,— 

086 06 I 

I 


Deutschland an der Finanzierung des Fonds ein Prestigever- 
lust auf internationaler Ebene befürchtet werden mußte und 
außerdem der politische Erfolg der Maßnahme nur durch 
eine sofortige Zahlung im Haushaltsjahr 1971 sichergestellt 
werden konnte. Sie war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 die Notwendigkeit 
einer Beteiligung an der Finanzierung im Haushaltsjahr 1971 
nicht bekannt war. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 


2 197,94 Beiträge der Bundesrepublik Deutschland an das Zwischen- 
staatliche Komitee für Europäische Auswanderung (ICEM) 

Auf der 299, Sitzung am 18. Juni 1971 hat der Executiv- Aus- 
schuß des Zwischenstaatlichen Komitees für Europäische 
Auswanderung eine Änderung der Pflichtbeiträge der Mit- 
gliedstaaten beschlossen. Dadurch ergab sich eine Erhöhung 
des deutschen Beitrages für 1971 gegenüber dem Haushalts- 
soll um 2197,94 DM. Die Bundesrepublik Deutschland konnte 
sich aus außenpolitischen Gründen der höheren Beitrags- 
zahlung nicht entziehen. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 685 49. 


15 02 


2 400 000,— 


1 396 547,76 


Zuwendungen zur Schaffung überregionaler Einrichtungen 


Die für das Haushaltsjahr 1971 für die Zonenrandförderung 
bei Kap. 15 02 Tit. 893 23 zur Verfügung gestellten zusätz- 
lichen Mittel reichten nicht aus, um die dringlichsten Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Schaffung überregionaler Ein- 
richtungen im Zonenrandgebiet durchzuführen. 

Die Förderung der Errichtung eines Heimes für Schwerst- 
körperbehinderte in Raisdorf bei Kiel war aufgrund des ho- 
hen Fehlbedarfs an derartigen Heimen für Behinderte gerade 
im Zonnenrandgebiet unabweisbar. Ein Hinausschieben der 
Förderung hätte zur Folge gehabt, daß die äußerst dringend 
benötigten Plätze der Schwerstkörperbehinderten erst nach 
Jahren zur Verfügung gestanden hätten. Die physischen und 
psychischen Belastungen vieler betroffener Familien ist so 
groß, daß eine weitere Verzögerung nicht zu verantworten 
war. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und konnte nicht 
bis zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1972 zurück- 
gestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 893 21. 
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15 03 
517 01 


1 150 000,— j 


! 


I 



14 939,22 j Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

I Die Mehrausgabe ist auf die im Laufe des Haushaltsjahres 
j 1971 eingetretenen Preiserhöhungen im Bereich der privaten 
Dienstleistungen und der kommunalen Versorgungseinrich- 
tungen zurückzuführen, und zwar bei den Stromkosten um 
10 V. H., den Reinigungskosten um 10 v. H., den Kosten für 
die Bewachung um 13 v. H. und den Kosten für die vertrags- 
mäßige Wartung der technischen Anlagen (Aufzüge und dgl.) 
um 12 V. H. 

Die Preissteigerungen konnten bei der Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1971 nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Aufgaben des 
Bundesgesundheitsamtes und der dazugehörigen Laborato- 
rien keine Drosselung der Versorgungsleistungen zuließen 
und vertragliche Verpflichtungen zur Leistung fälliger Zah- 
lungen bestanden. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 532 04. 


15 03 
532 03 


300 000,— 


15 797,81 


Beratungen auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung 


Der Bundesanteil an den Kosten der Zentralstelle für Ab- 
fallbeseitigung beträgt 150 000 DM. Aus dem Ansatz werden 
u. a. 10 Angestellte bezahlt. Durch die Mehrarbeit, die durch 
die der Zentralstelle für Abfallbeseitigung übertragenen 
Aufgaben zur Dokumentation verursacht wurde, und durch 
allgemeine Kostensteigerungen war ein Mehrbedarf entstan- 
den. Die Länderarbeitsgemeinschaft Abfallbeseitigung hatte 
daher beschlossen, die Mittel für die Zentralstelle für Ab- 
fallbeseitigung zu erhöhen und wegen des gestiegenen Ar- 
beitsaufwandes eine weitere Schreibkraft einstellen zu las- 
sen. Der Bundesanteil ist damit anteilig gestiegen. 

Die Vertragsänderung ist ab 1. Januar 1971 in Kraft getre- 
ten. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 685 55. 


15 03 
712 05 


I 


9 646,57 


Errichtung eines Fertigteilhauses für das Institut für Sozial- 
medizin und Epidemiologie 


Nach den Berechnungen der Bundesbaudirektion beliefen 
sich die Gesamtkosten der Bauvorhabens unter Berücksichti- 
gung des 1. Nachtrages zum Vor- zugleich Bauentwurf für 
die Errichtung des Fertigteilhauses auf 322 000 DM. 
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Der Mehrbedarf von zunächst 17 000 DM verringerte sich 
I durch Einsparungen bei den sonstigen Kosten um 7353,43 DM 
I auf 9646,57 DM. 

! Die Mehrkosten waren auf den Einbau zusätzlicher Siche- 
I rungseinrichtungen (Erweiterung der lonisations-Feuermelde- 
' anlage, Schutzvorrichtung für einen Kondensator und Ver- 
! legung eines separaten Zuleitungskabels von der Transfor- 
: matorenstation zur EDV-Anlage) zurückzuführen und be- 
I ruhten auf einer unabweisbaren Forderung des Herstellers 
j der in dem Fertigteilhaus installierten gemieteten EDV- 
I Anlage. 

j Wegen des hohen Wertes der Anlage und des dadurch erfor- 
I derlichen besonderen Schutzes mußte dieser Forderung Rech- 
I nung getragen werden. 

1 Die Notwendigkeit der erwähnten zusätzlichen Maßnahmen 
i wurde erst im Zuge der fortschreitenden Fertigstellung des 
Fertigteilhauses erkennbar. Die Mehrausgabe war daher un- 
vorhergesehen. 

' Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
I haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

I Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 532 01. 


15 04 
686 01 


700,— : 

i 

I 


858,26 


Mitgliedsbeiträge an internationale Organisationen im Aus- 
land 


Die Organisationen haben ihre Mitgliedsbeiträge erhöht. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, 
weil die Zahlung der Beiträge auf Rechtsverpflichtung be- 
ruht. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 04 Tit. 685 02. 


15 04 
811 01 


7 600,— 


362,09 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die Mehrausgabe beruht auf im Haushaltsjahr 1971 einge- 
tretenen Preiserhöhungen. Die unabweisbare Mehrausgabe 
war unvorhergesehen. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 04 Tit. 685 02. 
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2 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


15 05 j 360 000,— 
532 01 j 


15 05 I 

apl. I 
71102 


66 158,29 ; Kosten der Datenverarbeitung 


1 Der ständige Informationsdienst des Deutschen Instituts für 
! medizinische Dokumentation und Information ist im vergan- 
genen Jahr in verstärktem Umfang in Anspruch genommen 
worden. Die Zahl der Anfragen hatte erheblich zugenom- 
! men. 

I 

Diese Entwicklung konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1971 nicht vorhergesehen werden. 

j Da der Informationsdienst zu den Grundaufgaben des Insti- 
tuts gehört, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

I Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
I haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 525 01. 


3 114 102,29 Erwerb eines bebauten Grundstücks 

Das Deutsche Institut für medizinische Dokumentation und 
Information (DIMDI) war in angemieteten Räumen des dem 
Bund Deutscher Kommunalbeamten und -angestellten 
I (Komba) e. V. gehörenden Gebäudes in Köln-Sülz, Weiß- 
hausstaße 27, untergebracht. Der Sitz der Instituts wurde 
mit Rücksicht auf die möglichst enge Zusammenarbeit mit 
der auf dem Gelände der Universität Köln-Lindenburg ent- 
I standenen und mit erheblichen Mitteln der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft mitfinanzierten Zentralbibliothek der 
Medizin gewählt. 

Der Bundesvorstand und der Bundesvertretertag der Komba 
haben eingehend die Frage eines Verkaufs des Gebäudes 
Köln-Sülz, Weißhausstraße 27, erörtert. Aufgrund intensiver 
Verhandlungen mit Vertretern der Komba war es gelungen, 
einen Kaufpreis in Höhe von 2,9 Millionen DM auszuhan- 
deln, zu dem die Komba bereit war, das Gebäude an DIMDI 
zu verkaufen. Durch den Erwerb des Gebäudes ist die ein- 
malige Gelegenheit gegeben, DIMDI auf Dauer in räumlicher 
Nähe der Universität unterzubringen. Aus den seinerzeitigen 
Bemühungen, ein geeignetes Grundstück in Universitätsnähe 
zu finden, ist bekannt, daß in dieser Lage praktisch keiner- 
lei Grundbesitz an andere Stellen als die Universität ver- 
äußert wird. Der Erwerb des Gebäudes war für DIMDI 
außerdem deshalb von besonderem Interesse, weil im Erd- 
geschoß Räume vorhanden sind, die sich zur Einrichtung 
des Rechenzentrums eignen. DIMDI wird im Laufe des Jahres 
1972 eine eigene Rechenanlage installieren. Die Einrichtung 
des Rechenzentrums erfordert erhebliche Mittel (über 
600 000 DM). Die Investition dieser Mittel in ein bundes- 
eigenes Grundstück ist wirtschaftlich sehr viel eher zu ver- 
treten als in Mieträumen. Der Vermieter würde außerdem 
aus der Tatsache dieser erheblichen Investition bei Auslau- 
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I 4 


noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 

fen des auf 5 Jahre abgeschlossenen Mietvertrages aller Vor- 
aussicht nach seine Mietpreisforderung erheblich steigern. 

Der Ankauf des Gebäudes war sowohl unvorhergesehen als 
auch unabweisbar. Aus Verhandlungen mit Vertretern der 
Komba war bekannt, daß die Bereitschaft zum Verkauf in- 
nerhalb der Komba nicht unumstritten war. Der Verkaufs- 
beschluß ist erst nach Ausräumung erheblicher interner Dif- 
ferenzen gefaßt worden. Es empfahl sich daher, die gegebene 
Kaufmöglichkeit alsbald auszunutzen. Es ist ferner bekannt- 
geworden, daß auch andere Kaufinteressenten vorhanden 
waren. Diese Umstände haben dazu geführt, daß von seiten 
des verkaufsbereiten Teils der Komba auf einen alsbaldigen 
Vertragsabschluß 1971 gedrängt wurde. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 konnte diese 
Maßnahme nicht vorhergesehen werden. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1972 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


20 01 


4 000,— I 


383,71 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


539 99 


20 01 
820 01 


I 


8 000 000,— 


Der Mehrbedarf beruhte im wesentlichen auf der verhältnis- 
mäßig hohen Anzahl von Vorstellungsreisen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 526 02. 


560 000,— 


Erwerb eines bebauten Grundstücks zur Erweiterung des 
Dienstgebäudes 


Mit Kaufvertrag vom 1. Dezember 1970 hat der Bundesrech- 
nungshof zur Erweiterung seines Dienstgebäudes in Frank- 
furt (Main), Berliner Straße 51, das angrenzende Grundstück 
mit dem Verwaltungsgebäude der Bauberufsgenossenschaft 
in Frankfurt (Main), Berliner Straße 55, zum Preis von 
8 000 000 DM erworben. Die Grunderwerbsteuer war in dem 
Ansatz nicht berücksichtigt, weil weder beim Bundesrech- 
nungshof noch bei zuständigen Finanzamt Unterlagen über 
die Zahlung der Steuer beim Erwerb des Hauptgrundstücks 
Frankfurt (Main), Berliner Straße 51, im Jahre 1951 vorhan- 
den waren. Es konnte angenommen werden, daß der Bund 
damals aus Billigkeitsgründen von der Zahlung der Grund- 
erwerbsteuer befreit worden war, weil sowohl die Stadt 
Frankfurt wie auch das Land Hessen an der Wahl Frank- 


88 



Deutscher B undestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3628 



An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 

1 2 ( 

3 I 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


noch Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

! furts als Sitz des Bundesrechnungshofes interessiert waren, 
j Diese Befreiungsgründe hätten auch für die Zukunft ge- 
1 gölten. 

1 Nach Eingang des Grunderwerbsteuerbescheides des Finanz- 
1 amts Frankfurt (Main) — Börse vom 21. Juli 1971 über 
560 000 DM konnte erst nach zeitraubenden Nachforschungen 
festgestellt werden, daß das Staatsbauamt Frankfurt (Main) 
im Zuge des Erwerbs und der Bebauung des Grundstücks 
i Frankfurt (Main), Berliner Straße 51, die Grunderwerb- 
steuer gezahlt hatte. Damit entfielen auch die Gründe eines 
Steuererlasses aus Billigkeitsgründen beim Erwerb des 
Grundstücks der Bauberufsgenossenschaft. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 681 63 und 681 64. 


Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


23 01 
51301 


315 000,-1 


! 

i 


I 


I 

j 


29 229,42 


Post- und Fernmeldegebühren 


Die Mehrausgabe ist auf die Erhöhung der Inlands- und Aus- 
landsgebührensätze im Postwesen (ab 1. Juli 1971 bzw. 
1. September 1971) sowie der Telefon- und Fernschreibge- 
bühren (ab 1. Juli 1971) zurückzuführen. Außerdem hat die 
Firma DeTeWe die Miet- und Wartungskosten für die Tele- 
fonanlagen im Laufe des Haushaltsjahres 1971 um 23,5 v. H. 
erhöht. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrechter- 
haltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 686 10. 


23 01 
527 03 


2 000 ,— 



500, ~ 


Reisekostenvergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbeschädigten 


In den ersten Monaten des Haushaltsjahres 1971 waren 
Schwierigkeiten im personellen und organisatorischen Be- 
reich der Bundesstelle für Entwicklungshilfe aufgetreten, die 
eine sofortige und verstärkte Aktivität der Personalvertre- 
tungsgremien zur Folge hatten. Es wurden zusätzliche Rei- 
sen der Personalräte zwischen dem Ministerium in Bonn und 
der Bundesstelle für Entwicklungshilfe in Frankfurt (Main) 
notwendig. Diese im Haushaltsplan 1971 nicht veranschlagten 
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noch Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


I 


23 02 I 218 545 000,^1 

686 01 i 


i 


I zusätzlichen Reisen konnten bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans nicht vorhergesehen werden. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar, da eine Ablehnung der 
I Reisen ohne Rechtsverletzung nicht möglich war und die 
! Personalratsmitglieder gern. § 44 Abs. 1 in Verbindung mit 
i § 52 Abs. 1 des Personalvertretungsgesetzes einen Rechtsan- 
spruch auf Erstattung der ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit 
entstandenen Kosten haben. 

j Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 686 10. 


15 531 143,90 


Förderung von Entwicklungsländern durch bilaterale Tech- 
nische Hilfe 


Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 wurden 
für die Bemessung des Baransatzes die vorliegenden Erfah- 
rungssätze und die seinerzeit noch offenen Verpflichtungen 
zugrunde gelegt. Die unerwartete Zunahme der Aufwen- 
dungen für Maßnahmen der Technischen Hilfe beruht darauf, 
daß sich die Material- und Personalkosten wesentlich erhöht 
I haben. Außerdem hat sich der Abfluß der Mittel zur Erfül- 
lung vorjähriger Verpflichtungen dadurch beschleunigt, daß 
fast 60 V. H. dieser Verpflichtungen für notwendig gewor- 
dene Aufstockungen laufender Projekte eingegangen worden 
waren und auch bei der Ingangsetzung neuer Vorhaben die 
gestraffte Organisation bei der Durchführung zu einem ra- 
j scheren Einsatz von Geldmitteln führte. Diese Beschleuni- 
^ gung konnte bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
j 1971 noch nicht berücksichtigt werden. 

1 Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war auch 
I unabweisbar, weil die Zahlungen für die Maßnahmen der 
bilateralen Technischen Hilfe auf rechtlichen Verpflichtungen 
beruhen. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
j Schaft und Finanzen vom 18. November 1971 — F/II C 5 — 
! WZ 0220 — 14/71 — unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

j Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 686 24. 


23 02 
686 30 


180 000 000 — 


22 991 583,86 


Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum Europäischen 
Entwicklungsfonds der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 25. Okto- 
ber 1971 eine Ergänzungszahlung der Mitgliedstaaten im 
Rahmen des Zweiten Europäischen Entwiddungsfonds für 
das Haushaltsjahr 1971 in Höhe von 30 Millionen RE beschlos- 
sen. Die Bundesrepublik Deutschland ist verpflichtet, sich an 
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noch Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


23 03 
539 99 


i 


1 

12 200 — 


der Ergänzungszahlung im Rahmen des Beitragsschlüssels mit 
10 131 000 RE zu beteiligen. Da von dem bei Kap. 23 02 Tit. 
686 30 veranschlagten Betrag für die Beitragszahlung zum 
Europäischen Entwicklungsfonds 1971 infolge der Quasi-Auf- 
wertung der DM nur 169 172 279,66 DM benötigt wurden, 
konnte der verbleibende Restbetrag von 10 827 720,34 DM 
für die Ergänzungszahlung in Anspruch genommen werden. 
Der darüber hinausgehende Betrag von 22 991 583,86 DM 
mußte im Wege einer überplanmäßigen Ausgabe zur Ver- 
fügung gestellt werden. Der Beschluß des Rates über die Er- 
gänzungszahlung war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1971 nicht vorherzusehen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil sich aus dem Beschluß des Rates eine Verpflichtung 
ergibt. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen vom 9. Dezember 1971 — F/II D 4 — 
WZ 0262 — 2/71 — unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 836 02. 


6 047,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Im November 1971 wurden die Verhandlungen über die An- 
mietung eines in Eschborn zu errichtenden Bürogebäudes für 
die Bundesstelle für Entwicklungshilfe abgeschlossen. Gemäß 
§10 des Mietvertrages vom 10. Dezember 1971 wurde eine 
notariell zu beurkundende Sondervereinbarung getroffen, 
die dem Bund ein Vorkaufs- und Ankaufsrecht des Erbbau- 
rechts einräumt. Die für die Beurkundung erforderlichen Aus- 
gaben wurden bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1971 nicht berücksichtigt, da nicht vorhergesehen werden 
konnte, daß sich im Haushaltsjahr 1971 eine Möglichkeit zur 
Lösung des schwierigen Unterbringungsproblems der BfE er- 
geben würde. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil durch den Mietver- 
trag in Verbindung mit der Einräumung eines Vorkaufs- und 
Ankaufsrechts an dem Erbbaurecht an dem Grundstück in 
Eschborn (Taunus) hinsichtlich der Unterbringung der Bun- 
desstelle für Entwicklungshilfe eine optimale und wirtschaft- 
liche Dauerlösung geschaffen wurde. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 686 10. 
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25 01 278 500, — 39 258,82 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

517 01 

Die Mehrausgabe ist auf die Erhöhung der Strompreise, der 
Kosten für Heizung, Gebäudereinigung und Wartungsgebüh- 
ren für Fahrstühle im Laufe des Haushaltsjahres 1971 zurück- 
zuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 642 01. 

25 02 1 055 000 000, — 15 797 272,87 Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz 

882 02 

Der Haushaltsansatz wurde unter Zugrundelegung des bis- 
j herigen Erfahrungssatzes und der zu erwartenden Auswir- 
! kung gesetzlicher Änderungen für das Haushaltsjahr 1971 
gegenüber dem Vorjahr um rd. 30 v. H. erhöht, um den 
Mehrbedarf an Prämienmitteln decken zu können. Trotzdem 
reichte der Ansatz nicht aus, um die Anforderungen der Län- 
der zu erfüllen. Eine Verschiebung der Prämienausgaben in 
das kommende Haushaltsjahr war nicht möglich, weil die 
Länder einen Rechtsanspruch auf Bereitstellung der Mittel 
im laufenden Haushaltsjahr gemäß § 7 des Wohnungsbau- 
prämiengesetzes haben. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
^ ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
29. November 1971 — F/II B 4 — Wo — 2440 ^ 4/71 II — 
über die Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 642 01. 
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Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


27 01 
512 01 


93 000,— ] 


20 000, — I Bücher und Zeitschriften 

Die Mehrausgabe ist auf die dringend notwendige Beschaf- 
fung von Arbeitsmaterial infolge nicht vorhergesehener Ver- 
stärkung der deutschlandpolitischen Arbeit zurückzuführen. 
Außerdem waren unvorhergesehen in zunehmender Weise 
aus dienstlicher Veranlassung Vervielfältigungen notwendig. 
Trotz strenger Einsparungsmaßnahmen ließ sich die Steige- 
rung der Kosten für Anfertigung von Fotokopien nicht ver- 
meiden. 

Die Mehrausgabe war im dienstlichen Interesse unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


27 01 
513 01 


274 000 — 


30 000, — Post- und Fernmeldegebühren 

' Der Mehrbedarf ist auf die erhöhte Inanspruchnahme der 
Fernmeldeeinrichtungen als Folge einer verstärkten deutsch- 
landpolitischen Arbeit sowie auf die eingetretene Erhöhung 
der Post- und Fernmeldegebühren zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

' Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


27 01 
517 01 


419 000,— 


27 01 
527 02 


15 000,— 


30 000,— 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß im Laufe 
des Haushaltsjahres 1971 in einem nicht vorhergesehenen 
Ausmaß Preissteigerungen im Bereich der Dienstleistungen 
(Büroreinigung, Wartung der Anlagen, Beleuchtung) einge- 
treten sind. 


Die Ausgabe war im Interesse eines geordneten Dienst- 
betriebes unabweisbar; sie konnte daher nicht bis zum näch- 
sten Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 


Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


6 841,44 


Reisekosten für Auslandsdienstreisen 


! Die Mehrausgabe ist durch eine unvermeidbare Dienstreise 
j einer Delegation des Bundesministeriums für innerdeutsche 
I Beziehungen nach Korea entstanden. Die Regierung der Repu- 
; blik Korea hatte wiederholt zu einem Gegenbesuch einge- 
j laden. Nach eingehenden Verhandlungen mit dem Bundes- 
! kanzleramt und dem Auswärtigen Amt war eine weitere 
1 Verschiebung der Reise, die insbesondere auch der Norma- 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


27 02 
643 01 


68 500 000,— 


lisierung der Beziehungen zwischen beiden Ländern dienen 
sollte, aus politischen Gründen nicht zu vertreten. 

Die Entwicklung war bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1971 nicht vorherzusehen. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


3 632 681,53 1 Förderung des Besuchsreiseverkehrs aus der DDR, Ost-Berlin 
und aus den Vertreibungsgebieten ost- und südostwärts der 
Bundesrepublik 


I Die Haushaltsmittel wurden zur Durchführung der im gesamt- 
; deutschen Interesse notwendigen Maßnahmen zur Förderung 
I des Besuchsreiseverkehrs benötigt. 

Der Mehrbedarf ist im wesentlichen auf die Erhöhung der 
Fahrpreise für die Reisehilfe und die Steigerung der Kosten 
für die Krankenhilfe wie auch auf die erhöhte Inanspruch- 
I nähme dieser Förderungsmaßnahmen zurückzuführen. 

j Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte nicht bis zum 
I nächsten Haushaltsjahr zurückgestellt werden, da eine Ein- 
I Schränkung der Maßnahmen aus politischen Gründen nicht 
I zu vertreten war. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 642 01. 


27 02 
685 01 


39 900 000,— 


27 02 
685 07 


1 1 400 000,— 


23 431 425,70 i Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volkspoli- 
I tisdie Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für allge- 
meine kulturelle Zwecke 

Die Mehrausgabe diente zur Durchführung bestimmter im 
gesamtdeutschen Interesse notwendiger Maßnahmen, die sich 
aufgrund der politischen Entwicklung zwangsläufig und un- 
vorhergesehen ergeben haben. Die Ausgaben waren im Sinne 
der Zielrichtung der Zweckbestimmung unerläßlich und konn- 
i ten nicht bis zum nächsten Haushaltsjahr zurückgestellt wer- 
den. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 


845 869,11 


Zuschüsse zur Förderung von Reisen nach Berlin (West) und 
an die Demarkationslinie 


Die intensive Diskussion um die Deutschlandpolitik und Ber- 
lin hat in unvorhersehbarem Maße dazu geführt, das Inter- 
esse weiter Kreise an Informationsreisen — vor allem nach 
Berlin — -zu steigern. Angesichts der Bemühungen der Bundes- 
regierung, über die Verhältnisse in Berlin und an der Demar- 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen 


35 000 000 - 


I kationslinie zu unterrichten, war es politisch unmöglich, die 
; Förderung dieser Studienfahrten einzuschränken. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte nicht bis zum 
' nächsten Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

I 

I Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


4 954 008,38 ' Zuschüsse zum Bau von Schulen und Kindergärten im Zonen- 
randgebiet und von Schulen in Grenzgebieten 


Aus Anlaß der Verabschiedung des Zonenrandförderungs- 
gesetzes hat der Deutsche Bundestag die Zonenrandförde- 
i rungsmittel für 1971 um insgesamt 80,0 Millionen DM ver- 
stärkt und dabei zum Ausdruck gebracht, daß alle Maß- 
j nahmen getroffen werden müssen, um diese zusätzlichen 
Mittel noch 1971 zweckentsprechend einzusetzen. 

I Die für die Förderung des Baues von Schulen und Kinder- 
gärten im Bundeshaushaltsplan 1971 bei Kap. 27 02 Tit. 882 01 
veranschlagten 35,0 Millionen DM (davon 10,0 Millionen DM 
Verstärkungsmittel) wurden bereits in vollem Umfang be- 
. willigt. Aufgrund der Bedarfsmeldungen der Zonenrandlän- 
! der ergab sich ein unabweisbarer Mehrbedarf, der zur über- 
' schreitung des Ansatzes führte. Dagegen konnten die für die 
I verstärkte Zonenrandförderung bei Kap. 1 1 02 Tit. 893 02 und 
bei Kap. 15 02 Tit. 893 21 und Tit. 893 31 veranschlagten 
Mittel infolge der verspäteten Verkündung des Zonenrand- 
förderungsgesetzes im Haushaltsjahr 1971 nicht voll veraus- 
gabt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der ange- 
strebten Strukturverbesserung des Zonenrandgebietes unab- 
weisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
12. November 1971 — F/II C 2 — GD 0202 — 17/71 II — 
über die Mehrausgabe in Höhe von 3 500 000 DM unter- 
richtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


11 02 

Tit. 

893 02 



(3 500 000,- 

- DM) sowie 

15 02 

Tit. 

893 21 

und 


Tit. 

893 31 



(1 454 008,38 DM). 
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Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


31 01 
514 01 


72 000,— 


41 618,69 Haltung von Dienstfahrzeugen 

i 

Wie im Vorjahr hatte auch im Haushaltsjahr 1971 die starke 
Belastung des Ministeriums sowie seiner leitenden Beamten 
eine weit über das übliche Maß hinausgehende Inanspruch- 
nahme der Dienstfahrzeuge zur Folge. Dadurch ist der Ben- 
zinverbrauch und der Umfang der laufenden Wartungsarbei- 
ten und Reparaturkosten erheblich gestiegen. Mehrere Wa- 
gen mußten aus Gründen der Verkehrssicherheit einer Ge- 
neralüberholung unterzogen werden; in zwei Fahrzeuge 
mußten Austauschmotore eingebaut werden. Hinzu kam, 
daß einige Dienstfahrzeuge in Verkehrsunfälle verwickelt 
waren. Wegen der Erstattung der dabei angefallenen, teil- 
weise hohen Reparaturkosten wurde mit verschiedenen Ver- 
sicherungsgesellschaften verhandelt. Die Erstattung dieser 
Kosten war im Haushaltsjahr 1971 nicht mehr durchzusetzen. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil eine Einschränkung der Benutzung der Dienst- 

; kraftfahrzeuge aus dienstlichen Gründen nicht möglich war. 

Einsparung bei Kap. 31 04 Tit. 685 51. 


31 01 
51901 


31 05 
685 50 


36 800,— i 


95 656 500,— | 


10 974,72 i Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Zur Behebung des Schreibkräftemangels ist ein Kindergarten 
für Kinder weiblicher Bediensteter eingerichtet worden. Durch 
Ausbau eines Saales in der bundeseigenen Nebenunterkunft 
, Bonn-Bad Godesberg, Luisenstraße 46 (Haus II), war die Ein- 
^ richtung eines Provisoriums mit verhältnismäßig geringem 
, finanziellen Aufwand möglich. Auf Grund dieser Maßnahme 
I konnten 22 Schreibkräfte gewonnen werden. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
i Einsparung bei Kap. 31 04 Tit. 685 51. 

25 060 000, — Gesellschaft für Kernforschung mbH (GfK) in Karlsruhe 
j — Betrieb — 

a) Bei der Durchführung des deutsch-amerikanischen Devi- 
senausgleichsabkommens vom August 1969 ergab sich 
eine Erfüllungslücke, die durch die Beschaffung von rd. 
1200 kg angereichertem Uran für die GfK teilweise ge- 
schlossen wurde. 

Da nicht vorauszusehen war, daß ursprünglich beabsich- 
I tigte Beschaffungen für andere Ressortbereiche nicht in 
vorgesehenem Umfang getätigt werden konnten und da- 
her Ersatzbeschaffungen vorgenommen werden mußten, 
war eine Mehrausgabe in Höhe von 9 850 000 DM für den 
1 Uranankauf unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, da 
i sie zur Erfüllung des Devisenausgleichsabkommens mit 

1 den USA diente. 

b) Im Wirtschaftsplan der Gesellschaft für Kernforschung 
mbH (GfK), Karlsruhe, für das Haushaltsjahr 1971 waren 
entsprechend dem früheren Assoziationsvertrag für das 
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I 

I 


i 


31 05 
685 51 


29 831 000,— 


Projekt „Schneller Brüter" EURATOM-Einnahmen in Höhe 
von 33 000 000 DM veranschlagt. 

Da nicht zu erreichen war, daß EURATOM für eine Be- 
teiligung am Grundlagenprogramm „Schneller Brüter" 
Mittel in ihren Haushalt 1971 einstellte, konnten im Haus- 
haltsjahr 1971 keine Zahlungen an die GfK geleistet wer- 
den. Die Gesellschaft hatte infolgedessen einen Einnahme- 
I ausfall von 33 000 000 DM. Hiervon benötigte die GfK 
nach Ausschöpfung aller Einsparungsmöglichkeiten einen 
Betrag von rd. 16 900 000 DM. Der Bundesanteil betrug 
15 210 000 DM. 

Die im Rahmen dieses Assoziationsvertrages begonnenen 
I Forschungs- und Entwicklungsarbeiten, auf deren beson- 
dere Bedeutung auch im 3. Deutschen Atomprogramm 
' hingewiesen worden ist, mußten jedoch fortgeführt wer- 
den, zumal es sich um langfristig ausgerichtete Arbeiten 
handelte, deren auch nur vorübergehende Unterbrechung 
oder Beeinträchtigung schweren Schaden für den Fort- 
schritt der deutschen Kernenergieentwicklung — auch im 
Vergleich zu anderen Industrienationen — herbeigeführt 
hätte. Es war daher unumgänglich, den durch den unvor- 
I hergesehenen Ausfall der EURATOM-Zahlungen entstan- 
denen Fehlbetrag von 15 210 000 DM durch Bereitstellung 
von Biindesmitteln zu decken. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
26. Juli 1971 — F/II A 5 — AF 4530 — 97/71 — und vom 
f 30. November 1971 — F/II B 6 — Fo 0556 — 31/71 — über 
die Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

: Einsparung bei Kap. 31 03 Tit. 681 45, Kap. 60 04 Tit. 571 71, 

: 671 71, 671 72 und 836 71. 

1 469 000, — I Gesellschaft für Kernforschung mbH — Versuchsanlagen 
— (GfK/V) — in Karlsruhe — Betrieb — 

Bei der Durchführung des deutsch-amerikanischen Devisen- 
i ausgleichs- Abkommens vom August 1969 ergab sich eine 
. Erfüllungslücke, die durch die Beschaffung von 98 000 Ibs 
I schweren Wassers für die GfK/V teilweise geschlossen 
! wurde. 

j Da nicht vorauszusehen war, daß ursprünglich beabsichtigte 
Beschaffungen für andere Ressortbereiche nicht in dem vor- 
gesehenen Umfange getätigt werden konnten und daher Er- 
satzbeschaffungen vorgenommen werden mußten, war die 
Mehrausgabe unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, da 
sie der Erfüllung des Devisenausgleichs-Abkommens mit den 
USA diente. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
26. Juli 1971 — F/II A 5 — AF 45 30 — 97/71 — über die 
Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01. 
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31 05 97 301 300 — 

685 55 


31 06 5 500 000 — 

685 09 


12 224 950, — Kernforschungsanlage Jülich GmbH (KFA) — Betrieb — 

Im Wirtschaftsplan der Kernforschungsanlage Jülich GmbH 
(KFA) für das Haushaltsjahr 1971 waren entsprechend den 
früheren Verhandlungen erwartete EURATOM-Zuschüsse in 
Höhe von 18 400 000 DM veranschlagt, und zwar 2 300 000 
DM für Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der Plasmaphysik 
und 16 100 000 DM für Hochtemperaturreaktorenentwicklung. 
Die Europäische Gemeinschaft hat sich jedoch nur an den 
Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der Plasmaphysik mit 
2 100 000 DM beteiligt. Die KFA hatte infolgedessen einen 
Einnahmeausfall bei diesen Forschungsarbeiten in Höhe von 
200 000 DM und bei den Aufwendungen für die Hochtem- 
peraturreaktorentwicklung in Höhe von 16 100 000 DM, also 
zusammen in Höhe von 16 300 000 DM. Entsprechende oder 
teilweise Einsparungen an anderer Stelle ihres Wirtschafts- 
plans waren der Gesellschaft nicht möglich. Der Bundesanteil 
in Höhe von 75 v. H. am Fehlbetrag von 16 300 000 DM be- 
trug rd. 12 225 000 DM. 

Die begonnenen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten, auf 
deren besondere Bedeutung auch im 3. Deutschen Atom- 
programm hingewiesen wird, mußten jedoch fortgeführt wer- 
den, zumal es sich um langfristig ausgerichtete Arbeiten han- 
delte, deren auch nur vorübergehende Unterbrechung oder 
Beeinträchtigung schweren Schaden für den Fortschritt der 
deutschen Kemenergieentwicklung — auch im Vergleich zu 
anderen Industrienationen — herbeigeführt hätte. Es war 
daher unumgänglich, den durch den unvorhergesehenen Aus- 
fall von Euratom-Zahlungen entstandenen Fehlbetrag von 
12 224 950 DM durch Bereitstellung von Bundesmitteln zu 
decken. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
30. November 1971 — F/II B 6 — Fo 0556 — 31/71 — über 
die Mehrausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO), 

Einsparung bei Kap. 31 03 Tit. 652 18,. 681 45, 685 11, Kap. 
31 04 Tit. 685 57, 685 65 und 686 30. 


2 093 828,59 Versuchs- und Bodenanlagen Zuschuß zum Betrieb 

In den Regierungsabkommen vom 6. Juni 1969 mit Frank- 
reich für SYMPHONIE und vom 10. Juni 1969 in den USA 
für die Sonnensonde HELIOS und den Aeronomiesatelliten 
AEROS hat sich die Bundesrepublik Deutschland u. a. ver- 
pflichtet, den Betrieb der Satelliten AEROS und HELIOS ein- 
schließlich der Datenverarbeitung durchzuführen und sich an 
den Kosten für den Betrieb des Satelliten SYMPHONIE zur 
: Hälfte zu beteiligen. 

j Erste Kostenermittlungen der Projektleitungen ergaben für 
I die Jahre 1971 bis 1975 von der Bundesrepublik Deutschland 


98 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3628 


I 

An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1971 

gabemitteln sind 


zugewiesen i 

1971 

DM 


1 ! 2 j 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 

zu tragende Datenverarbeitungskosten in Höhe von 8641 
TDM davon 70 TDM für 1971. 

Eine Überprüfung dieser Kostenerhebungen anhand der 
beim Projekt Azur gemachten Erfahrungen führte jedoch zu 
einem erhöhten Bedarf an Rechenzeiten. Dieser Mehrbedarf 
konnte am kostengünstigsten durch Erwerb der im Rechen- 
zentrum der lABG freiwerdenden Rechenanlage CDC 3800 
zum Restkaufpreis gedeckt werden. 

Durch diese Lösung entstanden im Jahre 1971 nicht veran- 
schlagte Mehrkosten in Höhe von rd. 2,1 Millionen DM. 
Dieser Mehrbedarf war bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans für 1971 nicht vorherzusehen. Die Mehrkosten waren 
aber wegen der o. a. Regierungs-Abkommen über die Durch- 
führung der vorgenannten Gemeinschaftsprojekte und im 
Hinblick auf die dadurch erzielte Einsparung bei den Gesamt- 
kosten auch im Sinne der wirtschaftlichen und sparsamen 
Mittelverwendung notwendig. 

Einsparung bei Kap. 31 03 Tit, 681 45. 


31 14 
51301 


22 300,— 


15 761,46 


Post- und Fernmeldegebühren 


Die Ausgaben für die Biologische Anstalt Helgoland waren 
bis Ende 1970 zusammen mit den Ausgaben für die Bundes- 
forschungsanstalt für Fischerei im Kap. 10 12 veranschlagt. 
Bei der getrennten Veranschlagung für 1971 auf Grund des 
Übergangs der Anstalt in den Geschäftsbereich des BMBW 
ist nicht vorhergesehen worden, daß der Wechsel zur eigen- 
ständigen Verwaltung und die gleichzeitige Intensivierung 
der Forschungsarbeiten beträchtlich höhere als die geschätz- 
ten Ausgaben für Post- und Fernmeldegebühren notwendig 
machen würden. Dadurch und durch die außerdem im Laufe 
des Jahres eingetretene Erhöhung der Post- und Fernmelde- 
gebühren ist der unabweisbare Mehrbedarf enstanden. 

Einsparung bei Kap. 31 14 Tit. 712 63. 


31 14 
514 01 


172 000,— 


73 207,67 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 waren 
die üblicherweise anfallenden Ausgaben für die Unterhaltung 
der Dienstwasserfahrzeuge veranschlagt worden. Bei den 
regelmäßigen Werftüberholungsarbeiten der Schiffe stellte 
sich heraus, daß unvorhergesehene Schäden einen Mehrauf- 
wand von rd. 73 200 DM erforderten. Um den Schiffseinsatz 
sicherzustellen, war die Bereitstellung überplanmäßiger Mit- 
tel unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 14 Tit. 712 63. 
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31 14 ! 171 500 — 

517 01 


I 

I 


31 14 
812 65 


{Ausgaberest) 


80 614,75 


j Bewirtschaftung der Grundstüdce, Gebäude und Räume 

I Bei der Übernahme der BAH in den Geschäftsbereich des 
I Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft konnten 
' die anteiligen Bewirtschaftungskosten für die Zentralverwal- 
tung der BAH in Hamburg nur geschätzt werden. Im Laufe 
; des Haushaltsjahres stellte sich jedoch heraus, daß die vor- 
I gesehenen Beträge nicht ausreichten. Hinzu kam, daß die Be- 
I triebskosten für das Ende 1970 in Betrieb genommene Isoto- 
I penlaboratorium in Sülldorf erheblich über den geschätzten 
j Beträgen lagen, weil bei der Aufstellimg des Bundeshaus- 
I haltsplans 1971 noch keine Erfahrung über die für den Be- 
j trieb des Laboratoriums notwendigen Ausgaben vorlag. 

I Ferner haben sich die Ausgaben für die Anlagen auf Helgo- 
' land infolge der großen Trockenheit und den dadurch be- 
I dingten Mehraufwand für Trinkwasser erheblich erhöht. 


Wegen der notwendigen Aufrechterhaltung des Dienstbe- 
triebs waren die Mehrausgaben unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 31 14 Tit. 712 63. 


101 593,23 


Neumotorisierung des Forschungskutters „Uthörn" 


Im Haushaltsjahr 1970 wurden bei Kap. 10 12 Tit. 812 65 für 
die Neuausstattung des Forschungskutters „Uthörn" 205 000 
DM bereitgestellt. Dieser Betrag ergab sich aus eingeholten 
Angeboten. Die Umrüstungsarbeiten dauerten von November 
1970 bis Mitte 1971. 

Während des Werftaufenthalts stellte sich heraus, daß zur 
Sicherheit des Schiffes noch weitere Arbeiten und Einbauten 
erforderlich waren als ursprünglich vorgesehen. Es handelte 
sich dabei insbesondere um die Verstärkung des Hinter- 
stevens, die damit im Zusammenhang stehenden Arbeiten 
und um die Erneuerung der Elektroanlage. 

Diese notwendigen Mehrarbeiten waren bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht vorherzusehen; sie 
waren jedoch unabweisbar wegen der erforderlichen Be- 
triebssicherheit des Forschungskutters. 

Einsparung bei Kap. 31 14 Tit. 712 63. 
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Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

32 03 I 80 000,— 

51101 I 


23 720,75 j Aufwendungen zur Anfertigung von Programmen und Loch- 
karten außerhalb des Hauses 

Infolge der Ausgabe von insgesamt drei Motiven der 
Olympiamünzen und drei 5-DM-Gedenkmünzen in der Zeit 
j von Oktober 1971 bis Sommer 1972 und wegen der ständig 
steigenden Anzahl der Dauerkunden war es erforderlich, 
wesentliche Schreib- und Abrechnungsarbeiten der Verkaufs- 
stelle für Sammlermünzen der Bundesrepublik Deutschland 
noch vor der Auslieferung des zweiten Motivs der Olympia- 
münze im Herbst 1971 auf die EDV-Anlage der Bundes- 
I Schuldenverwaltung zu übernehmen. 

I Wegen der starken Inanspruchnahme des EDV-Referats durch 
die Übernahme des Schuldbuchs Berlin und durch laufende 
Aufgaben der Bundesschuldenverwaltung — einschließlich 
des Übergangs auf ein neues Datenverarbeitungssystem im 
Herbst 1971 — mußten zur Einhaltung des Übernahmetermins 
die Erstellung einiger EDV-Programme und das Lochen von 
rd. 70 000 Lochkarten als Lohnauftrag außerhalb des Hauses 
vergeben werden. Durch die Vergabe der Lohnaufträge 
konnte der Übernahmetermin eingehalten, durch den Ein- 
satz der EDV die Auslieferung der Münzen beschleunigt 
und die sonst notwendige Einstellung neuen Personals ver- 
mieden werden. 

I Der Mehrbedarf war unvorhergesehen, weil zu diesem Zeit- 
! punkt mit der rapiden Zunahme der Kundenzahl und mit 
I der hohen Anzahl von in kurzer Zeit auszuliefernden Samm- 
I lermünzen der Bundesrepublik Deutschland nicht gerechnet 
werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil der Übernahme- 
termin aus den genannten Gründen eingehalten werden 
mußte und die Ausgabe nicht bis zur Verabschiedung des 
nächsten Haushaltsgesetzes zurückgestellt werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 02. 


32 03 


apl. 
532 02 


46 487,80 I Geschäftsbedarf 


Infolge erheblicher Zunahme der Dauerbesteller für Sammler- 
münzen der Bundesrepublik Deutschland reichten die veran- 
schlagten Haushaltsmittel für Geschäftsbedürfnisse der Ver- 
kaufsstelle für Sammlermünzen (Versandtaschen, Wertbrief- 
umschläge, Plastiktäschchen usw.) nicht aus. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen, da bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht mit einer so rapiden 
Zunahme der Kundenzahl gerechnet werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Münzauslieferung 
nicht bis zur Verabschiedung des nächsten Haushaltsgesetzes 
zurückgestellt werden konnte. 

Der Mehrbedarf ist im übrigen durch den beim Verkauf der 
Sammlermünzen entstehenden Münzgewinn ausgeglichen. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 02. 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

1 285,41 Vermischte Verwaltungsaufgaben 

Infolge mehrer Sterbefälle von Bediensteten der Bundes- 
schuldenverwaltung reichten die veranschlagten Haushalts- 
mittel nicht für die Kosten aus, die anläßlich von Nachrufen 
und Kranzspenden nach den Richtlinien für Kranzspenden 
und Nachrufe beim Ableben von Bundesbediensteten vom 
17. Oktober 1963 (GMBl. S. 426) entstanden waren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 514 01. 


22 856,07 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Infolge der seit der Veranschlagung eingetretenen Preis- 
erhöhungen auf dem Baumarkt und wegen des zusätzlich 
erforderlichen Einbaus einer Vorrichtung zum Absaugen der 
Luft aus den Entlüftungsrohren des Tresorgebäudes reichte 
der in das Haushaltsjahr 1971 übertragene Ausgaberest 
nicht zur Fortführung der laufenden Baumaßnahmen (Er- 
weiterung der Kantine und Einbau einer Klimaanlage in den 
Tresor der BSV) aus. 

Die eingetretenen Preiserhöhungen waren unvorhergesehen. 
Die Notwendigkeit, eine Absaugvorrichtung in die Entlüftung 
des Tresors einzubauen, hat sich erst bei Durchführung der 
Baumaßnahmen herausgestellt. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die laufenden Bau- 
arbeiten nicht bis zur Verabschiedung des nächsten Haus- 
haltsgesetzes zurückgestellt werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 32 02 Tit. 541 02. 


23 204,03 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Infolge eines Verkehrsunfalls am 3. Dezember 1970, der von 
einem Omnibuskraftfahrer herbeigeführt wurde, entstand 
an dem Dienstkraftwagen der Bundesschuldenverwaltung 
Opel-Rekord-Caravan HG — 2084 ein wirtschaftlicher Total- 
schaden. Das Kraftfahrzeug mußte nach einem Gutachten 
der Winterthur- Versicherung, dem sich der technische Be- 
amte für das Kraftfahrwesen bei der OFD Frankfurt (Main) 
angeschlossen hat, ausgesondert werden. Zur Einsparung von 
Transportkosten sowie von Tage- und übemachtungsgeldern 
bei der Durchführung von Wertpapiertransporten von den 
Wertpapierdruckereien in München zur Bundesschuldenver- 
waltung Bad Homburg wurde als Ersatzfahrzeug ein Kombi- 
nationsfahrzeug mit erheblicher Nutzlast, ein Ford Tran- 
sit 175 (2,0 Liter, 75 PS), beschafft. 

Außerdem mußte nach einem Aussonderungsgutachten des 
technischen Beamten für das Kraftfahrwesen bei der OFD 
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DM 
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DM 


1 


2 I 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


noch Einzelplan 32 — ■ Bundesschuld — 

I Frankfurt/Main der im Jahre 1957 beschaffte Dienstkraft- 
wagen Opel-Rekord-Caravan HG — 2110 früher als geplant 
mit Ablauf der Gültigkeitsdauer der Prüfplakette gemäß 
§ 29 StVZO im Oktober 1971 aus wirtschaftlichen Gründen 
ausgesondert werden. Als Ersatzfahrzeug wurde ein Renault 
R 16 (fünftürig, 1,6 1, 65 PS) beschafft. 

Der Mehrbedarf für die beiden Fahrzeuge war unvorher- 
gesehen, da nicht mit dem wirtschaftlichen Totalschaden des 
ersten Fahrzeugs und nicht mit der vorzeitigen Aussonderung 
des zweiten Kraftwagens gerechnet werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Ersatzbeschaf- 
fungen nicht bis zur Verabschiedung des nächsten Haushalts- 
gesetzes zurückgestellt werden konnte, 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 02. 


32 03 


apl. 
812 03 


32 05 
574 12 


5 600 000,— 


19 072,02 


Ankauf einer Postversandanlage 


Nach Einführung des neuen Vertriebsverfahrens für Sammler- 
münzen der Bundesrepublik Deutschland unter Einschaltung 
der EDV, durch das der Vertrieb der Münzen wesentlich be- 
schleunigt wurde, war es erforderlich, auch die Abfertigung 
der Postsendungen der Verkaufsstelle für Sammlermünzen 
zu beschleunigen und rationeller zu gestalten. Zu diesem 
Zweck wurde eine Postversandanlage beschafft, die aus einer 
Falz- und Kuvertiermaschine sowie aus einer Verschließ- und 
Frankiermaschine besteht. Durch die Beschaffung der An- 
lage war es möglich, zwei Angestelltenstellen der Verg.- 
Gr. VIII einzusparen und im Haushaltsentwurf 1972 in Ab- 
gang zu stellen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Zahl der 
Kunden der Verkaufsstelle für Sammlermünzen im Laufe des 
Haushaltsjahres 1971 in unerwarteter Weise angestiegen 
ist. Der Mehrbedarf war unabweisbar, da die wirtschaftlich 
sinnvolle Beschaffung der Anlage nicht bis zur Verabschie- 
dung des nächsten Haushaltsgesetzes zurückgestellt werden 
konnte. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 02. 


34 447,23 


Verzinsung der Altsparerentschädigung 


Infolge Zugangs einer überdurchschnittlich hohen Entschädi- 
gungsgutschrift nach dem Altsparergesetz, die mit 4’Vo jähr- 
lich ab 1. Januar 1953 zu verzinsen war, reichten die veran- 
schlagten Haushaltsmittel nicht aus. 

Die hohe Entschädigungsgutschrift war bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1971 nicht vorauszusehen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf rechtlichen 
Verpflichtungen beruht, 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 574 11. 
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1 
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I 3 

1 4 


32 09 
642 03 


263 000 000 — I 


noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — ■ 


7 352 68542 


Erstattung der Aufwendungen für den Schuldendienst für 
Ausgleichsforderungen, deren Schuldner die Länder sind 


Es war unvorhergesehen, daß die nach § 7 Abs. 2 des Ge- 
setzes über die Tilgung von Ausgleichsforderungen vom 
j 30. Juli 1965 (BGBl. I S. 650) auf die Ausgaben anzurechnen- 
den Einnahmen erheblich niedriger sein würden als in den 
Jahren 1969 und 1970. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruht. 

I Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 572 14. 


Einzelplan 33 — Versorgung — 


33 07 
642 01 


549 795 000 — 


81 346 976,04 


Beteiligung an den Versorgungslasten der Länder sowie 
Zuschüsse und Zulagen an die Länder 


Der Mehrbedarf ist auf die Verbesserungen des Besoldungs- 
und Versorgungsrechts sowie auf erhebliche Nachzahlungen 
für zurückliegende Zeiträume und auf die unerwartet starke 
Zunahme der Beteiligungsfälle bei den Ländern zurückzu- 
führen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil die Zahlungen auf gesetzlicher Verpflichtung 
(§ 42 G 131) beruhen. 

Der angegebene Betrag der Mehrausgabe ist vorläufig. Die 
endgültige Höhe wird im Rahmen der Aufstellung der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1971 ermittelt. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 01, Kap. 32 05 Tit. 572 16, 
574 61 und 574 62. 
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Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
ausländischer Streitkräfte — 


35 02 
513 02 


17 155 000,— 


2 000 000 ,— 


Nachrichtenleistungen 


Der Ansatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 
des alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1970) veran- 
schlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für das 
Haushaltsjahr 1971 bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1971 noch nicht Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte 
auch deshalb nicht vorhergesehen werden, weil die Ver- 
handlungen mit den Botschaften der 3 Mächte über den 
Wegfall der Auslaufzeiten ab 1. Januar 1972 erst im Okto- 
ber 1971 erfolgreich abgeschlossen werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil rechtliche Verpflich- 
tungen zu erfüllen waren. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
der Betrag nicht auf die nächstjährige Bewilligung für den 
gleichen Zweck angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01. 


35 02 
518 03 


67 000 000,— 


13 000 000,— 


Ausgaben für Immobilien, Mobilar und Nebenleistungen für 
Wohnungen und Quartiere 


Der Ansatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 
des alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1970) veran- 
schlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für das 
Haushaltsjahr 1971 bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans noch nicht Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte 
auch deshalb nicht vorhergesehen werden, weil die Ver- 
handlungen mit den Botschaften der 3 Mächte über den 
Wegfall der Auslaufzeiten ab 1. Januar 1972 erst im Oktober 
1971 erfolgreich abgeschlossen werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen waren. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
der Betrag nicht auf die nächstjährige Bewilligung für den 
gleichen Zweck angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01. 


35 02 


18 500 000,— 


3 000 000,— 


Transportleistungen 


532 01 


Der Ansatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 
des alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1970) veran- 
schlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für das 
Haushaltsjahr 1971 bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1971 noch nicht Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte 
auch deshalb nicht vorhergesehen werden, weil die Ver- 
handlungen mit den Botschaften der 3 Mächte über den 
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noch Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 

ausländischer Streitkräfte — ■ 


Wegfall der Auslaufzeiten ab 1. Januar 1972 erst im Oktober 
1971 erfolgreich abgeschlossen werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen waren. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
der Betrag nicht auf die nächstjährige Bewilligung für den 
gleichen Zweck angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01. 


35 02 23 000 000, — 4 877 381,1 1 Barzahlungen an die Besatzungsmächte 

532 02 ! ! 

' i Der Anatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 

i des alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1970) veran- 
j schlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für das 
; ■ : Haushaltsjahr 1971 bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 

j i '1971 noch nicht Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte 

! ! auch deshalb nicht vorhergesehen werden, weil die Ver- 

i handlungen mit den Botschaften der 3 Mächte über den 

I I ; Wegfall der Auslaufzeiten ab 1. Januar 1972 erst im Oktober 

I I ! 1971 erfolgreich abgeschlossen werden konnten. 

j i Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 

I pflichtungen zu erfüllen waren. 

I Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 

j der Betrag nicht auf die nächstjährige Bewilligung für den 

i gleichen Zweck angerechnet wird. 

I Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01. 


35 02 
812 02 


44 000 000,~ 


7 000 000, — Ausgaben für Material und verschiedene Dienste 

Der Ansatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 
, das alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1970) veran- 
schlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für das 
Haushaltsjahr 1971 bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1971 noch nicht Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte 
auch deshalb nicht vorhergesehen werden, weil die Ver- 
handlungen mit den Botschaften der 3 Mächte über den 
: Wegfall der Auslaufzeiten ab 1. Januar 1972 erst im Oktober 
1971 erfolgreich abgeschlossen werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen waren. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
: der Betrag nicht auf die nächstjährige Bewilligung für den 
gleichen Zweck angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 35 11 Tit. 517 02 ( 214 209,88 DM) 

und bei Kap. 60 04 Tit. 698 01 (6 785 790,12 DM). 
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noch. Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 

ausländischer Streitkräfte — 


35 04 66 000 000,— 2 61 1 952,38 Kapitalausgaben 

712 01 Der Ansatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 

des alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1970) veran- 
schlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für das 
Haushaltsjahr 1971 bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1971 noch nicht Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte 
auch deshalb nicht vorhergesehen werden, weil die Ver- 
handlungen mit den Botschaften der 3 Mächte über den 
Wegfall der Auslaufzeiten ab 1. Januar 1972 erst im Oktober 
1971 erfolgreich abgeschlossen werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen waren. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
der Betrag nicht auf die nächstjährige Bewilligung für den 
gleichen Zweck angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 35 11 Tit. 517 02. 


36 06 J 8 822 500,— 
547 01 


36 07 
515 01 



Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

146 498,57 | Kosten für die Haltung von Vorräten, die aus Ausgaben des 
i Titels 522 01 zu beschaffen sind oder nicht im Eigentum des 
t Bundes stehen 

: Der Ansatz reichte aus folgenden Gründen nicht aus: 

, 1. Da die Frage der Umsatzsteuerpflicht noch nicht geklärt 
i war, mußte zwar Umsatzsteuer gezahlt, aber es konnte 
keine Vorsteuer verrechnet werden. 

2. Höhere Einlagerungskosten, da der für 1970 vorgesehene 
Einkauf von Hülsenfrüchten erst in 1971 abgeschlossen 

i werden konnte. 

3. Höhere Lagerkosten, da weniger Bestände abflossen, als 
vorgesehen. 

' 4. Kostensteigerungen bei der Ein- und Auslagerung. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
I bar, da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

! Einsparung bei Kap. 36 06 Tit. 522 01. 

I 

! 

i 

i 

148 720,37 I Bewirtschaftung, Wartung und Instandhaltung von Einrich- 
I tungen, Geräten und Stoffen 

Mehrausgabe infolge Gebührenerhöhungen der Deutschen 
' Bundespost ab 1. Juli 1971 und Zunahme der Vermietungen 
I von Brückengerät an Länder und Gemeinden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 532 01. 
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noch Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 

ausländischer Streitkräfte — • 


36 08 
671 01 


800 000 — ^ 

i 

j 

i 


34 974,17 Unterhaltung und Instandsetzung sowie erforderliche Ände- 
rungen und Ergänzungen von technischen Fernmeldeeinrich- 
tungen im Nahverkehrsraum einschließlich der Kosten für 
I Bereithaltung von Sonderleitungen sowie Erneuerung eines 
I Verpflegungsvorrates 

i Die Mehraufwendungen wurden durch die mit Wirkung vom 
] 1. Juli 1971 in Kraft getretene Erhöhung der Fernmelde- 
I gebühren ausgelöst. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Gebühren- 
erhöhung erst nach Verabschiedung des Bundeshaushalts- 
plans 1971 beschlossen wurde. 

Sie war unabweisbar, weil auf die Zahlung ein Rechtsan- 
spruch bestand und die Ausgabe nicht bis zur Verabschie- 
dung des nächsten Haushaltsgesetzes zurückgestellt werden 
konnte. 

I Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 891 03. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
539 99 


10 000,-1 


145 022,88 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die Mehrausgabe ist auf die Zahlung von Erstattungszinsen 
für bereits erstattete Umsatzausgleichssteuer in 4 Rechts- 
mittelverfahren, auf höhere Erstattungen von Säumniszu- 
schlägen zur Einfuhrumsatzsteuer und auf die Erstattung 
eines zuviel gezahlten Ablösungsbeitrags für die Freigabe 
von Vermögen im Ausland zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap, 60 02 Tit. 681 61. 


60 02 
540 99 


80 000 000,— 


16 176 301,17 


Prägekostenr Metallbeschaffungskosten und sonstige Kosten 
für die Unterhaltung des Münzumlaufs sowie Kosten der 
Bekämpfung der Falschmünzerei 


Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1971 war nicht vorherzusehen, in welchem Umfang mit einer 
Steigerung des Bedarfs an Münzen für den Zahlungsverkehr 
zu rechnen sein wird. Die von der Deutschen Bundesbank 
für erforderlich gehaltene Menge an Münzen übertraf den 
Bedarf der Vorjahre bei weitem. Insbesondere stieg der Be- 
darf an 5-DM-Umlaufmünzen, so daß mehr Silber gekauft 
werden mußte als geplant war. Erhebliche Mehrausgaben 
sind außerdem dadurch entstanden, daß die Bundesregierung 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

erst im Januar 1971 die Prägung der Reichsgründungsmünze 
in einer Auflage von 5 Millionen Stück beschlossen hat. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Durch die Mehrprägungen erhöhten sich die bei Kap. 60 01 
Tit. 092 01 veranschlagten Münzeinnahmen um etwa rd. 
187,2 Millionen DM. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 681 61. 


60 02 


apl. 
685 01 


40 000 000,— 


Zuwendung aus dem Reingewinn der Prägung der Olympia- 
münze an das Organisationskomitee für die Spiele der 
XX. Olympiade München 1972 e. V. 


Der Bund, das Land Bayern und die Stadt München sind über- 
eingekommen, dem Organisationskomitee für die Spiele der 
XX. Olympiade München 1972 e. V. (OK), sofern dessen 
eigene Einnahmen zur Deckung der Ausgaben nicht aus- 
reichen, aus dem Münzgewinn des Bundes einen Teilbetrag 
in Höhe des Fehlbetrages, höchstens jedoch in Höhe von 
80 Millionen DM zuzuweisen. 

Die Gesamtkostenfortschreibung des Organisationskomitees 
vom 11. Oktober 1971 schloß mit einem Fehlbetrag von 
176,3 Millionen DM ab. 

Daraus ergab sich schon damals die Unabweisbarkeit für die 
Zuweisung eines Betrages von 80 Millionen DM aus dem 
Münzgewinn. Um das Organisationskomitee in die Lage zu 
versetzen, seinen Verpflichtungen nachzukommen, war es 
erforderlich, von diesem Betrag noch im Haushaltsjahr 1971 
40 Millionen DM dem Organisationskomitee zuzuweisen. Die 
Zweckbestimmung bei Kap. 60 02 Tit. 893 01 — Zuwendungen 
aus dem Reingewinn der Prägung der Olympiamünze für den 
Bau von Sportanlagen und Einrichtungen für die Spiele der 
XX. Olympiade 1972 — deckte diese Ausgabe jedoch nicht. 
Sie mußte deshalb außerplanmäßig geleistet werden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Durch die außerplanmäßige Ausgabe werden die Gesamtaus- 
gaben des Organisationskomitees für die Spiele der 
XX. Olympiade München 1972 e. V. in Höhe von 527,3 Millio- 
nen DM nicht berührt (vgl. Ausschußdrucksache Nr. 777 des 
Haushaltsausschusses vom 19. Oktober 1971). 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 893 01. 
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4 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


171 534 800, — 10 417 211,60 | Vom Bund zu erstattende Verwaltungskosten, die sich aus 

j der Durchführung der Lastenausgleichsgesetze und anderer 
i von den Ausgleichsbehörden durchzuführender Gesetze er- 
j geben 

I 1 Bei der Mehrausgabe handelt es sich um Erfüllungszahlungen 

j auf Grund von Abrechnungen über die Kostenerstattung nach 
I § 351 Abs. 3 LAG i. V. m. der 15. LeistungsDV-LA für das 
; Jahr 1970. Die Zahlungen beruhen auf rechtlicher Verpflich- 
' ' tung und sind deshalb unabweisbar; sie waren im Zeitpunkt 

! der Abrechnung unaufschiebbar fällig. Der nach der rück- 
! läufigen Ausgabenentwicklung in den vorangegangenen Jah- 
ren erwartete weitere Rückgang der Ausgaben ist zum Still- 
' stand gekommen; diese Entwicklung war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 836 71 . 


4 123 500, — I Beitrag zur multilateralen NATO-Leistung für Malta 

Die Bundesregierung ist gegenüber ihren Verbündeten ver- 
pflichtet, sich an einer multilateralen NATO-Leistung für 
Malta zu beteiligen. Es handelt sich um den ersten Teilbetrag. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der poli- 
tischen Erfordernisse unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen vom 15. November 1971 F/II A 5 — 
AF 4011 — 5/71 unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 866 71 . 

250 000 000, — Pauschalzahlung zur Abgeltung der im Post- und Fernmelde- 
verkehr von der Deutschen Post der Deutschen Demokrati- 
schen Republik bis zum 31. Dezember 1966 erbrachten Mehr- 
leistungen 

Im Protokoll vom 30. September 1971 über Verhandlungen 
zwischen einer Delegation des Bundesministeriums für das 
Post- und Fernmeldewesen der Bundesrepublik Deutschland 
und einer Delegation des Ministeriums für Post- und Fern- 
meldewesen der Deutschen Demokratischen Republik ist un- 
ter Nr. 2 zur Abgeltung der im Post- und Fernmeldeverkehr 
von der Deutschen Post der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik bis zum 31. Dezember 1966 erbrachten Mehrleistungen 
die Zahlung eines einmaligen Pauschalbetrages in Höhe von 
250 Millionen DM durch die Bundesrepublik Deutschland bis 
zum 15. Dezember 1971 vereinbart worden. 

' Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
' 11. November 1971 — F/II A 5 — AF 1000 — 39/71 — über 
die Ausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

i Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01. 


110 



Kap. i 
Tit. ; 


60 04 
642 21 i 


60 04 I 
681 21 ' 


60 04 
712 21 


60 04 
632 51 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksadle VI/3628 


An über- und 

Haushalts- , außerplan- 

betrag ! mäßigen Aus- 

1971 i gabemittein sind Zweckbestimmung und Begründung 

zugewiesen 

DM DM 

) 

2 3 ! 4 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


20 000 000 — ' 


i 

I 


1 490 000,-— 


[ 


544 038,67 


Erstattungen an die Länder für die Beseitigung deutscher 
Munition auf nicht bundeseigenen Liegenschaften 


I Der Mehrbedarf beruht auf unabweisbaren gesetzlichen Aus- 
I gabeverpflichtungen des Bundes für die Beseitigung deutscher 
I Munition auf nicht bundeseigenen Liegenschaften nach § 19 
I Abs. 2 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes. 

i 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

i 

j Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 681 63. 


152 666,20 Versorgungs- und Schadenersatzansprüche 

i Die Mehrausgabe ist auf unabweisbare gesetzliche Leistungen 
für Versorgungs- und Schadenersatzansprüche nach § 5 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes zurückzuführen. 

' Sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 681 62. 


12 500 000,— I 


3 380 977,15 Beseitigung von Gefahrenstellen an ehemaligen Luftsdiutz- 
stollen und Grundslücksbereinigungen 

I Die Mehrausgabe ist auf nicht vorhergesehene höhere Kosten 
für die Beseitigung von Gefahrenstellen durch Einbruch ehe- 
maliger Luftschutzstollen zurückzuführen. Auf die Beseiti- 
gung dieser Gefahren bestehen Rechtsansprüche gegen den 
Bund, deren Erfüllung zur Abwendung einer Gefahr für 
Leben oder Gesundheit nicht hinausgeschoben werden konnte 
(§19 Abs. 2 Nr. 1 Allgemeines Kriegsfolgengesetz). 

Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 681 62 und 698 61. 


12 126 000,— 


1 492 850,80 


Heimatauskunftstellen, Auskunftstellen u. a. 


Die nach § 351 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes an die 
Länder zu erstattenden Beträge sind wegen der allgemeinen 
Erhöhung der Personal- und Sachkosten gegenüber dem 
Haushaltsjahr 1970 wesentlich gestiegen. Bereits im Haus- 
haltsjahr 1970 war eine volle Erstattung der Kosten nidit 
möglich, so daß ein Überhang erst aus Mitteln des Jahres 
1971 gezahlt werden konnte. Dies führte zu einer wesent- 
i liehen Schmälerung der verfügbaren Mittel für 1971, deren 
Veranschlagung im übrigen nur auf einer groben Schätzung 
beruhte, weil das Inkrafttreten des Finanzanpassungsgeset- 
zes, das den Fortfall der Kostenregelung ab 1. Januar 1974 
vorsieht, ursprünglich für den 1. Januar 1972 erwartet wor- 


in 
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den war. Darüber hinaus ist durch die Bewilligung einiger 
neuer Stellen und Stellenhebungen bei den Auskunftstellen 
ein Mehrbedarf entstanden. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und unvorhergesehen, weil 
er auf gesetzlicher Verpflichtung beruht und insbesondere 
die Personal- und Sachkostenerhöhungen sowie die Stellen- 
veränderungen im Bereich der Auskunftstellen nicht bekannt 
waren. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 


60 04 ; 13 874 000,— 


1 576 000,— 


Zentrale Kreditinstitute, Kontrollausschuß u. a. 


671 51 


60 05 i 72 000 000,— 
676 01 ! 


I 

I 


: Die nach § 5 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes vom Bund 
I zu tragenden Verwaltungsgebühren der zentralen Kredit- 
, institute konnten wegen der erhöhten Personal- und Sach- 
I kosten schon in den zurückliegenden Haushaltsjahren nicht 
voll bezahlt werden, so daß jeweils ein Überhang verblieb, 
der erst aus Mitteln des Folgejahres gedeckt werden konnte. 
Die Verwaltungsgebühr der Lastenausgleichsbank ist im 
Jahre 1971 gegenüber dem Haushaltsjahr 1970 abermals er- 
heblich angestiegen. Auch der vorgesehene Zuschuß für das 
Statistische Bundesamt hat sich erhöht. 

Diese Ausgaben waren unabweisbar, weil der Bund zur 
Kostentragung verpflichtet ist. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Erhöhung 
der Personal- und Sachkosten in diesem Umfang nicht zu 
erkennen war, 

! Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 


I 

1 1 883 627,77 j Förderung des Luftreiseverkehrs zwischen Berlin und dem 
j übrigen Bundesgebiet 

I Trotz Erhöhung der Flugpreise hat der Luftreiseverkehr von 
und nach Berlin bei gleichbleibender Subvention gegenüber 
' dem Vorjahr erheblich zugenommen (Steigerung des Luft- 
' reiseverkehrs 1971 gegenüber 1970 um 10,3 v. H.). 

: Diese Entwicklung war nicht vorherzusehen, 

i Im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse beim Zugang 
nach Berlin war die Mehrausgabe unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 686 02, 863 61, 866 71 und 
I Kap. 25 02 Tit. 642 01. 


I 
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108 000 000,-1 2 625 027,64 ] Besondere Hilfsmaßnahmen 

i I 

* : Der Mehrbedarf ist durch die nicht vorhergesehene Zunahme 

des Güterverkehrs nach Berlin (+ 8,5 v. H.) und durch die 
volle Auswirkung einer Erhöhung der Steuerausgleichsab- 
gabe in 1970 entstanden. 

Wegen der besonderen Verhältnisse beim Zugang nach Berlin 
war die Erstattung der von der DDR erhobenen Abgaben 
unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01 . 


2 947 000 000 — 321 000 000,— j Allgemeiner Zuschuß zum Berliner Haushaltsplan 



37 000 000,— ' 

' I 


Ausgleich eines Mehrbedarfs, der vor allem auf den nicht 
vorhersehbaren gesetzlichen und tariflichen Personalkosten- 
steigerungen in 1971 beruhte. 

Die Mehrausgabe war im Hinblick auf § 16 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in der Fassung vom 11. Mai 1956 (BGBl. I 
I S. 420) unabweisbar, da Berlin nicht in der Lage war, die 
Mehrbelastung allein auszugleichen. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
I 26. August 1971 — F/II B 1 — AF 5010 — 14/71 — über 
! eine Mehrausgabe in Höhe von 316,5 Millionen DM unter- 
richtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 461 01 (125,0 Millionen DM), 
I Kap. 60 05 Tit. 652 11 (16,5 Millionen DM) und Kap. 25 02 
; Tit. 642 01 (179,5 Millionen DM). 


15 000 000, — Darlehen für Zwecke der kommunalen Stadtentwässerung 

Die zügige Fertigstellung der Klärwerke Marienfelde und 
; Ruhleben, denen für die Abwässerbeseitigung in Berlin 
I besondere Bedeutung zukommt, erforderte infolge des Bau- 
I fortschritts und der inzwischen eingetretenen Preiserhöhun- 
! gen die Bereitstellung weiterer 15 Millionen DM. 

i Diese Entwicklung konnte nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war im Hinblick auf § 16 des Dritten 
Überleitungsgesetzes in der Fassung vom 11. Mai 1956 
(BGBl. I S. 420) unabweisbar, da Berlin den erforderlichen 
Deckungsbedarf nicht aufbringen konnte. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
26. August 1971 — F/II B 1 — AF 5010 — 14/71 — über 
die Mehrausgabe unterrichtet worden. 

Einsparung bei Kap. 60 05 Tit. 652 11. 
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